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Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.
 beim Schulministerium anerkannter Elternverband

www.landeselternschaft-nrw.de

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Eltern,

in den kommenden Jahren werden wir alle in den unterschiedlichen Lebensbereichen die Folgen der 

zurückgehenden Bevölkerungszahlen erfahren. Besonders stark sind die Bereiche der 

Elementarstufe und Primarstufe betroffen. In 10 Jahren werden 20% weniger Grundschüler 

eingeschult als heute (vgl. Statistische Übersicht Nr. 360 , April 2007, MSW NRW). Der Druck der 

Gemeinden über die Fortführung einzelner Grundschulstandorte nachzudenken wird deshalb in den 

kommenden Jahren erheblich steigen. Mit dem neuen Schulgesetz hat die Landesregierung auf diese 

Situation reagiert und mit Instrumenten wie der Aufhebung der Schuleinzugsbezirke, der Festlegung 

der Zügigkeit und der Bildung von Grundschulverbünden Handlungsmöglichkeiten für den Schulträger 

geschaffen. 

Insbesondere die Bildung von Grundschulverbünden und damit die Entscheidung für den Erhalt von 

Schulstandorten ist ein wichtiges Instrument, das in der Zukunft an Bedeutung gewinnt um trotz 

teilweise extrem rückläufiger Schülerzahlen weiter ein wohnortnahes Grundschulangebot aufrecht zu 

erhalten. Die Alternative wäre sonst in vielen Fällen die Schulschließung. 

In NRW sind mittlerweile erste Grundschulverbünde nach teilweise heftigen Diskussionen gebildet 

worden. Wir möchten Ihnen mit diesem Infoheft den Einstieg in die Thematik, kontroverse Meinungen, 

aber auch konkrete Fallsituationen und Lösungen vorstellen.

Die Landeselternschaft wird sich dafür einsetzen, dass der Rückgang der Schülerzahlen nicht zu 

einem Rückgang der schulischen Förderung führt, sondern im Gegenteil freiwerdende Potenziale für 

eine Verbesserung der Förderung verwendet werden.

Martin Depenbrock 
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02 – 04.03 Fachausschusstagung für 
Grund- und Hauptschulen BER, 
Rotenburg/Wümme (Frau 
Collenberg, Fr.Denkhaus)

19.04. Forum Förderung Kinder, 
Arbeitstreffen, Dortmund (Hr. 
Depenbrock)

21.04. Grundschultreff und 
Mitgliederversammlung Castrop-
Rauxel (Vorstand)

09.05. Verbändetreffen mit Ministerin 
Sommer, Düsseldorf (Fr. Völxen, Hr. 
Maier)

29.05. Tagung zur Schulstruktur, DGB, 
Düsseldorf (Hr. Depenbrock)

30.05. Beiratssitzung "Selbständige 
Schule", Köln (Hr. Depenbrock)

04.06. Gespräch mit Staatssekretär 
Wienands, Düsseldorf (Hr. Maier, Hr. 
Depenbrock)

06.06. Vorstandssitzung, Kreuztal 
(Vorstand)

15 – 17.6 Frühjahrsplenartagung BER, 
Ästhetische Bildung, Soest 
(Fr. Collenberg, Fr.Denkhaus)

F E R I E N

03.08. Interview WDR zu 4 Jahren Offene 
Ganztagsschule, Dortmund (Hr. 
Depenbrock)

17.08. Gespräch mit Dr. Rösner, Uni 
Dortmund zu 
Grundschulverbünden (Hr. 
Depenbrock)

24.08. WDR Aktuelle Stunde, Thema 
OGS, Dortmund (Hr. Depenbrock)

12.09. Gespräch mit der KED NRW, 
Dortmund (Vorstand)

25.09. Vorstandssitzung, Kreuztal 
(Vorstand)

F E R I E N
11.10. Fachkongress "Übergänge 

gestalten", Essen (Hr. Depenbrock)

13.10. Forum Schule 3.Fachkongress, 
Neue Perspektiven für Jungen und 
Mädchen, Köln (Fr. Völxen)

22.10. Projektbeirat JeKI, Bochum 
(Fr. Depenbrock)

30.10. Anspruch und Wirklichkeit der 
NRW Bildungspolitik, 
Zwischenbilanz zum Bochumer 
Memorandum, Düsseldorf 
(Fr.Völxen)
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"Der perfekte Lehrer trinkt nicht, raucht 
nicht, spielt nicht und existiert nicht." -

 Unbekannter Autor
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3.1 Entwicklung der Schülerzahlen
Quelle: NRW Bildungsreport 2006 u. 2007., LDS NRW

Der Anteil junger Menschen an der Gesamtbevölkerung 
in NRW wird in den kommenden Jahrzehnten deutlich 
zurückgehen. Setzt sich die bisherige Bevölkerungs­
entwicklung fort, so wird die Zahl der Kinder im Primar­
schulalter (6 bis 9 Jahre) bis zum Jahr 2050 gegenüber 
heute (2005) um knapp ein Drittel (32,2 Prozent) gesun­
ken, die Zahl der Menschen im Rentenalter dagegen um 
fast den gleichen Anteil (30,1 Prozent) angestiegen sein. 

Ursache für diese langfristige Verschiebung der 
Altersstruktur ist vor allem die anhaltend niedrige Ge­
burtenrate von durchschnittlich 1,4 Kindern pro Frau 1, 
die zudem von zahlenmäßig immer schwächeren Gene­
rationen potenzieller Mütter geboren werden. 

Gleichzeitig sorgt die steigende Lebenserwartung für 
eine Zunahme des Seniorenanteils an der Bevölkerung.2

1 Um den aktuellen Bevölkerungsstand aufrechtzuerhalten, wären im 
Durchschnitt 2,1 Kinder pro Frau notwendig. 

2  Auch die Gesamtbevölkerungszahl in NRW ist seit 2004 erstmalig 
rückläufig. Ihre Entwicklung ist abhängig von Geburten, Sterbefällen sowie 
Zu- und Abwanderungen. Mit 158 054 erreichte die Zahl der Geborenen im 
Jahr 2004 einen historischen Tiefststand, die Zahl der Sterbefälle wies mit 
184 449 den niedrigsten Wert innerhalb der letzten vier Jahrzehnte auf. 
Zwar zogen auch im Jahr 2004 mehr Menschen nach Nordrhein- Westfalen 
als das Land verließen, jedoch reichte der „Wanderungsgewinn“ von rund 22 
000 Personen nicht aus, um den „Sterbefallüberschuss“ von 26 400 
auszugleichen.

Schnelle technische und gesellschaftliche 
Veränder-ungen stellen hohe Anforderungen an die 
Lern-, Orientierungs- und Entscheidungsfähigkeit 
der Bürgerinnen und Bürger. Eine intensive 
Bildungs-phase in der Jugend bietet ein gutes 
Fundament, muss aber zunehmend ergänzt 
werden durch Prozesse lebenslanger 
Weiterqualifizierung, in die alle Bevölkerungs­
gruppen einbezogen werden. Die demografische 
Entwicklung muss sich daher auf die Kapazitätspla­
nungen von Schulen und Hochschulen ebenso 
auswirken wie auf das Angebot an Aus-
bildungsplätzen, auf Personalplanungsmaßnahmen 
in Betrieben und auf gesellschaftliche Konzepte für 
Weiterbildung und lebenslanges Lernen. 
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"Kein Körper altert so rasch und sichtbar 
wie der Lehrkörper." - 

Gerhard Kocher
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Vom Rückgang der Schülerzahlen im Zuge des 
demografischen Wandels werden fast alle Regionen 
des Landes betroffen sein, allerdings in 
unterschiedlichem Ausmaß. Nach den Ergebnissen 
der aktuellen regionalisierten Schülerprognose 
dürften im Zeitraum 2006 bis 2029 ländliche Kreise 
wie der Hochsauerlandkreis, die Kreise Höxter, 
Unna und der Ennepe-Ruhr-Kreis mit über 34 
Prozent die stärksten Rückgänge zu verzeichnen 
haben. Aber auch die kreisfreie Stadt Gelsenkirchen 
muss mit einem deutlichen Schülerrückgang von 
etwa 30 Prozent rechnen. Mit 15 und weniger 
Prozent wird der Rückgang der Schülerzahlen 
dagegen in den kreisfreien Städten Düsseldorf, 
Köln, Bielefeld, Aachen und Leverkusen noch am 
niedrigsten ausfallen. Einzig der ehemalige 
Regierungssitz Bonn kann bis zum Jahre 2029 über 
7 Prozent mehr Schülerinnen und Schüler für sich 
verzeichnen. 

Allgemein lässt sich feststellen, dass sowohl der 
Bevölkerungsrückgang als auch die damit 
verbundenen Verschiebungen der 
Altersstrukturpyramide die ländlichen Kreise stärker 
treffen als die größeren Städte. Die dargestellte 
Schülerprognose wurde auf der Basis der 
Bevölkerungsvorausberechnung des Jahres 2005 
erstellt. Grundsätzlich sind regionale Differenzen 

in der Schülerzahlentwicklung bedingt durch die 
regional unterschiedliche Entwicklung sowohl der 
Einschulungsjahrgänge als auch der Übergänge in 

weiterführende Schulformen. 

Im Rahmen der Vorausberechnung der 
Schülerzahlen werden die Eingangs-, Übergangs- 
und Abgangsquoten der Schulformen jedoch 
konstant gehalten; die regionalen Unterschiede 
spiegeln daher allein die unterschiedliche 
demografische Entwicklung wider. Zu erwartende Zu- 
und Abwanderungen in den Regionen wurden bereits 
in der Bevölkerungsvorausberechnung berücksichtigt 
und gehen somit implizit in die Schülerprognose ein. 

3.2 Geburtenrückgang stellt neue 
Weichen
 Ein konkretes Beispiel aus dem Rhein-
Sieg-Kreis

Quelle: Bonner General-Anzeiger, 20.2.2007, Tina 
Kretschmer

Rhein-Sieg-Kreis. Die Zahlen verheißen nichts 
Gutes: Im Rhein-Sieg-Kreis wird die Zahl der 
Grundschüler bis 2015 aufgrund des 
Geburtenrückgangs von 27 088 (2005) auf dann 24 
727 sinken, prognostiziert das Landesamtes für 
Datenverarbeitung und Statistik NRW. Für das 
laufende Schuljahr hatten die Experten 6 523 
Anmeldungen vorausgesagt, tatsächlich waren es 
sogar nur 6 283 Erstklässler. "Unsere Zahlen 
sprechen dafür, dass der Rückgang noch schneller 
vonstatten gehen wird", sagt Kreisschuldezernent 
Norbert Keusen. Ein Rückgang von zehn Prozent sei 
wahrscheinlich.

Bei diesen Aussichten mag sich mancher fragen, wie 
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es in Zukunft um die Grundschulen im Kreisgebiet 
bestellt sein wird. 105 Grundschulen gibt es derzeit 
zwischen Windeck und Swisstal, davon sind 18 
höchstens eineinhalbzügig. Sechs Schulen haben in 
jedem Jahrgang sogar nur eine Klasse. Eine dieser 
einzügigen Grundschulen besuchen sogar nur 82 
Mädchen und Jungen. "Das liegt unter der Sollzahl", 
sagt Keusen. Der Richtwert beträgt pro Klasse 24, für 
die Gesamtschülerzahl also 96.

Noch zwei weitere Schulen können weniger als 100 
Schüler aufweisen. Besonders die Zukunft dieser kleinen 
Schulen ist fraglich. Zumal der Wegfall der Schulbezirke 
zum Schuljahr 2008/2009 weitere Veränderungen mit 
sich bringen wird. Eltern können dann per Gesetz frei 
wählen, welche Schule ihr Kind besuchen soll. Die 
einzige Stadt im Kreisgebiet, welche die Möglichkeit 
genutzt hat, die Aufhebung der Grenzen schon vor 2008 
durchzuführen, ist Siegburg. "Erfahrungen haben wir 
natürlich in der kurzen Zeit noch keine sammeln 
können", sagt Keusen.

Das Wahlverhalten der Eltern könne sowohl in die eine, 
als auch in die andere Richtung gehen. Heißt: Die Zahl 
an den kleineren Schulen kann wieder ansteigen oder 
noch weiter sinken. "Es kann durchaus sein, dass es bei 
der ein oder anderen Schule zu einem pädagogischen 
Wettbewerb kommt."

Kann eine Schule auf lange Zeit die Mindestzahl an 
Schülern nicht vorweisen, ist laut Keusen die Möglichkeit 
nicht auszuschließen, dass sie geschlossen wird. "Doch 
der Träger, also die Gemeinden, kann das verhindern, 
indem er einen Grundschulverbund eingeht." Dann 
würden mehrere Grundschulen zusammen gelegt 
werden und eine zentrale Leitung haben. "Gerade kleine 
Schulen sind häufig mit den enormen 
Verwaltungsarbeiten überfordert", weiß Keusen.

Ein weiterer Vorteil sei etwa die Kooperation in Sachen 
Vertretung. Wenn etwa zwei kleine an eine große Schule 
gebunden werden, gebe es bessere Möglichkeiten, 
einen Vertretungslehrer zu finden. "Der Nachteil für die 
kleineren Schulen ist, dass sie ihre Unabhängigkeit 
aufgeben würden."

Noch gibt es einen solchen Grundschulverbund nicht, 
"doch das wird in den nächsten Jahren kommen", ist 
sich der Dezernent sicher. Eine Alternative könnte sein, 
dass der Träger eine kleine Schule nicht nur 
organisatorisch, sondern auch örtlich an eine größere 
Schule anbindet. "Wenn er genügend Raum zur 
Verfügung hat, wäre das im Rahmen des Machbaren." 
Überlegungen, die ins Detail gehen, wie etwa den 
Transport der Kinder zu der anderen Schule, seien 
ebenfalls Sache der Kommune.

"Das ist alles schwer zu prognostizieren, denn es hängt 
stets davon ab, was der jeweilige Schulträger will", sagte 
Keusen. Der Spielraum sei sehr weit gefasst. Das letzte 
Wort habe dann aber immer noch die Bezirksregierung. 
Grund zur Sorge gebe es gleichwohl aus Keusens Sicht 
keinen. "Das flächendeckende und ortsnahe Angebot ist 

nicht gefährdet." 

3.3 Schulgesetz
§ 75 Besondere Formen der Mitwirkung
(5) An Grundschulen mit Teilstandorten kann die 
Schulkonferenz neben der Schulpflegschaft 
Teilschulpflegschaften einrichten.

§ 82 Mindestgröße von Schulen
(1) ....

(2) Grundschulen müssen bei der Errichtung 
mindestens zwei Parallelklassen pro Jahrgang 
haben, bei der Fortführung mindestens eine Klasse 
pro Jahrgang. Eine Grundschule mit mindestens 
zwei aufsteigenden Klassen kann fortgeführt 
werden, wenn den Schülerinnen und Schülern der 
Weg zu einer anderen Grundschule mit mindestens 
einer Klasse pro Jahrgang nicht zugemutet werden 
kann. Der Unterricht ist in diesem Fall gemeinsam 
mit anderen Schulen und, soweit erforderlich, durch 
zusätzliche Lehrerstellen sicher zu stellen.

(3) Grundschulen mit weniger als zwei Klassen pro 
Jahrgang sollen, wenn der Schulträger deren 
Fortführung für erforderlich hält, zur Erreichung 
angemessener Klassen- und Schulgrößen im Sinne 
von § 81 Abs. 1 möglichst als Teilstandort geführt 
werden (Grundschulverbund). Auch 
Bekenntnisschulen  oder Weltanschauungsschulen 
können als Teilstandort in einen 
Grundschulverbund eingebracht werden. An einem 
solchen Teilstandort werden Schülerinnen und 
Schüler nach den Grundsätzen dieses 
Bekenntnisses oder dieser Weltanschauung 
unterrichtet und erzogen. §§ 26 und 27 finden auf 
einen solchen Standort entsprechende 
Anwendung. 

Ein Mitglied der Schulleitung, das dem 
betreffenden Bekenntnis oder der betreffenden 
Weltanschauung angehört, nimmt in bekenntnis- 
oder weltanschauungsbezogenen Belangen des 
Teilstandortes die Aufgaben der Schulleitung wahr. 
Letzteres gilt entsprechend für die stets zu bildende 
Teilschulkonferenz und Teilschulpflegschaft.

3.4 Verordnung zur Ausführung 
des §93 Abs. 2 Schulgesetz Jahr 
2007/08
(VO zu § 93 Abs. 2 SchulG)

Vom 14. Juni 2007 

 §5 Wöchentliche Pflichtstunden
der Schulleiterinnen und Schulleiter
(Schulleitungspauschale)

(1) Für die Aufgaben der Schulleitung steht jeder 
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Schule eine nach der Zahl ihrer Grundstellen (§ 7 Abs. 
1) und des Ganztagszuschlags (§ 9 Abs. 1) 
berechnete Anrechnungspauschale 
(Schulleitungspauschale) zur Verfügung. Sie beträgt 
sechs Wochenstunden zuzüglich 0,6 Wochenstunden 
je Stelle bis zur 35. Stelle und 0,2 Wochenstunden für 
jede weitere Stelle. Für nach dem 1. August 2006 
gebildete Grundschulverbünde nach § 82 Abs. 3 
SchulG und durch Zusammenlegeung von Schulen 
nach § 81 Abs. 2 Satz 2 SchulG errichtete 
weiterführende Schulen sowie für nach dem 1. August 
2005 gebildete organisatorische Zusammenschlüsse 
von Schulen nach § 83 Abs. 1 SchulG erhöht sich der 
Sockelbetrag um weitere drei Stunden, wenn die 
Standorte nicht auf einem zusammenhängenden 
Grundstück liegen. An Hauptschulen erhöht sich die 
Schulleitungspauschale zusätzlich um 0,1 
Wochenstunden je Stelle. 

3.5 Die  Mindestgröße eines 
Grundschulverbundes 
Bei der Errichtung eines Grundschulverbunds 
entsteht eine einheitliche Grundschule. Deshalb 
muss ein Grundschulverbund - wie jede 
Grundschule - bei der Errichtung mindestens zwei 
Parallelklassen pro Jahrgang haben. Welche 
Mindestgröße die einzelnen Teilstandorte haben 
müssen, ist nicht näher geregelt. In allen 
Teilstandorten müssen aber die durch die 
Verordnung zu § 93 Abs. 2 SchulG festgelegten 
Klassenbildungswerte erreicht werden. 

Für die Klassenbildung gilt eine Bandbreite von 18 
bis 30 und ein Richtwert von 24 Schülerinnen und 
Schülern. Die Schulleitung hat die Möglichkeit, im 
Dialog mit den Eltern die Klassenbildung durch 
sinnvolle Verteilung von Schülerinnen und Schülern 
auf die Standorte zu organisieren, um damit 
möglichst gleich große Klassen und hiermit 
verbunden auch eine bessere Nutzung der 
Personalressourcen zu erreichen.

3.6 Einbeziehung einer 
Bekenntnisschule in den 
Grundschulverbund

Auch Bekenntnisschulen können als Teilstandort in 
einen Grundschulverbund eingebracht werden. An 
einem solchen Teilstandort werden Schülerinnen 
und Schüler nach den Grundsätzen dieses 
Bekenntnisses unterrichtet.

Die Vorschriften über die Bestimmung der Schulart 
finden auf einen solchen Standort entsprechende 
Anwendung. Ein Mitglied der Schulleitung, das dem 
betreffenden Bekenntnis angehört, nimmt in 
bekenntnisbezogenen Belangen des Teilstandorts 

die Aufgaben der Schulleitung wahr.

3.7 Stellenzuweisung für 
Verbundschulen

Der AVO-Bedarf bleibt nach der Relation der 
Gleiche. Also ändert sich die Stellenzuweisung 
deswegen nicht. Die Schulleitungsentlastung ist in 
der Relation mit eingerechnet, daher bleibt diese 
Ressource der Schule für die 
Unterrichtsversorgung erhalten. Außerdem bieten 
gerade Grundschulverbünde bessere 
Möglichkeiten, Unterrichtsausfall organisatorisch 
bereits im Vorfeld zu begegnen. 

3.8 Elternmitwirkung bei der 
Bildung eines 
Grundschulverbundes

Der Schulträger muss die Schule rechtzeitig 
beteiligen, wenn die Bildung eines 
Grundschulverbundes geplant ist. Dazu

 § 76 Mitwirkung beim Schulträger:
„Schule und Schulträger wirken bei der 
Entwicklung des Schulwesens auf örtlicher 
Ebene zusammen. Die Schule ist vom 
Schulträger in den für sie bedeutsamen 
Angelegenheiten rechtzeitig zu beteiligen. 
Hierzu gehören insbesondere

1. Teilung, Zusammenlegung, Änderung und 
Auflösung der Schule“

Die Schulkonferenz entscheidet nach §65, Abs. 2, 
Nr.22 über die Beteiligung beim Schulträger, also 
darüber weöche Personen in welcher Form bei der 
Mitwirkung nach §76 die Schule vertreten.

Damit erfolgt eine Mitwirkung der Eltern erst einmal 
nur indirekt über die Vertretung in der 
Schulkonferenz.

Die Bildung eines Grundschulverbundes wird in 
manchen Fällen heftige, kontroverse Diskussionen 
auslösen. Damit eine möglichst von allen Seiten 
getragene Entscheidung bei Schulträger erzielt 
werden kann, empfiehlt es sich,  dass die 
Schulkonferenzen beider Schulen mindestens je 
einen Eltern- und Lehrervertreter in die Gremien des 
Schulträgers entsenden. 

3.9 Elternmitwirkung im Grund-
schulverbund

Das Schulgesetz definiert die Struktur der 
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Elternvertretung in Schulverbünden nicht eindeutig. §75 
enthält nur eine Kann-Vorschrift ( vgl. Heft 2006-2, S. 
26) der Möglichkeit zur Einrichtung einer 
Teilschulpflegschaft pro Standort durch die 
Schulkonferenz.

In §82(3) letzter Satz ist im Gegensatz dazu von einer 
„stets einzurichtenden Teilschulkonferenz und 
Teilschulpflegschaft“ die Rede.

Darüber hinaus ist ungeklärt in welchem Verhältnis die 
Teilschulpflegtschaft und  die Teilschulkonferenz zur 
Schulpflegschaft bzw. Schulkonferenz steht. Auf 
Nachfrage der Landeselternschaft Grundschulen räumte 
das Ministerium Regelungslücken ein, konnte aber keine 
Hinweise auf den praktischen Umgang damit geben.

Vorstellbar ist, dass Teilschulpflegschaft und 
Teilschulkonferenz jeweils antragsberechtigt an 
Schulpflegschaft bzw. Schulkonferenz sind. Eine 
bindende Wirkung des Beschlusses eines Teilstandort-
Gremiums ist nicht zu erkennen bzw. zu begründen.

Es ist daher zu empfehlen, dass der neue Schulverbund 
von der Möglichkeit Gebrauch macht, sich eine eigene 
Geschäfts- und Wahlordnung zu geben. (vgl. Heft 2006-
2, S. 25ff)

3.10 Städtetag NRW – die Sicht der 
Schulträger
Quelle: Stellungnahme zum Schulgesetz vom 22.02.2006

zur Mindestgröße von Schulen (§ 82)

Nach § 82 Abs. 3 sollen Grundschulen mit weniger als 
zwei Klassen pro Jahrgang zur Erreichung 
angemessener Klassen- und Schulgrößen künftig im 
Rahmen von Grundschulverbünden als Teilstandorte 
geführt werden.
Zunächst ist festzustellen, dass Grundschulverbünde 
vorrangig als Handlungsoption für den ländlichen Raum 
in Frage kommen dürften. Im großstädtischen Bereich 
sind entsprechende Verbünde in der Regel nicht 
erforderlich, da in zumutbarer Entfernung Alternativen 
vorhanden sind.

Gegen das Modell der Grundschulverbünde bestehen 
aus unserer Sicht unter folgenden Voraussetzungen 
keine Bedenken: Zum einen sollte am bisherigen 
Grundsatz der Zweizügigkeit als Voraussetzung für den 
geordneten Schulbetrieb aus pädagogischen und fi-
nanziellen Gründen festgehalten werden.

Zum anderen muss den Kommunen mit Blick auf die 
Bewältigung des demografischen Wandels ein möglichst 
breites Spektrum schulorganisatorischer 
Handlungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Die 
schulgesetzlichen Regelungen sollten im Hinblick auf die 
notwendige Flexibilität mehrere Handlungsoptionen 
eröffnen. Diese müssen grundsätzlich auch die 
Möglichkeit umfassen, im Rahmen der 
Schulentwicklungsplanung unwirtschaftliche 

Grundschulstandorte aufzugeben. Entsprechende 
schulorganisatorische Entscheidungen sollten im 
Einvernehmen zwischen Schulträgern und Land 
getroffen werden. Grundschulverbünde sollten 
dabei die Schulen des Stadt- bzw. 
Gemeindegebietes umfas-en. 
Gemeindeübergreifende Grundschulverbünde 
sollten nur auf freiwilliger Basis ermöglicht werden.

Die Vorschrift in der vorliegenden Form erfüllt diese 
Voraussetzungen nicht. Sie könnte dahingehend 
ausgelegt werden, dass bei Unterschreiten der 
Zweizügigkeit Grundschulen verpflichtend in einen 
Teilstandort umzuwandeln sind. Die verpflichtende 
Bildung von Teilstandorten als Regelfall, also unter 
Umständen der weitere Betrieb nicht im ordnungs-
gemäßen Schulbetrieb befindlicher Schulen, würde 
die Schulträger durch unnötige Kosten für 
Gebäudeunterhaltung und -sanierung belasten.

Es erscheint nicht akzeptabel, dass das Land für 
seinen Zuständigkeitsbereich die Zulässigkeit 
bestimmter schulorganisatorischer Maßnahmen an 
die Voraussetzung bindet, dass kein zusätzlicher 
Lehrerstellenbedarf entsteht (z. B. bei 
Teilstandorten gemäß § 83 Abs. 4 SchulG), 
während im vorliegenden Fall finanzielle 
Belastungen auf der kommunalen Seite jedoch 
außer Betracht bleiben. Bei einer Umsetzung der 
Vorschrift in der vorliegenden Form wäre somit 
eine weitere Einschränkung kommunaler 
Handlungsmöglichkeiten bei der Schulorganisation 
die Folge, die abgelehnt wird.

Die Vorschrift sollte dahingehend geändert werden, 
dass Grundschulen mit weniger als zwei Klassen 
pro Jahrgang im Einvernehmen zwischen 
Schulträgern und der zuständigen 
Schulaufsichtsbehörde als Teilstandorte bzw. 
Grundschulverbünde geführt werden können. 
Hierdurch würde auch die bestehende Unklarheit 
dieser Vorschrift im Verhältnis zu
§ 83 Abs. 4 SchulG beseitigt, da auch dort 
Teilstandorte entsprechend ermöglicht werden.
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3.11 Die Bildung eines Grundschulverbundes
Quelle: Martin Depenbrock, Landeselternschaft Grundschule
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3.12 Die Bildung des Grundschulverbundes aus Mark- und Josefsschule 
in Kamen
Quelle: Vorlage an den Rat der Stadt Kamen vom 7.3.2007

Vorlage Bildung von Grundschulverbünden an den Rat der Stadt Kamen
 

Bezeichnung Inhalt Bezeichnung Inhalt
Name: 012/2007   
Art: Beschlussvorlage   
Datum: 07.03.2007   
Betreff: Bildung von Grundschulverbünden

a) Grundschulverbund der Gemeinschaftsgrundschule Brüder-Grimm-Schule
mit der Gemeinschaftsgrundschule Schule In der Mark b) Grundschulverbund 
der Gemeinschaftsgrundschule Südschule mit der Kath. Grundschule 
Josefschule

 

Beschlussvorschlag:
1.       Der Rat der Stadt Kamen beschließt gem. § 81 Abs. 2 in Verbindung mit § 82 Abs. 3 Satz 2 Schulgesetz 

(SchulG) NRW die Bildung nachstehender Grundschulverbünde zum 01.08.2007:

a)       Grundschulverbund der Gemeinschaftsgrundschule Brüder-Grimm-Schule mit der 
Gemeinschaftsgrundschule Schule In der Mark

b)       Grundschulverbund der Gemeinschaftsgrundschule Südschule mit der Kath. Grundschule Josefschule

Die Brüder-Grimm-Schule und die Südschule verändern sich in sogenannte Stammschulen. Die Schule 
In der Mark und die Josefschule werden zum Teilstandort des jeweiligen Grundschulverbundes.

2.       Die Verwaltung wird beauftragt, die gem. § 81 Abs. 3 SchulG erforderliche Genehmigung der 
Bezirksregierung Arnsberg einzuholen.

3.       Die sofortige Vollziehung wird gem. § 80 Abs. 2 Ziff. Verwaltungsgerichtsordnung im öffentlichen 
Interesse angeordnet.

Sachverhalt und Begründung (einschl. finanzielle Möglichkeit der Verwirklichung):

I.          Rechtliche Darstellung
Durch das Zweite Schulrechtsänderungsgesetz vom 27.06.2006 wurden auch die §§ 81und 82 SchulG im 
Hinblick auf die Errichtung, Änderung und Auflösung sowie die Mindestgröße von Schulen novelliert. 
Unverändert ist die Verpflichtung des Schulträgers, durch schulorganisatorische Maßnahmen angemessene 
Klassen- und Schulgrößen zu gewährleisten. Neu ist die Verpflichtung, hierzu Schulgrößen festzulegen und 
sicherzustellen, dass in den Schulen Klassen nach den in der Rechtsverordnung zu § 93 Abs. 2 Nr. 3 SchulG 
festgelegten Vorgaben des Ministeriums gebildet werden können. 

Die Neufassung des § 82 Abs. 3 SchulG ist die gesetzliche Grundlage für den Grundschulverbund. Hiernach 
sollen Grundschulen mit weniger als zwei Klassen pro Jahrgang zur Erreichung angemessener Klassen- und 
Schulgrößen im Sinne von § 81 Abs. 1 möglichst als Teilstandort geführt werden. Auch Bekenntnisschulen 
können als Teilstandort in einen Grundschulverbund eingebracht werden. An einem solchen Teilstandort 
werden Schülerinnen und Schüler nach den Grundsätzen dieses Bekenntnisses unterrichtet und erzogen. Mit 
der katholischen und der evangelischen Kirche besteht Konsens, dass auch Bekenntnisschulen 
in Grundschulverbünde eingebracht werden können. Ein Mitglied der Schulleitung, das dem betreffenden 
Bekenntnis angehört, nimmt in bekenntnisbezogenen Belangen des Teilstandortes die Aufgaben wahr. 

Durch die Bildung von Grundschulverbünden soll angesichts der stark zurückgehenden Schülerzahlen der 
Fortbestand kleiner wohnortnaher Grundschulstandorte ermöglicht werden. Durch den Grundschulverbund 
entsteht eine einheitliche Grundschule mit einem Kollegium, einer Leitung, einer Schulkonferenz und einer 
Schulpflegschaft. An Grundschulen mit Teilstandorten kann die Schulkonferenz neben der Schulpflegschaft 
auch Teilschulpflegschaften einrichten. Werden allerdings Bekenntnisschulen als Teilstandort in einen 
Grundschulverbund eingebracht, sind stets Teilschulkonferenzen und Teilschulpflegschaften zu bilden. 
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II.          Vorlaufende Überlegungen
Die Verwaltung hat bereits in der Sitzung des Schul- und Sportausschusses am 08.06.2006 über die zu diesem 
Zeitpunkt noch als Gesetzentwurf vorliegende Regelung informiert und begrüßt, dass sich mit der Änderung 
des § 82 bewusst ein Weg eröffnet, den Fortbestand kleiner, wohnortnaher Grundschulen zu sichern. Seitens 
der Verwaltung ist ausdrücklich klargestellt worden, dass sie beabsichtigt, mit der Erörterung über 
Grundschulverbünde zukunftssichernde Wege aufzuschließen. Bereits zum damaligen Zeitpunkt hat die 
Verwaltung in Gesprächen mit dem Schulleiter der Josefschule, Vertretern der Schulpflegschaft und der Kath. 
Kirche erklärt, dass auch die Josefschule mit dem Ziel der Zukunftssicherung in die Prüfung einbezogen und 
mögliche Wege zur weitgehenden Bestandsgarantie erörtert werden sollen. Zeitnah hat die Verwaltung auf 
Einladung der Bezirksregierung im Rahmen einer Arbeitsgruppe erste Gespräche geführt und in ihrer 
Situationsbeschreibung der Bezirksregierung gegenüber schriftlich dargelegt, dass im Grundschulverbund die 
Chance sowohl der Standort- als auch der Planungssicherheit gesehen wird. In der Sitzung hat abschließend 
Einvernehmen darüber bestanden, dass die Verwaltung eine umfassende Prüfung auf der Grundlage der neuen 
gesetzlichen Bestimmungen vornehmen wird. 
 
III.          Bisheriges Verfahren
Angesichts der gesetzlichen Verpflichtung des Schulträgers für die Gewährleistung von angemessenen 
Klassen- und Schulgrößen gem. § 81 Abs. 1 SchulG hat die Verwaltung daher auf Basis des bestehenden 
Schulgutachtens mit Blick auf die langfristige Sicherung der Kamener Schulstandorte und die Nutzung von 
Synergieeffekten durch die Bildung von Grundschulverbünden gem. § 82 Abs. 3 die voraussichtliche 
Entwicklung der 1-zügigen Grundschulen und ihrer möglichen Partnerschulen geprüft. 
Die Verwaltung hat in ihren Gesprächen mit allen Beteiligten, wie Schule, Eltern, Kirche, Schulaufsicht etc. ihr 
hohes Interesse an Transparenz und letztlich auch Entscheidungen im Konsens deutlich gemacht. Auf 
Einladung der Verwaltung erfolgten bereits im November erste Informationsgespräche mit den Beteiligten. Die 
Bezirksregierung wurde ebenfalls schriftlich über den Sachstand informiert. 
 
IV.          Entwicklung der Schülerzahlen
In allen Gesprächen wurde verdeutlicht, dass der Rückgang der Schülerzahlen aufgrund der demographischen 
Entwicklung als der wesentliche Grund für das Erfordernis zur Bildung von Grundschulverbünden anzusehen 
ist. Unabhängig davon, für welche Grundschule sich künftig die Eltern bei der Anmeldung ihrer Kinder 
entscheiden werden, können die Anforderungen für angemessene Klassen- und Schulgrößen ohne 
schulorganisatorische Maßnahmen dauerhaft nicht an allen Standorten erfüllt werden. 
 
Entwicklung der Schülerzahlen (Quelle Schulgutachten 2005) im Stadtteil Heeren-Werve

Jahr Brüder-Grimm- Schule Schule In der Mark Stadtteil insges.

2004 238 78 316

2005 231 82 313

2006 218 82 300

2007 215 80 295

2008 208 73 281

2009 196 69 265

2010 189 66 255

2011 185 65 250

2012 184 65 249

2013 183 64 247

2014 181 64 245

2015 179 63 242

 
Im Schulgutachten 2005 ist die Schülerprognose für die jeweilige Grundschule auf Basis der noch bis zum Jahr 
2008 bestehenden Schulbezirke erstellt worden. Dem Wegfall der Schulbezirke trägt die Addition der 
Schülerinnen und Schüler im gesamten Stadtteil Rechnung. 
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In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass auch SchülerInnenzuwächse aus 
Bauerwartungspotentialen berücksichtigt sind.
Die Verordnung zur Ausführung des § 93 Abs. 2 SchulG vom 18.03.2005, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 18.05.2006, regelt die Klassenbildung durch die in § 6 festgelegten Klassenfrequenzrichtwerte und 
Bandbreiten. In der Grundschule beträgt der Klassenfrequenzrichtwert 24. Es gilt die Bandbreite von 18 bis 30. 
Eine Unterschreitung auf 15 kann zugelassen werden, wenn die vom Schulträger gebildeten Schulbezirke den 
Besuch einer anderen Schule derselben Schulart ausschließen. 
Die Zahlen verdeutlichen, dass die Schule In der Mark bereits vom Schuljahr 2009 an nicht mehr in allen 
Jahrgängen die geforderte Mindestzahl von 18 erreicht. Angesichts des Schulstandortes Lenningser Straße und 
der damit zwangsläufig verbundenen räumlichen Entfernung zu anderen Siedlungsbereichen im Stadtteil ist 
auch nicht mit einer deutlichen Verschiebung der Anmeldezahlen zugunsten der Schule In der Mark zu 
rechnen. Aus Sicht des Schulträgers ist der Erhalt des Schulstandortes schon allein aufgrund der 
Schülerzahlen nur durch einen Schulverbund mit einer anderen Grundschule als Angebot für die 
Grundschülerinnen und Grundschüler im Wohnbereich Werve zu erreichen. 
Als einzige Grundschule für den Schulstandort in Heeren-Werve kommt auch nur die zweite Grundschule in 
diesem Stadtteil, somit die Brüder-Grimm-Schule, in Betracht. Da die kleinere Schule nach dem Gesetz zum 
Teilstandort wird, wird die Brüder-Grimm-Schule zur sogenannten Stammschule. 
 
Entwicklung der Schülerzahlen (Quelle Schulgutachten 2005 und Amtl. Schulstatistik) an der Südschule und 
der Josefschule

Jahr Südschule Josefschule

 
Quelle: 

Schulgutachten 2005
Amtl. 

Schulstatistik

Quelle: 
Schulgutachten 

2005
Amtl. Schulstatistik

2004 174 174 142 142

2005 179 181 158 139

2006 178 178 150 116

2007 173 179 159 120

2008 163  148  

2009 154  140  

2010 148  135  

2011 145  132  

2012 144  131  

2013 144  131  

2014 142  129  

2015 140  127  

 
Die Tabelle zeigt auf, dass die Prognose lt. Schulgutachten für die Südschule zahlenmäßig fast deckungsgleich 
mit den tatsächlichen Zahlen lt. Amtl. Schulstatistik ist. 
Bei der Josefschule gibt es erhebliche Abweichungen im Vergleich des Schulgutachtens zu den tatsächlichen 
Schülerzahlen lt. Amtl. Schulstatistik. Im Schuljahr 2006/07 gibt es mit 2 Klassen lediglich im 3. Jahrgang nur 
insgesamt 5 Klassen. Diese Zahl wird sich nach der Anmeldung für das Schuljahr 2007/08 auch nicht mehr 
verändern. In der Realität gibt es zum Schulgutachten eine Abweichung von 3 Klassen bereits zum Schuljahr 
2007/08. Bezogen auf die insgesamt sinkenden Schülerzahlen ist daher in Zukunft nur im Ausnahmefall in 
einzelnen Jahren von 2 Parallelklassen auszugehen. Auf eine zahlenmäßig weitergehende Darstellung der 
Schülerprognose wurde daher verzichtet. Sollte sich zum Schuljahr 2008/09 nicht die Bildung einer 2. Klasse 
ergeben, wird die Schülerzahl möglicherweise bereits im nächsten Jahr weniger als 100 betragen. Im Vergleich 
zum Jahr 2004 ist ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen. 
 
V.          Schulfachliche Stellungnahme
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens ist der Bezirksregierung Arnsberg neben der anlassbezogenen 
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Schulentwicklungsplanung auch die schulfachliche Stellungnahme des zuständigen Schulamtes vorzulegen. 
Der für die Kamener Grundschulen zuständige Schulamtsdirektor beim Schulamt für den Kreis Unna hat das 
bisherige Verfahren intensiv begleitet und in den verschiedenen Gesprächen mit der Verwaltung, den Schulen, 
Eltern und der Kirche aus schulfachlicher Sicht eine positive Bewertung dargelegt. Mit einem 
Grundschulverbund entsteht eine einheitliche Grundschule und somit auch nur ein Lehrerkollegium. Die Lehrer 
werden einer Grundschule mit mehreren Standorten zugewiesen. Durch den flexiblen Personaleinsatz wird eine 
hinreichende Differenzierung und die Sicherstellung von Vertretungsunterricht besser ermöglicht. Dies gilt auch 
für spezielle Förderangebote wie z.B. Sprachförderunterricht. Die größere Anzahl von Lehrkräften lässt 
außerdem mehr fachliche Spezialisierungen zu; die Schulprogrammarbeit und die Bewältigung pädagogischer 
Herausforderungen können auf vereinte und damit mehr Kräfte verteilt werden. Damit einher geht eine bessere 
Nutzung der Personalressourcen. Den Kommunen entstehen – im Gegensatz zur Schließung kleiner 
Grundschulen – keine Kosten für die Erweiterung von Schulen und für zusätzliche Fahrkosten. 
Durch den Wegfall von Schulleiterstellen wird das derzeitige Nachbesetzungsproblem bei kleinen Standorten 
verringert, zumal auf Grund der Größe der neu entstehenden Schule diese Leitungsfunktion höher bewertet und 
damit interessanter wird. Der Schulverbund mit der gestiegenen Schülerzahl ermöglicht zudem die Einrichtung 
von stellv. Schulleiterstellen.
In Kamen besteht aktuell das Problem in der Nachbesetzung der Schulleiterstelle an der Josefschule. Trotz 
wiederholter Ausschreibung hat es bisher keinen Bewerber um die Schulleitungsstelle gegeben. 
 
VI.          Mitwirkung der Schulen
Das Schulgesetz definiert die Bildung eines Teilstandortes als Änderung. Bei Änderungen ist die Schule gem. § 
76 Ziff. 1 SchulG zu beteiligen. Unabhängig von dieser gesetzlich vorgesehenen Beteiligung hat die Verwaltung 
von Beginn an auf Transparenz, umfassende Information und einen sich daraus entwickelnden Konsens 
gesetzt. Alle 4 beteiligten Schulen haben sich in ihren Schulkonferenzen mit der Bildung des jeweiligen 
Schulverbundes befasst und folgen den geplanten Schulverbünden.   
 
VII.         Belange des Schulträgers und allgemein organisatorische Umsetzungsfragen
 
Genehmigungsverfahren
Nach entsprechender Beschlussfassung durch den Rat der Stadt Kamen wird die Verwaltung umgehend die 
Genehmigung der Grundschulverbünde zum 01.08.2007 bei der Bezirkregierung in Arnsberg beantragen. 
 
Bezeichnung der Schulen
Die Bildung der Grundschulverbünde erfordert eine neue Bezeichnung der Schulen. Nach § 6 Abs. 6 SchulG 
muss jede Schule eine Bezeichnung führen, die den Schulträger, die Schulform und die Schulstufe angibt. Bei 
Grundschulen ist auch die Schulart anzugeben. Die Arbeitstitel der Verwaltung lauten:

a)   Grundschulverbund Kamen-Mitte
Schulverbund der Städt. Gemeinschaftsgrundschule Südschule
mit der Städt. Kath. Grundschule Josefschule (Teilstandort)
b)   Grundschulverbund Kamen-Heeren-Werve
Schulverbund der Städt. Gemeinschaftsgrundschulen
Brüder-Grimm-Schule und Schule In der Mark (Teilstandort)

Die Verwaltung sieht es aber als selbstverständlich an, den Schulkonferenzen die Möglichkeit zu geben, über 
ihre künftige Bezeichnung zunächst selbst zu beraten und einen Vorschlag zu benennen, über den dann der 
Schul- und Sportausschuss in seiner nächsten Sitzung beschließen wird. Dabei stützt die Verwaltung die 
Absicht, bei der Benennung der Schulen auch die Identifikation der Standorte zu tragen. 
 
Personalregelung
Im Rahmen der Grundschulverbünde bleiben die Schulstandorte unverändert. Es ergibt sich somit auch keine 
Änderung für die Zuständigkeit der derzeitigen Hausmeister; der Schulraum für die Schule In der Mark ist 
ohnehin nur vom Kreis Unna angemietet. 
Die Personalfrage zur Besetzung der Schulsekretariate ist insofern sensibel zu betrachten, als sich Aufgaben 
einer Schulleitung auf jeweils 2 Sekretariate verteilen werden. Die Verwaltung wird in Abstimmung mit den 
Schulleitungen eine für alle Standorte angemessene Regelung finden. 
 
Anmeldeverfahren
Das Anmeldeverfahren im Grundschulverbund Kamen-Heeren-Werve entspricht dem der anderen 
Grundschulen. Es ist seitens der Schulleitung organisatorisch zu regeln, zu welcher Zeit an welchem Standort 
und mit welcher personellen Besetzung die Anmeldungen erfolgen sollen. Die Aufnahmeentscheidung für die 
jeweiligen Standorte trifft die Schulleitung im Rahmen der Klassenbildung. 
Im Grundschulverbund Kamen-Mitte werden sich die Anmeldungen wie in den Vorjahren auch ergeben. Die 
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Eltern werden ihre Kinder entweder an der Stammschule oder am Teilstandort bewusst zum Besuch der kath. 
Bekenntnisschule anmelden. Bei einem Anmeldeüberhang am Teilstandort durch Kinder, die nicht dem kath. 
Bekenntnis angehören, wird den Eltern zeitnah empfohlen, ihr Kind an der ihrem Wohnort nächstgelegenen 
oder ihrem Wunsch entsprechenden Grundschule anzumelden. In der Praxis bedeutet dies, dass z.B. ein Kind 
ev. Bekenntnisses, das bewusst zum Besuch des Teilstandortes Josefschule angemeldet wurde und dort 
aufgrund der festgelegten Zügigkeit nicht aufgenommen werden konnte, nicht automatisch die Stammschule 
besuchen muss, sondern die formulierten Zugangsrechte zur wohnbereichsnahen Schule behält. 
In den Verwaltungsvorschriften zur Verordnung über den Bildungsgang in der Grundschule ist geregelt, dass 
bei einem Anmeldeüberhang die Aufnahmeentscheidung mit benachbarten Schulen abzustimmen ist. Das gilt 
überdies für sämtliche Schulstandorte. Dazu sollen sich die Schulleitungen der beteiligten Schulen frühzeitig 
miteinander in Verbindung setzen. Ziel ist, dass möglichst viele Schülerinnen und Schüler die gewählte Schule 
besuchen können. 
 
Betreuungsangebote
Aufgrund des von den Eltern nachgefragten Bedarfes wurde an der Brüder-Grimm-Schule und der Südschule 
die offene Ganztagsgrundschule eingerichtet. Das Betreuungsangebot der Schule von 8 bis 1 besteht mit 
Ausnahme der Schule In der Mark an allen Schulstandorten. Das derzeitige Angebot entspricht dem 
nachgefragten Bedarf bei den Eltern. Durch den Grundschulverbund im Stadtteil Heeren-Werve wird es in 
Zukunft auch ohne Gastschulantrag möglich sein, den bedarfsgerechten Schulstandort zu wählen. 
An der Josefschule ist das Angebot der Schule von 8 bis 1 im Hinblick auf das fehlende OGGS-Angebot in der 
Vergangenheit abweichend geregelt worden. Die Betreuung endete nicht generell nach der 6. Stunde, sondern 
erst um 14.00 Uhr. Daran beabsichtigt die Verwaltung festzuhalten. Diese Betreuungszeit erscheint 
ausreichend, da von dem Angebot, in einem persönlichen Gespräch nach einer Lösung für eine 
Betreuungsmöglichkeit zu suchen, bisher kein Gebrauch gemacht wurde. Sollten sich künftig geänderte 
Bedarfe ergeben, wird im Schulverbund und somit auch am (Teil-)Standort selbst oder mit einer benachbarten 
Grundschule eine Regelung zu finden sein. 
Für die Betreuungsangebote an den Kamener Grundschulen ergibt sich auch durch die veränderte 
Landesförderung mit der Betreuungspauschale je Schule, die den offenen Ganztag eingerichtet hat, keine 
Änderung. Die Angebote können fortgeführt werden. Nachrichtlich wird mitgeteilt, dass die Betreuung im 
Rahmen der Schule von 8 bis 1 nur noch an den Schulen in Höhe von 4.000,00 € je Gruppe gefördert wird, die 
keinen offenen Ganztag eingerichtet haben. Schulen mit dem offenen Ganztag erhalten unabhängig von der 
Anzahl der Betreuungsgruppen im Rahmen von 8 bis 1 pauschal 5.500,00 €. Da an der Südschule und der 
Josefschule auch im kommenden Schuljahr voraussichtlich je 2 Gruppen im Rahmen der verlässlichen 
Grundschule eingerichtet werden, vermindert sich die Landesförderung durch den Schulverbund künftig von 
13.500,00 € auf 5.500,00 €.
 
Sportunterricht im Grundschulverbund Kamen-Mitte
Die Verwaltung wird die Voraussetzungen schaffen, einen Sportunterricht beider Schulen im 
Grundschulverbund Kamen-Mitte in der Sporthalle in Südkamen zu ermöglichen. Ein hierfür vorzusehender 
Bustransfer ist zu organisieren. Die Kosten belaufen sich voraussichtlich auf 5.000,00 € bis 7.000,00 € je 
Schuljahr. Anteilige Beträge für das Schuljahr 2007/08 für die Monate August bis Dezember können aus dem 
Produkt 21.01.01 finanziert werden.
 
Anordnung der sofortigen Vollziehung
Es liegt im dringenden öffentlichen Interesse, dass der Schulträger nicht durch eingelegte Rechtsmittel 
Einzelner gegen die Bildung des Grundschulverbundes zur Weiterführung der derzeitigen Schulsituation 
gezwungen wird. Es liegt im Interesse der Eltern, dass rechtzeitig vor Beginn des Aufnahmeverfahrens für das 
Schuljahr 2008/09 Klarheit über das Schulangebot besteht. Ohne Bildung der Grundschulverbünde besteht die 
Möglichkeit, dass aufgrund zu geringer Anmeldezahlen eine Klassenbildung und somit Fortführung der Schule 
in allen Jahrgängen nicht zustande kommt.
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Nicht für die Schule, für das Leben lernen wir.

Seneca d.J. sagte aber resigniert :

"Nicht für das Leben, sondern für die Schule lernen wir." 

Also eine Kritik am Bildungssystem (Moralische Briefe an Lucilius  
(Epistulae morales ad Lucilium), XVII, 106, 12). 
Pädagogen drehen den Satz um, um zum Lernen zu ermuntern.
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3.13 Solingen „Kämpfen für unsere 
Schule“
Quelle: Rheinische Post-Online, GÜNTER TEWES, 
31.1.2007

(RP) Die Bemühungen, den Schulstandort in 
Burg zu erhalten, dürfen nach der Überzeugung 
des Schulpflegschaftsvorsitzenden Stefan 
Schmitz nicht zu Lasten der Grundschulkinder 
der Schützenstraße gehen. 
 

Was sagen Sie über den ablehnenden 
Beschluss der Bezirksvertretung Mitte?
Schmitz Die Politiker haben endlich die 
Unwägbarkeiten gewürdigt, die in der von der 
Verwaltung vorgelegten Beschluss-Vorlage des 
Grundschulverbundes mit Burg stecken. Die 
Problematik ist in der Sitzung der Bezirksvertretung 
Mitte jetzt zum ersten Mal klar geworden.

 

Welches Problem sehen Sie?
Schmitz Es kann nach Bildung eines 
Grundschulverbundes dazu kommen, dass Kinder von 
der Schützenstraße zum Teilstandort Burg geschickt 
werden, damit dort die notwendige Klassengröße 
erreicht werden kann. Auf die Schulleiterin unserer 
Grundschule kommt bei einem Grundschulverbund 
eine undankbare Aufgabe zu. Sie muss dafür sorgen, 
dass an der Schützenstraße und in Burg in etwa gleich 
große Klassen entstehen. Für die Eltern der 
Schützenstraße würde das zwangsläufig bedeuten: 
Sie könnten nicht sicher sein, dass ihr Kind auch an 
diesem Standort unterrichtet wird.

Was bewegt die Eltern von Grundschulkindern 
der Schützenstraße jetzt?

Schmitz Wir können nicht nachvollziehen, warum 
unsere Kinder unter Umständen in den sechs 
Kilometer entfernten Teilstandort nach Burg geschickt 
werden – wenn andererseits immer gesagt worden ist, 
der Burger Schulstandort muss erhalten werden, weil 
den Kindern der weite Weg zur Schützenstraße nicht 
zuzumuten sei.

 

Seit über einem Jahr diskutieren die Politiker 
über eine Lösung für die Grundschule Burg. 
Sind die Eltern dabei nicht längst zwischen die 
Stühle geraten?

Schmitz Wir von der Schützenstraße haben von 
Anfang an gesagt: Wir kämpfen nicht gegen 
jemanden, sondern wir treten fair und engagiert für 
unsere Schule ein. Das darf nicht missverstanden 
werden. Wir haben Verständnis für die Sorgen der 
Burger. Aber die Bemühungen, den Schulstandort dort 
zu erhalten, dürfen nicht zu Lasten unserer Kinder 
gehen.

Gibt es überhaupt eine Lösung? Was erwarten Sie 
vom Schulausschuss und vom Stadtrat, die in der 
nächsten Woche entscheiden?

Schmitz Uns muss garantiert werden, dass bei 
einem Grundschulverbund kein Kind gegen den 
Willen der Eltern nach Burg zum Unterricht geschickt 
wird. Auch bei der Verteilung der Lehrerstunden darf 
die Grundschule Schützenstraße nicht geschwächt 
werden. Probleme könnten sich zum Beispiel beim 
Förderunterricht ergeben. Es könnte dazu kommen, 
dass die Stunden nicht mehr im bisherigen Umfang 
erteilt werden.

3.14 Eltern entscheiden über 
Schulart in Essen
Quelle: Presse- und Kommunikationsamt Essen

Grundschulverbund schafft neue Grundschule in 
Bedingrade/Schönebeck 

Eltern entscheiden über Schulart - Verzeichnis zur 
Abstimmung liegt jetzt aus

Essen - Dienstag, 14. November 2006 

Die Franziskusschule, die 
Gemeinschaftsgrundschule Schönebeck und die 
Anne-Frank-Schule sollen im Sommer 2008 
aufgelöst werden. Dies hat der Rat der Stadt Essen 
in seiner März-Sitzung im Rahmen der zweiten Stufe 
der Grundschulentwicklungsplanung beschlossen. 
An den bisherigen Standorten der drei Schulen - 
Bergheimer Straße 67 (Franziskusschule), Heißener 
Straße 49 (Schule Schönebeck) und vorübergehend 
bis zum Auslaufen der Anne-Frank-Schule, 
Lohstraße 136 - wird die Grundschule 
Bedingrade/Schönebeck als Grundschulverbund neu 
errichtet. Ab dem Schuljahr 2007/2008 werden am 
Standort der Anne-Frank-Schule, Lohstraße 136, 
keine neuen Eingangsklassen mehr gebildet.

Nach dem nordrhein-westfälischen Schulgesetz 
bestimmen die Eltern bei der Errichtung einer neuen 
Grundschule, nach welcher Schulart künftig 
unterrichtet werden soll. Zur Auswahl stehen 
Gemeinschaftsschule, Bekenntnisschule oder 
Weltanschauungsschule. Vor dem eigentlichen 
Abstimmungsverfahren steht jedoch einen weiteren 
wichtigen Termin an: die Offenlegung des 
Abstimmungsverzeichnisses.

Das Abstimmungsverzeichnis
Vor Eintritt in die Abstimmung wird das 
Abstimmungsverzeichnis zusammengestellt und drei 
Tage lang offen ausgelegt. Bürgerinnen und Bürger 
haben so Gelegenheit, das Verzeichnis einzusehen 
und gegebenenfalls eine Eintragung formlos zu 
beantragen. Das Verzeichnis liegt am Dienstag, 21. 
November, Mittwoch, 22. November, und 
Donnerstag, 23. November, aus. Die Unterlagen 
können an den drei Tagen, jeweils  von 10 bis 18 
Uhr, im Schulverwaltungsamt, Gildehof-Center, 
Hollestraße 3, Raum 6.07 eingesehen werden.
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Bereits eingetragen in das Verzeichnis sind Eltern, deren 
Kinder die Klassen 1 und 2 der betroffenen Schulen 
besuchen und die sich zum 1. August nächstes Jahr für 
die erste Klasse der Schulen angemeldet haben. 
Aufgenommen in das Verzeichnis sind zudem Eltern, die 
in dem Abstimmungsbezirk wohnen und deren Kinder 
möglicherweise als Lernanfänger zum 1. August 2008 
für den Besuch der ersten Klasse angemeldet werden 
können. 

Auf Antrag werden außerdem Erziehungsberechtigte 
eingetragen, die entweder im Abstimmungsbezirk 
wohnen, deren Kinder jedoch die  Klassen 1 und 2 einer 
anderen Grundschule besuchen, oder die im 
Abstimmungsbezirk wohnen und deren Kinder zum 1. 
August nächsten Jahres für den Besuch der ersten 
Klasse einer anderen Grundschule angemeldet wurden. 

Darüber hinaus können sich Erziehungsberechtigte in 
das Verzeichnis eintragen lassen, die nicht im 
Abstimmungsbezirk wohnen und deren Kinder als 
Lernanfänger zum 1. August 2008 für den Besuch einer 
ersten Klasse einer Grundschule angemeldet werden 
und eine bestehende Schule der gewünschten Schulart 
in zumutbarer Weise nicht erreichen können. Hierzu 
muss ein Personalausweis oder ein anderer gültiger 
Lichtbildausweis mitgebracht werden. Erforderlich sind 
zudem Unterlagen, aus denen zu erkennen ist, dass das 
Kind oder die Kinder die Klassen 1 und 2 einer 
Grundschule besuchen oder zum 1. August 2007 für den 
Besuch der ersten Klasse einer Grundschule 
angemeldet wurden. 

Erziehungsberechtigte, deren Kind erst zum Schuljahr 
2008/2009 eingeschult wird und die im Verzeichnis nicht 
erfasst sind, benötigen einen Nachweis, dass ihr Kind 
als Lernanfänger für eine Einschulung in die erste 
Klasse einer Grundschule infrage kommt.

Das Abstimmungsverfahren
Das Abstimmungsverfahren legt die künftige Schulart 
fest – entweder Gemeinschafts-, Bekenntnis- oder 
Weltanschauungsschule. Es findet an drei Tagen im 
Schulgebäude der Franziskusschule, Bergheimer Straße 
67, statt. Termin hierfür ist am 28., 29. und 30. 
November, jeweils von 8 bis 14 Uhr. 

Um die Abstimmungsberechtigung prüfen zu können, ist 
die Vorlage eines Personalausweises oder eines 
anderen gültigen Lichtbildausweises nötig. Die 
Erziehungsberechtigten haben für jedes infrage 
kommende Kind eine Stimme. Die Übertragung der 
Abstimmungsberechtigung durch eine Vollmacht ist 
möglich. Es muss in diesem Fall dargelegt werden, dass 
man an allen drei Tagen des Abstimmungsverfahrens 
nicht in der Lage ist, sein Stimmrecht persönlich 
auszuüben. 

Zur Bestimmung der Schulart sind nach den 
gesetzlichen Vorschriften mindestens 224 gültige 
Stimmen für eine Schulart erforderlich. Ist für keine der 
drei Schularten die erforderliche Stimmzahl erreicht, wird 
automatisch eine Gemeinschaftsschule eingerichtet. 

3.15 Schuljahresbeginn an 
Verbundschulen im Sauerland
Quelle: Sauerlandkurier, 8,8,2007

"Schööön" war der erste Schultag für die 19 I-
Dötzchen der Gemeinschaftsgrundschule am 
Hagen in Hoppecke. Als ihre Eltern sie abholen 
kommen, können sie ihnen sogar schon ein Lied 
vorsingen. Hier und an den anderen neun 
Grundschulen Brilons wurden gestern und heute 
rund dreihundert Schulanfänger eingeschult. Ein 
aufregender Tag für die Kinder, aber auch für die 
Lehrer und Schulleiter.
Viel Aufregung hatte es bereits schon vorher 
gegeben, denn ab diesem Schuljahr werden drei 
weitere Schulen im Raum Brilon zu einer 
Verbundschule zusammengefasst, um den 
rückläufigen Schülerzahlen entgegen zu wirken: 
Hoppecke, Gudenhagen und die Martin Luther-
Schule in Brilon. Mit 220 Schülern haben sie dann 
so viele Kinder wie die Gemeinschaftsgrundschule 
in Hoppecke bei ihrer Gründung vor rund dreißig 
Jahren alleine hatte.
"Da jeder Standort erhalten bleibt, war der Start in 
die neue Schulform eigentlich keine besondere 
Situation", urteilte die Schulleiterin der 
Gemeinschaftsgrundschule Gudenhagen, "jede 
Schule hatte ihre eigene Einschulungsfeier." In 
Gudenhagen wurden zwar nur zehn Schulanfänger 
eingeschult, sie werden aber 
jahrgangsübergreifend mit der zweiten Klasse 
unterrichtet. In der Martin Luther-Schule feierten 
bereits gestern 26 Erstklässler ihren ersten 
Schultag.

Etwas mehr Erfahrung mit dem Schulverbund 
haben die Grundschulen in Thülen, Madfeld und 
Alme. Hier existiert der Verbund bereits seit einem 
Jahr. Flexibler auf die Schülerzahlen könne man 
nun reagieren, ist dort die Auffassung. Für die 
Kinder und Eltern bedeutet das unter Umständen 
aber auch einen weiteren Schulweg: So gibt es zu 
Beginn dieses Schuljahres in Thülen keine erste 
Klasse, in Alme dafür zwei.
Auch Günter Wiedemeier, Leiter der Schul-, Sport- 
und Kulturabteilung gibt sich optimistisch. 
"Natürlich gibt es bei jeder Änderung kleine 
Probleme. Aber im Allgemeinen läuft es 
hervorragend." In Hoppecke hingegen sind die 
Eltern noch etwas skeptisch. Im ersten Augenblick 
lasse sich kein Vorteil erkennen, im Gegenteil: In 
der vierten Klasse drängten sich nun über 30 
Kinder, früher waren es unter 20.
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Die Kinder sind die wirklichen 
Lehrmeister der Menschheit.

Peter Rosegger
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3.16 Die Namenssuche

Unsere Schule bekommt einen neuen Namen

Im Zusammenhang mit der Bildung des Grundschulverbundes Winden/Obermaubach
sollte nach einem neuen Namen gesucht werden, damit beide Standorte erkennbar 
sind.
Zu diesem Zweck hatten wir Eltern und Kinder aufgerufen, uns ihre Ideen mitzuteilen.
Die Bandbreite der Vorschläge reichte von „Es soll alles so bleiben wie es ist!“ über 
die
„coolen Schulen“ bis hin zu Namen, die den regionalen Aspekt (geografische Lage an
der Rur) betonten. Eine Namensfindungskommission aus Mitgliedern der beiden
Schulstandorte hat die Vorschläge gesichtet und beraten. Aus der Vielzahl der
Vorschläge kristallisierten sich zwei, die in die engere Wahl kommen und der
Schulkonferenz zur Entscheidung vorgelegt werden sollten. Die Vorschläge lauteten:

KGS An der Rur
und

KGS Ruraue

Zur Dokumentation, welche Schulstandorte darunter zu verstehen sind sollte als
Untertitel genannt werden:

Grundschulverbund Winden/Obermaubach
oder

Grundschulverbund Obermaubach/Winden

Der häufig genannte Vorschlag „KGS Rurtal“ wurde verworfen, weil so viele Vereine
und Institutionen „Rurtal“ im Namen führen.
Zunächst hatte die Schulkonferenz in ihrer Sitzung am 14.05.2007 „KGS Ruraue“ als
neuen Namen beschlossen.
Es stellte sich allerdings heraus, dass dieser Name im Kreis Düren bereits an die 
KGS
Jülich vergeben ist. Daher war es folgerichtig, dass nunmehr als neuer Name der 
andere
Vorschlag beschlossen wurde. Unsere Schule heißt nun ab dem 01.08.2007:

KGS An der Rur
Grundschulverbund Winden/Obermaubach

Der neue Name soll die Verbundenheit der beiden Schulen dokumentieren und
langfristig dazu führen, dass unter dem Namen „KGS An der Rur“ eine Schule mit
zwei Schulstandorten unter einer Leitung verstanden wird.
Bis alle offiziellen Vorlagen (Briefkopf, Zeugnisse, etc.) umgestellt sind, wird es noch
etwas dauern. Auch die Homepage der KGS St Urbanus Winden muss umgearbeitet
werden. Dies wird im Laufe des ersten Schulhalbjahres geschehen.
Wir alle hoffen, dass wir damit eine Lösung gefunden haben, die auf breite 
Zustimmung stößt.
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4. Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.  
beim Schulministerium anerkannter Elternverband

Vorsitzender: Geschäftsstelle:
Martin Depenbrock Birgit Völxen
Thranestraße 78 Keilstraße 37
44309 Dortmund 44879 Bochum
Tel.: 0231/201912 Tel.: 0234 – 588254

Beitrittserklärung / Änderungsmitteilung
Name* ....................................................................................................................

Straße ....................................................................................................................

PLZ / Ort ....................................................................................................................

Tel. / Fax ....................................................................................................................

e – mail ....................................................................................................................

*die Nennung einer anderen Person, als der/des Schulpflegschaftsvorsitzenden,die die Schule als ordentliches 
Mitglied in der Landeselternschaft vertritt, ist möglich.

Schule ........................ .............................................................................................

Anschrift .............. .............................................................................................

Anzahl der Klassen ........ Anzahl der Schüler/innen  .................

Name der Schulleitung ....................................................................................................

Bitte Zutreffendes ankreuzen:

[  ] Ordentliche Mitgliedschaft ( Mitgliedsschulen)
Hiermit  treten  wir  der  Landeselternschaft  Grundschulen  NW  e.V.  bei.  Wir  erkennen  die 
Satzung des Vereins an und entrichten den gemäß § 5 der Satzung festgesetzten Beitrag 
von zur Zeit 0,50 Euro pro Schülerin/Schüler pro Schuljahr . (Es ist gem. § 55 (2) SchulG 
darauf zu achten, dass das Einsammeln des Mitgliedsbeitrags freiwillig und anonym erfolgt)

[  ] Fördernde Mitgliedschaft (Einzelperson)
Hiermit trete ich der Landeselternschaft Grundschulen NW e.V. bei. Ich erkenne die Satzung 
des Vereins an und entrichte den gem. § 5 der Satzung festgesetzten jährlichen Beitrag von 
zur Zeit 25,-- Euro pro Schuljahr.

[  ] Änderungsmitteilung zu Mitgliedsnummer .......................

Bisheriges Mitglied

Name ....................................................................................................................

Straße ....................................................................................................................

PLZ / Ort ....................................................................................................................

Datum ................................ Unterschrift .........................................................

Bankverbindung:               Bank für Sozialwirtschaft (BfS)      Kontonummer 0008154400           BLZ 370 205 00  
Spenden an die Landeselternschaft sind steuerlich absetzbar
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Landeselternschaft Grundschulen Nordrhein-Westfalen e.V.
4.1 SATZUNG

§ 1 Name und Sitz
(1) Der Verein führt den Namen “Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.”.
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Düsseldorf.
§ 2 Zweck
(1)  Der Zweck des Vereins ist,  die Eltern von Grundschülern bei  der Erziehungs- und Bildungsarbeit,  insbesondere im 
Bereich der Schule, zu beraten und zu unterstützen. Im Rahmen dieser Zweckbestimmung erfüllt der Verein die folgenden 
Aufgaben:
1.  Weckung  und  Förderung  des  Verständnisses  der  Eltern  für  alle  Fragen  der  Erziehung  und  des  Unterrichts  an 
Grundschulen; eingeschlossen sind Frage des Übergangs in die weiterführenden Schulen;
2.  Vertretung  der  Auffassung  der  Eltern  in  den  zu  Nr.  1  genannten  Fragen  gegenüber  den  zuständigen  Behörden, 
insbesondere dem Schulministerium,  z.Zt.  Ministerium für  Schule und Weiterbildung,  Wissenschaft  und Forschung des 
Landes Nordrhein-Westfalen und gegenüber der Öffentlichkeit;
3. Zusammenarbeit mit Vereinigungen und Körperschaften, die sich mit Erziehungs- und Unterrichtsfragen befassen; hierzu 
gehört auch die Mitarbeit bei Maßnahmen in den Bereichen des Jugendschutzes, der Jugendhilfe, der Gesundheitsfürsorge 
und der außerschulischen Bildungsarbeit;
4.  Anregung  und  Vertiefung  der  Arbeit  in  den  Schulpflegschaften,  insbesondere  durch  beratende  Unterstützung  bei 
Einzelfragen von Eltern zur Erziehungs- und Bildungsarbeit der Schule;
5.  Unterstützung  der  Eltern  bei  der  Ausübung  ihrer  verfassungsmäßigen  und  gesetzlichen  Rechte  auf  Mitwirkung  im 
Schulwesen und Wahrnehmung dieser Mitwirkungsrechte im überörtlichen Bereich.
(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der §§ 51 ff. Abgabenordnung (AO 
1977).
(3) Den Eltern von Grundschülern im Sinne dieser Satzung stehen Erziehungsberechtigte von Grundschülern, die nicht 
Eltern sind, gleich.
(4) Der Verein ist konfessionell und parteipolitisch unabhängig und ungebunden.
(5) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.
§ 3 Erwerb der ordentlichen Mitgliedschaft
(1)  Ordentliches  Mitglied  des  Vereins  kann  der/die  Vorsitzende  der  Schulpflegschaft  einer  Grundschule  in  Nordrhein-
Westfalen oder an seiner Stelle ein(e) andere(r) Erziehungsberechtigte(r) derselben Schule werden.
(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch schriftliche Beitrittserklärung und durch Zahlung des Mitgliedsbeitrages.
(3)  Wenn  die  Voraussetzungen  für  eine  ordentliche  Mitgliedschaft  nicht  mehr  vorliegen,  wechselt  der  Status  in  eine 
fördernde Mitgliedschaft.
(4)  Fördermitglied  kann  auch  der  /  die  Vertreter/in  einer  Stadt-,  Gemeinde-  oder  Kreisschulpflegschaft  werden. 
Dokumentationen  nach  außen  über  die  Mitgliedschaft  in  der  Landeselternschaft  z.B.  im  Briefkopf  sind  nur  mit  der 
Genehmigung des Vorstandes möglich.
§ 4 Erwerb der fördernden Mitgliedschaft, Ehrenmitgliedschaft
(1) Fördernde Mitglieder können alle Erziehungsberechtigte von Grundschülern sein.
(2) Auf Antrag kann jede natürliche und juristische Person förderndes Mitglied werden. Über den Antrag entscheidet der 
Vorstand.
(3) Personen, die sich in besonderem Maße Verdienste für  den Verein erworben haben, können durch Beschluss des 
Vorstandes zu Ehrenmitgliedern ernannt werden. Sie sind von der Beitragszahlung befreit.
§ 5 Erlöschen der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft erlischt:
1. durch schriftliche Austrittserklärung,
2. durch Wegfall der Voraussetzungen für den Erwerb der Mitgliedschaft,
3. durch Beschluss des Vorstandes.
§ 6 Beiträge
(1) Zur Deckung der Kosten des Vereins wird ein Mitgliedsbeitrag erhoben.
(2) Für die ordentlichen und fördernden Mitglieder setzt die Mitgliederversammlung den Jahresbeitrag fest.
(3) Der Jahresbeitrag wird fällig bei Beginn des Geschäftsjahres (§14).
§ 7 Organe
Organe des Vereins sind
1. die Mitgliederversammlung,
2. der Vorstand
§ 8 Mitgliederversammlung
(1) Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der/die Vorsitzende des Vorstandes oder ein(e) Stellvertreter(in).
(2) In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme. Die ordentlichen Mitglieder können sich durch 
einen von ihnen bevollmächtigten Erziehungsberechtigten derselben Schule vertreten lassen.
(3) Fördernde Mitglieder und Ehrenmitglieder können an der Mitgliederversammlung mit beratender Stimme teilnehmen.
(4) Gäste können auf Beschluss des Vorstandes an der Mitgliederversammlung teilnehmen.
§ 9 Zuständigkeit der Mitgliederversammlung
Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:
1. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes (§ 11 Abs. 3);
2. Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes und der Jahresrechnung (§11 Abs. 6);
3. Wahl von zwei Kassenprüfern;
4. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstandes;
5. Änderung der Satzung;
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6. Auflösung des Vereins;
7. sonstige Angelegenheiten, die vom Vorstand der Mitgliederversammlung vorgelegt werden oder deren Erörterung von 
einem ordentlichen Mitglied wenigstens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung oder von mindestens einem Viertel der 
anwesenden ordentlichen Mitglieder in der Mitgliederversammlung beantragt wird.
§ 10 Geschäftsgang der Mitgliederversammlung
(1) Die Mitgliederversammlung wird von dem/der Vorsitzenden des Vorstandes mindestens einmal jährlich an einen vom 
Vorstand zu bestimmenden Ort einberufen. Sie muss einberufen werden, wenn mindestens ein Viertel der ordentlichen 
Mitglieder es verlangen.
(2) Die Einladungen ergehen schriftlich mit mindestens zwei Wochen Frist unter Mitteilung der Tagesordnung. Die 
Tagesordnung wird vom Vorstand festgesetzt. Über die Tagesordnungspunkte, die Grundsatzfragen des Schulwesens 
betreffen, sollen die Mitglieder so rechtzeitig unterrichtet werden, dass sie Gelegenheit haben, diese Fragen vor der 
Mitgliederversammlung in der Schulpflegschaft zu erörtern.
(3) Die Beschlüsse über Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteln 
der Stimmen der erschienenen oder wirksam vertretenen Mitglieder. Alle übrigen Beschlüsse werden mit  der einfachen 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Stimmenthaltungen zählen nicht als abgegebene Stimme. Bei einer Wahl ist 
derjenige Kandidat gewählt, der die Mehrheit der abgegebenen Stimmen auf sich vereinigt. Werden Stimmen für mehr als 
zwei Kandidaten abgegeben und erhält  keiner von ihnen die Mehrheit  der abgegebenen Stimmen, findet zwischen den 
beiden Kandidaten mit den höchsten Stimmanteilen eine Stichwahl statt.
(4) Ist zu der Mitgliederversammlung ordnungsgemäß eingeladen worden, so können Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
anwesenden Mitglieder gefasst werden.
(5)  Über  die  Beschlüsse  der  Mitgliederversammlung  wird  eine  Niederschrift  aufgenommen,  die  vom/von  der 
Versammlungsleiter(in) und einem weiteren Mitglied des Vorstandes zu unterzeichnen ist.
§ 11 Vorstand
(1)  Der  Vorstand  (§26  BGB)  besteht  aus  dem/der  Vorsitzenden,  zwei  stellvertretenden  Vorsitzenden,  dem/der 
Schatzmeister(in). Bis zu vier weitere Vorstandsmitglieder können bestellt werden.
(2) Mitglieder des Vorstandes müssen zum Zeitpunkt der Wahl ordentliche Mitglieder sein und sollten über Erfahrungen in 
der Schulpflegschaftsarbeit verfügen. Zum/zur Schatzmeister(in) kann auch ein förderndes Mitglied gewählt werden.
(3) Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt; sie führen ihr Amt geschäftsführend weiter, bis 
der neue Vorstand gewählt ist.  Neuwahlen müssen bis zum Ende des ersten Schulhalbjahres durchgeführt werden. Die 
Vorstandsmitglieder können jederzeit durch Beschluss der Mitgliederversammlung abberufen werden.
(4)  Der  Verein  wird  gerichtlich  und außergerichtlich  durch mindestens  zwei gemeinsam handelnde Vorstandsmitglieder 
vertreten.
(5)  Der  Vorstand  fasst  seine  Beschlüsse  bei  Anwesenheit  von  zwei  Drittel  der  Mitglieder  mit  einfacher  Mehrheit;  bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Vorsitzenden.
(6) Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Er legt der Mitgliederversammlung jährlich den Jahresbericht 
und die Jahresrechnung vor.
(7) Über Beschlüsse des Vorstandes sind Niederschriften anzufertigen.
(8) Der Vorstand kann eine Geschäftsstelle einrichten, mit deren Leitung ein(e) Geschäftsführer(in) betraut werden kann. 
Der/die Geschäftsführer(in) nimmt an den Vorstandssitzungen mit beratender Stimme teil.
§ 12 Ausschüsse
(1) Für besondere Aufgaben oder einzelne Aufgabengebiete kann der Vorstand Ausschüsse einsetzen. Die Mitgliedschaft in 

diesen Ausschüssen wird durch entsprechende Erklärung und Mitarbeit im Ausschuss erworben; sie endet mit einer 
Austrittserklärung oder Einstellung der Mitarbeit.

(2) Die Beratungsergebnisse der Ausschüsse sind dem Vorstand in Form einer Niederschrift mitzuteilen.
(3) Es ist ein Ausschuss „Stadt-. Gemeinde-, Kreisschulpflegschaften“ zu bilden.
§ 13 Regionale Arbeitsgemeinschaften
Mitglieder  der  Landeselternschaft  können  in  regionalen  Arbeitsgemeinschaften  zusammenarbeiten.  Diese  vertreten  die 
Angelegenheiten der Landeselternschaft auf örtlicher Ebene. Sie werden vom Vorstand und der Geschäftsstelle unterstützt.
§ 14 Geschäftsjahr
Das Geschäftsjahr ist das Schuljahr.
§ 15 Mittelverwendung und Verwaltungsausgaben
(1)  Mittel  des  Vereins  dürfen  nur  für  satzungsgemäße  Zwecke  verwendet  werden.  Die  Mitglieder  erhalten  keine 
Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
(2) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 
Vergütungen begünstigt werden.
(3) Für ausgaben des Vereins in eine Kassenausgaberegelung durch den Vorstand aufzustellen. 
§ 16 Auflösung
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das gesamte Vermögen des Vereins an eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechtes oder eine als steuerbegünstigt besonders anerkannte Körperschaft für die Förderung 
der Bildung und Erziehung.
Anmerkung: Als Wahlordnung gilt sinngemäß die Wahlordnung zum Schulmitwirkungsgesetz (WahlOzSchMG) Düsseldorf, 
den 23.5.1987 Änderungen: Castrop-Rauxel, 16.05. u. 21.11.1998, Marl, 31.03.2001, Castrop-Rauxel 13.04.2002

Bankverbindung:     Bank für Sozialwirtschaft (BfS),   Kontonummer 0008154400,
BLZ 370 205 00

Spenden an die Landeselternschaft sind steuerlich absetzbar
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Die Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

Gegründet  wurde  die  Landeselternschaft  Grundschulen  1986  in  Düsseldorf.  Grundlage 
unserer Arbeit ist das Grundgesetz und das in der Verfassung des Landes NRW festgelegte 
Recht der Eltern, die schulische Bildung ihrer Kinder mitzubestimmen.

• Die Landeselternschaft ist parteipolitisch, weltanschaulich und konfessionell unabhängig.

• Die Landeselternschaft ist der einzige vom Schulministerium anerkannte Elternverband, der 
ausschließlich die Interessen von Grundschuleltern wahrnimmt.

• Die  Landeselternschaft  vertritt  die  Interessen  der  Eltern  von  Grundschülern  auf 
Landesebene, z.B. gegenüber dem Schulministerium, dem Landtag, den Parteien.

• Die Landeselternschaft  ist  nach §77  Schulgesetz  berechtigt,  sich  bei  allen  schulischen 
Angelegenheiten von allgemeiner und grundsätzlicher Bedeutung zu beteiligen. So wurde 
sie  beteiligt  bei  der  Umsetzung  der  betreuenden  Grundschule  von  8-13  Uhr,  an  der 
Veränderung des Mitwirkungsgesetzes im Sinne der Eltern, an der Veränderung der Ausbil­
dungsordnung für die Grundschule, an der Vorbereitung für das Fach Englisch u.a. mehr.
 

• Die  Landeselternschaft  ist  für  die  Grundschulen  Mitglied  in  der  Arbeitsgemeinschaft 
schulformbezogener Elternverbände in NRW.

• Die  Landeselternschaft  nimmt  die  Interessen  der  Grundschulelternschaft  NRW  im 
Bundeselternrat wahr.

• Die Landeselternschaft berät die Klassen- / Schulpflegschaft bei ihrer Mitwirkungsarbeit.

• Die  Landeselternschaft  unterstützt  die  Klassen-  /  Schulpflegschaften  durch 
Informationsschriften bei ihrer Arbeit.

• Die Landeselternschaft informiert ihre Mitglieder durch ihr „Info-Heft“.

• Die  Landeselternschaft  finanziert  ihre  Arbeit  ausschließlich  durch  die  freiwilligen 
Mitgliedsbeiträge der Elternschaft,  da das Schulministerium – anders als in den übrigen 
Bundesländern  –  keine  finanziellen  Mittel  für  die  gesetzliche  Mitwirkungsarbeit  der 
Elternverbände zur Verfügung stellt. 

• Die Landeselternschaft  erhält  keinerlei  Zuwendungen von dritter  Stelle,  was ihre  Arbeit 
erschwert, aber ihrer Unabhängigkeit zugute kommt.

• Die Landeselternschaft ist als gemeinnütziger Verein anerkannt.

• Sämtliche Vorstandsmitglieder arbeiten ehrenamtlich.

Mitgliedschaft
Mitglied in der Landeselternschaft Grundschulen zu sein, bedeutet eine Lobby für die Grundschule 
mit  zu  tragen,  die  von  vielen  gestützt,  für  jede  einzelne  Schule  von  großem  Nutzen  ist.  Die 
Beteiligung an der Bildungspolitik der Landesregierung hat für uns Eltern eine große Bedeutung und 
gewinnt mit einer zahlenmäßig starken Mitgliederzahl auch an Bedeutung für die Gremien.

Viele Grundschulen unseres Landes sind bereits in der Landeselternschaft vertreten, aber zu 
viele sind auch noch nicht Mitglied. Stärken Sie durch Ihre Mitgliedschaft die Position der 
Elternvertretung und somit die Lobby der Grundschulen in NRW!
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5. Bundeselternrat  
5.1 Resolution Ästhetische Bildung

Resolution

Bundeselternrat Frühjahrsplenartagung vom 15. bis 17.06.2007 in Soest

Tagungsthema: „Ästhetische Bildung als unverzichtbarer Teil ganzheitlicher Bildung“
Das Bedürfnis nach Ästhetik ist ein wesentlicher Bestandteil des Menschseins. Darum beginnt ästhetische 
Bildung schon vor der Geburt und setzt sich ein Leben lang fort.
Eigene Erfahrungen im ästhetischen Bereich schärfen die Sinne. Dadurch werden die eigenschöpferische 
Kompetenz und der Forscherdrang gefördert. Die ästhetische Bildung bietet eine Plattform, Pluralitäten - 
insbesondere die kulturellen und ethnischen - in ihrer Vielfalt als Chance für ganzheitliches Lernen zu nutzen. 
Damit wird eine präventive und stabilisierende Wirkung im Lebensraum Schule erzielt. Ästhetische Bildung ist 
somit nicht Luxus, sondern eine Notwendigkeit zur Lösung gesellschaftlicher Aufgaben und zur Bewältigung 
kommender Herausforderungen. Sie ist auch Grundlage für die Berufs- und Studienorientierung sowie für die 
gesellschaftliche Teilhabe.
Schulen mit einem vielfältigen ästhetisch-künstlerischen Angebot erzielen ebenso in den kognitiven Bereichen 
überdurchschnittliche Ergebnisse. Ästhetische Bildung muss Bestandteil jedes Unterrichtsfaches an allen 
Schulen werden; dies schließt die beruflichen Schulen ein. In den Naturwissenschaften werden durch 
Einbeziehung der Ästhetik Inhalte und Zusammenhänge deutlich gemacht und verfestigt. Dies gilt besonders 
für den vorschulischen Bereich. Ästhetische Bildung fördert und ermöglicht Kreativität, Kommunikation, 
Handlungs-, Gestaltungs- und Ausdrucksfähigkeit. So werden die Schüler bestärkt, auf ihre vielfältigen 
Fähigkeiten stolz zu sein.
Dafür brauchen Kinder Zeit und (T)Räume, um ihren Erkenntnisdrang ausleben zu können. Musisch-
ästhetische / kulturelle Bildung ergänzt und vertieft Unterrichtsinhalte und vermittelt darüber hinaus 
Kompetenzen, die im herkömmlichen Unterricht oft zu kurz kommen. Umso bedauerlicher ist es, dass die 
Fächer Musik, bildende Kunst und Sport in der Stundentafel nur am Rand berücksichtigt werden.
Kulturelle Bildung, insbesondere die musisch-ästhetische Erziehung erfolgt meist im privaten Bereich am 
Nachmittag. Schülern aus sozial schwächeren und bildungsfernen Familien ist dieser private Zugang oft nicht 
möglich. Zur ganzheitlichen Bildung eines Menschen gehören die kreativen Bereiche als unverzichtbares 
Grundrecht auf Bildung. Sie müssen deshalb in die Curricula der einzelnen Bundesländer aufgenommen und 
umgesetzt werden. Hierzu gehört eine adäquate Lehreraus-, -fort- und -weiterbildung.
Bildung ist mehr als Wissen, Bildung braucht Ästhetik.
Soest, 19.06.2007
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5.2 Pressemitteilung Potenziale der Kulturellen Bildung

Potenziale der Kulturellen Bildung in Schulen nutzen! 
BundesElternRat und BKJ stellen gemeinsames Argumentationspapier in Berlin vor 

Remscheid, 10.9.2007. „Argumente für Eltern: Mehr Kulturelle Bildung in der Schule!“ – so der Titel eines 
gemeinsam vom BundesElternRat (BER) und der Bundesvereinigung Kulturelle Kinder- und Ju-gendbildung 
(BKJ) e. V. erstellten Papiers, das am 13.9.2007 im Rahmen des BKJ-Fachforums „Ideen und Erfahrungen im 
Schnittfeld Jugend, Kultur und Schule“ vorgestellt wird. 

„Neben den versetzungsrelevanten Fächern wird den Potenzialen von Kunst und Kultur in der Bildungs-
diskussion nach wie vor zu wenig Beachtung geschenkt. Das macht es den Eltern oft nicht leicht, gute 
Kulturangebote in den Schulen ihrer Kinder einzufordern!“ so Isabell Zacharias, Beauftragte für Kultu-relle 
Bildung im BER. 

Geleitet von der gemeinsamen Motivation, die Elternschaft in ihrer Forderung nach qualitativen 
Kulturangeboten für Kinder zu stärken, stellen BER und BKJ nun eine praktische Argumentationshilfe für Eltern 
zur Verfügung. Sie soll all denjenigen Unterstützung bieten, die überzeugt davon sind, dass Schülerinnen und 
Schüler für ihren erfolgreichen Lebensweg mehr brauchen als Kernfachwissen. Das Papier liefert Informationen 
und Begründungen dafür, dass Kunst und Kultur für die Persönlichkeitsbil-dung der Kinder an den Schulen 
nicht vernachlässigt werden darf! 

Am 13. 9.2007 wird das Argumentationspapier nun erstmals der Öffentlichkeit vorgestellt. Gelegenheit dazu gibt 
ein von der BKJ veranstalteter Fachtag anlässlich der Preisverleihung zum Wettbewerb MIXED UP 2007. Der 
Wettbewerb zeichnet erfolgreiche Kooperationen zwischen Kultur und Schule aus und befördert erfolgreiche 
Konzepte der gelungenen Zusammenarbeit zwischen Trägern der Kulturellen Bildung und allgemein bildenden 
Schulen. Gemeinsam werden Fachkräfte und ExpertInnen über „Ideen und Erfahrungen im Schnittfeld Jugend, 
Kultur und Schule“ diskutieren und Perspektiven für zukünftige Entwicklungen und Wege aufzeigen. 

Eingeladen sind alle, die sich am Fachdiskurs rund um das Thema „Kultur und Schule“ beteiligen wol-len. Die 
TeilnehmerInnen erwartet ein spannender Mix aus Praxispräsentationen, Diskussionen mit ausgewählten 
ExpertInnen sowie eine feierliche Preisverleihung an die Gewinner des Wettbewerbs MIXED UP 2007 durch 
Gerd Hoofe, Staatssekretär im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

Das Argumentationspapier steht auf der Website der BKJ unter http://www.bkj-
remscheid.de/index.php?id=4&backPID=4&begin_at=10&tt_news=3184  zum Download bereit. 

Kontakt und weitere Informationen: 
BKJ, „Kultur macht Schule“ – Netzwerk für Kooperationen, Viola Kelb, Fon 02191.794 398, 
Fax 02191.794 389, info@kultur-macht-schule.de, www.kultur-macht-schule.de. 
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5.3 Pressemitteilung Chancengleichheit

Pressemitteilung des Bundeselternrates

„Chancengleichheit durch Bildung sichern – Anforderungen an ein zukunftsfähiges
Bildungssystem“

Der Bundeselternrat hat sich auf einer Tagung vom 14.09. bis 16.09.07 in Teltow mit
den Herausforderungen befasst, die die immer stärker in den Blickpunkt tretende
Kinderarmut in Deutschland für unser Bildungssystem darstellen.

Grundlage der Diskussionen waren die Vorträge von Dr. Dieter Dohmen vom Forschungsinstitut für 
Bildungs- und Sozialökonomie in Berlin zu den „Anforderungen an ein zukunftsfähiges 
Bildungssystem“ und von Prof. Dr. Roland Merten von der Uni Jena zu „Kinderarmut und 
Bildungschancen in Deutschland“.
Auch heute ist die Erkenntnis „Bildung ist Bürgerrecht - Bildungsnotstand heißt wirtschaftlicher 
Notstand“ (Picht, 1965) erschreckende Wahrheit. Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines 
Bundeslandes beeinflusst in erheblichem Umfang die Bildungschancen eines Kindes. Die 
schlechtesten PISA - Ergebnisse sind gerade in den Bundesländern zu finden, in denen die 
Arbeitslosenquote und die Sozialhilfequote hoch sind. Dort ist auch die Kinderarmut am höchsten. Die 
Leistungsfähigkeit von Schulen und der persönliche Leistungserfolg von Schülerinnen und Schülern 
ist gerade nicht nur von den vor Ort tätigen Lehrern, sondern unmittelbar auch von den jeweiligen 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen abhängig. Das Lernen in der Schule ist nicht 
voraussetzungsfrei, die Denkgewohnheiten werden bereits in den Familien eingeübt. Demgegenüber 
erscheint aber der durch Noten dokumentierte Schulerfolg oder –Misserfolg ausschließlich als 
Resultat individueller Leistungen der Schülerinnen und Schüler. Dadurch werden die bestehenden 
gesellschaftlichen Unterschiede zementiert, gesellschaftliche Ungleichheit wird weiterhin in 
Bildungsungleichheit umgesetzt.

Das Problem der stetig steigenden Kinderarmut in Deutschland ist eine besorgniserregende 
Entwicklung, die durch die Sozial-, Familien- und Bildungspolitik gemeinsam eingedämmt werden 
muss. Eine soziale Gerechtigkeit kann nicht allein durch eine Verteilung finanzieller Mittel, sondern 
nur durch einen gerechten Zugang gerade zu den Bildungschancen erreicht werden. Die 
Bundesrepublik gibt bereits viel Geld für direkte Transferleistungen zugunsten von Familien aus, ohne 
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aber die Effizienz dieser Leistungen in Bezug auf die Schaffung von Bildungsgerechtigkeit hin zu 
überprüfen.
Neben direkten Transferleistungen sind zielgerichtete und zielführende indirekte Leistungen 
notwendig, wie die Übernahme der Schülerbeförderungskosten, freie Krippenplätze, 
Schulbuchfreiheit, Schulessen u. a. m. Diese verbessern unmittelbar, effektiv und nachhaltig die 
Bildungschancen bildungsbenachteiligter Kinder.
Die Tagungsteilnehmer des Bundeselternrates sind sich einig, dass zur Erreichung einer 
Chancengleichheit die Einführung bzw. die Verbesserung solcher Unterstützungssysteme zwingend 
erforderlich sind.

Die Tagungsteilnehmer fordern, dass die historisch bedingten unterschiedlichen Zuständigkeiten 
zwischen Bildungs-, Familien- und Sozialpolitik möglichst schnell überwunden werden müssen. Die 
Politik muss umfassend, sowohl bildungs-, als auch sozial- und familienpolitisch auf die 
Herausforderungen reagieren, damit wir nicht unsere künftigen „Problempopulationen“ selbst 
produzieren und zwar „sehenden Auges“ und „wider besseres Wissen“.
Die Aussage, „Kinder sind ein Verarmungsrisiko“, darf sich in der Bundesrepublik nicht manifestieren.

Teltow, 16. September 2007
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"Es gibt eine Theorie, die besagt, wenn jemals irgendwer genau herausfindet, wozu das 
Universum da ist und warum es da ist, dann verschwindet es auf der Stelle und wird durch 
noch etwas Bizarreres und Unbegreiflicheres ersetzt. - Es gibt eine andere Theorie, nach 
der das schon passiert ist."

Douglas Adams
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6. Bewegung in der Frage der Schulstruktur  
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6.1 Eine Übersicht über die Positionen
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6.2 Die Zukunft hat längst begonnen
QUELLE: KStA v. 02.09.2007

Neues, ohne Altes zu zerschlagen: Ein Plädoyer für eine längere Grundschulzeit
Weiterentwicklung des integrierten Systems statt Generalumbau aller weiterführenden Schulen.  
VON HELMUT FRANGENBERG

Es ist Bewegung in der deutschen Schulpolitik: In Schleswig-Holstein gehen die ersten Gemeinschafts­
schulen an den Start, im nächsten  Jahr werden die Regionalschulen eingeführt. In Hamburg wird die 
Hauptschule abgeschafft und ein zweigliedriges Schulsystem etabliert. Auch im CDU - geführten 
Hessen und in Bayerns CSU wird die Hauptschule in Frage gestellt. In Nordrhein-Westfalen allerdings 
wollen die Christdemokraten keine Schulstrukturdebatte. Stattdessen ziehen sie sich nach den 
Beschlüssen der NRW-SPD zur Einführung  einer Gemeinschaftsschule in alte ideologische 
Schützengräben zu rück. Nun sollen die Kreisverbände der CDU in der Nähe von Hauptschulen, Real­
schulen und Gymnasien Plakate sogar mit der Aufschrift aufhängen: "Die SPD will diese Schule 
schließen."

Die SPD möchte das dreigliedrige Schulsystem abschaffen und die Gemeinschaftsschule einführen, in der wäh­
rend des fünften und sechsten Schuljahres alle Kinder weiter gemeinsam unterrichtet werden. Da nach soll die 
Schulen selbst entscheiden, wie sie eine schulinterne Differenzierung organisieren. Sie kann klassenintern er­
folgen. Es soll aber auch möglich sein, unter dem gemeinsamen Dach Hauptschul-, Realschul- und Gymnasial­
klassen zu bilden.

Für viele Bildungsexperten ist die Gemeinschaftsschule die Schule der Zukunft, weil sie die Chancengleichheit 
fördere und die negative Auslese begrenzt. Volkswirte wie Ludger Wößmann von der Münchener Ludwig-Ma­
ximilians-Universität für "Bildungsökonomie“ rechnen vor, dass die Gemeinschaftsschule Sozialausgaben spart, 
weil heute Unsummen für die Reparaturen nach gescheiterten Schulkarrieren oder schlechten Hauptschulab­
schlüssen ausgegeben werden müssen. Wößmann verweist auf internationale Studien und den Vergleich mit 
anderen Staaten, aber auch Bundesländern: „Je früher ein Bildungssystem die Kinder in verschiedene 
Schularten aufteilt, desto stärker hängt der Bildungserfolg vom jeweiligen familiären Hintergrund ab.“ Die frühe 
Selektion sei falsch.

Eltern von Schulkindern - egal in welche Schule sie nun gehen - dürften in ihrer Mehrzahl die Feststellungen 
der Wissenschaft durch eigene Anschauung belegen. Die große Nachfrage nach der Gesamtschule korrespon­
diert mit dem Bemühen der meisten, alles zu tun, um ihrem Kind die Hauptschule zu ersparen. Darunter leiden 
auch die Vorzeige - Hauptschulen im Land, die sich engagiert und mit neuen Angeboten um ihre Klientel küm­
mern. Das größte Engagement wie auch zusätzliche Landesmittel nützen jedoch wenig, wenn die Kinder am 
Ende keine Perspektiven haben, weil sie den Stempel "Restschule" auf der Stirn haben? Auch Eltern von 
Gymnasiasten wissen: Die Schulwahl nach dem vierten Schuljahr ist eine Qual, die sich jahrelang fortsetzen 
kann, weil sich ihre Kinder durch das System quälen.

Trotzdem herrscht große Skepsis im Land, ob denn nun die sozialdemokratischen Vorschläge die richtigen Re­
zepte für die Zukunft sind. Mehrere Meinungsumfragen haben eindeutige Ergebnisse gezeigt: Eine klare Mehr­
heit lehnt die SPD-Pläne ab. Das Vertrauen in die bildungspolitische Kompetenz der Sozialdemokraten ist 
gering. Die Gründe für das Misstrauen liegen in 39 langen Regierungsjahren, in denen schulpolitisch viel schief 
gegangen ist. Das räumt SPD-Chefin Hannelore Kraft selber ein. Auch den neuen sozialdemokratischen 
Beschlüssen zur Einführung der Gemeinschaftsschule fehlt die Erdung. Symptomatisch ist der Frontalangriff 
auf alle Privatschulen, von denen viele genau die Qualitäten bieten, für die die SPD streiten will. Die SPD legt 
sich mit Eltern an, die das Beste für ihr Kind wollen. Die Reformer wollen eine integrierte Schulform überstül­
pen, anstatt sie aus dem Bestehenden herauswachsen zu lassen. So lässt sich keine Begeisterung entfachen. 
Die Bürger werden nicht mitgenommen.
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Das Gymnasium schließlich ist eine heilige Kuh. Eine Umwandlung kann man nicht ohne die Eltern erreichen. 
Fast die Hälfte aller Kinder geht dort zur Schule. Auch wenn sich viele Eltern tagtäglich über Lehrer, Unter­
richtsinhalte, fehlende Förderung und Stundenausfall ärgern, werden sie sich doch dagegen wehren, schulpoli­
tische Experimente auf dem Rücken ihrer Kinder austragen zu lassen.
Die Alternative zur neuen Gemeinschaftsschule liegt nahe: Hunderte integrierte Schulen mit tausenden Leh­
rern, die individuell und gezielt in einer heterogenen Gemeinschaft fördern, leisten jeden Tag großartige Arbeit. 
Die Zukunft hat längst begonnen - in der Grundschule. Sie ist ein Erfolgmodell, an das sich leicht anknüpfen 
lässt. Anstatt den unwahrscheinlichen Generalumbau aller weiterführenden Schulen anzuordnen, ließe sich hier 
ein integriertes System weiterentwickeln. Eine Verlängerung der Grundschule – zunächst auf sechs Jahre, spä­
ter dann auf acht – ist durchsetzbar.

Volkswirt Wößmann verweist auf Erfahrungen in Brandenburg und Berlin, wo die Grundschule sechs Jahre 
dauert. Die Abhängigkeit der Schülerleistungen vom familiären Hintergrund sinke deutlich. Aus wissenschaftli­
cher Sicht sei es unerheblich, ob man einfach die Grundschule verlängere oder eine Gemeinschaftsschule "ein­
fügt'. Entscheidend sei, dass die Aufteilung der Schüler verschoben werde.
Der Aufwand bei der Umsetzung ist überschaubar, weil sich kleine Hauptschulgebäude, die in Zukunft keiner 
mehr braucht, leicht in eine Grundschule umwandeln lassen. Die Kollegien der Grundschulen ließen sich um 
engagierte Pädagogen aus Hauptschulen ergänzen. Es treffen Reform - erprobte Lehrer aufeinander. Schule 
und Jugendhilfe, Sportvereine und offene Jugendarbeit arbeiten schon heute an den meisten Grundschulen 
Hand in Hand, um attraktive zusätzliche Angebote zu entwickeln.
Grund- und Hauptschule sind die Schulformen, die in den letzten Jahren die große Veränderungen und gesell­
schaftliche Herausforderungen gestemmt haben. Aus einem bestehenden, erfolgreichen System entstünde 
Neues, ohne alles Alte zu zerschlagen. Die verlängerte Grundschule wächst mit den Kindern, die sie tagtäglich 
- meistens sogar sehr gerne - besuchen. Das wäre eine praxisnahe, kinderfreundliche und vor allem mehrheits­
fähige Reform.

6.3 Schulversuch Gemeinschaftsschule Horstmar/Schöppingen
Quelle: Pressemappe Stadt Horstmar und Gemeinde Schöppingen

Eine Gemeinschaft – eine Schule – Gemeinschaftsschule!
Konzept für die erste Gemeinschaftsschule in NRW liegt vor

In den Münsterländer Kommunen Horstmar und Schöppingen soll die erste Gemeinschaftsschule Nordrhein-
Westfalens entstehen. Die beiden Nachbarkommunen sind eine schulplanerische Gemeinschaft eingegangen, 
weil an beiden Orten außer jeweils einer Hauptschule keine weiterführenden Schulen vorhanden sind. Das soll 
sich mit der Einrichtung einer Gemeinschaftsschule ändern. „Wir wollen unseren Kindern den Besuch aller 
weiterführenden Bildungsgänge vor Ort ermöglichen und ihnen lange Anfahrzeiten ersparen. 

Ein solches Schulangebot ist für die Kommunen wichtig, um als Wohn- und Standorte attraktiv zu bleiben.“ 
Dieser Motivation folgend haben die Bürgermeister Josef Niehoff (Schöppingen) und Robert Wenking 
(Horstmar) eine Arbeitsgruppe aus Lehrer(inne)n, Schul- und Seminarleiter(inne)n beauftragt, ein 
pädagogisches Konzept für die neu zu gründende Schule zu erstellen. Dieses Konzept liegt nun vor. Basierend 
auf dem Strukturmodell der Gemeinschaftsschule, das der Erziehungswissenschaftler Dr. Ernst Rösner vom 
Dortmunder Institut für Schulentwicklungsforschung (IFS) ursprünglich für das Land Schleswig-Holstein 
entwickelt hat, soll an zwei Standorten eine gemeinsame Schule entstehen, die als organisatorische, 
schulrechtliche und pädagogische Einheit zu verstehen ist. Ein Lehrerkollegium ist für alle Kinder von Klasse 5 
bis einschließlich Klasse 10 verantwortlich. Kein Kind darf an eine andere Schule abgegeben werden. 

Die Schule kann von allen Kindern unabhängig von der Grundschulempfehlung besucht werden. „Unsere 
Gemeinschaftsschule soll nicht nur das gemeinschaftliche Handeln zweier Kommunen widerspiegeln“, bringt 
die Sprecherin der pädagogischen Arbeitsgruppe, Dr. Erika Risse, das Ziel auf den Punkt. „Sie soll auch eine 
Gemeinschaft von Schülern, Lehrern und Eltern weit über den Unterricht hinaus sein.“ Ein dabei 
entscheidender Punkt ist das längere gemeinsame Lernen. Die Schülerinnen und Schüler bleiben bis 
einschließlich Klasse 7 im Klassenverband zusammen und werden auch nach der dann folgenden Trennung in 
Bildungsgänge im Wahlpflichtfach, den musischen Fächern und in Sport gemeinsam unterrichtet. Mit diesem 
Konzept wird die Schule der Forderung der ersten PISAStudie gerecht, die Bildungsabschlüsse so lange wie 
möglich offen zu halten. 
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Genauso entscheidend ist, dass die Lehrpläne der Schulformzweige exakt aufeinander abgestimmt sind, damit 
sowohl kurzfristige als auch kurzzeitige Wechsel möglich sind. Durch gezielte Förderung erreichte 
Lernzuwächse können umgehend durch Wechsel in einen Schulformzweig mit höherem Anspruchsniveau noch 
gesteigert, kurzzeitige Leistungseinbrüche dagegen mit dem umgekehrten Weg abgefangen werden. Darüber 
hinaus wird anders als im traditionell gegliederten nordrhein-westfälischen Schulsystem die zweite 
Fremdsprache für alle verbindlich schon in Klasse 6 eingeführt. 

Die im Schulgesetz vorgeschriebene individuelle Förderung der Kinder bekommt so insgesamt eine neue 
Qualität. Eine Gemeinschaftsschule kann in Nordrhein-Westfalen nur als Schulversuch entstehen, weil das 
Schulgesetz keine Verbundformen aus den drei Bildungsgängen Hauptschule, Realschule und Gymnasium 
zulässt. Wird der Modellversuch vom Ministerium für Schule und Weiterbildung genehmigt, soll die erste 
Gemeinschaftsschule Nordrhein-Westfalens im Schuljahr 2008/09 starten. Alle Beteiligten sind zuversichtlich, 
dass das Ministerium zustimmen wird. „Die finnische Schulreform ging von Lappland aus“, sagt der 
Schulforscher und Begründer des Strukturmodells „Gemeinschaftsschule“, Dr. Ernst Rösner. „Warum sollte 
nicht mit in dieser Sache das Münsterland das Lappland Nordrhein-Westfalens sein?“   

Die Bewertung des Lehrerverbandes VBE zum Schöppinger/Horstmarer Modell:
Quelle: www.vbe-nrw.de

„Dass eine überwiegende Mehrheit der befragten Eltern eine Gemeinschaftsschule in 
Horstmar/Schöppingen wünscht, ist ein weiteres Signal dafür, dass Eltern vor Ort in Fragen der 
Schulentwicklung ganz anders denken, als die Landesregierung es uns glauben machen will “, erklärt 
Udo Beckmann, Vorsitzender der Lehrergewerkschaft Verband Bildung und Erziehung (VBE NRW) 
anlässlich der heute bekannt gewordenen Ergebnisse der Elternbefragung. „Es steht einer Regierung 
gut zu Gesicht, solche Signale ernst zu nehmen.“  
 
Bei der VBE-Veranstaltung zum Thema „Schulentwicklung im ländlichen Raum“ am 05.09.07 haben die beiden 
Bürgermeister Josef Niehoff (Schöppingen) und Robert Wenking (Horstmar) ihr Modell vorgestellt. Die mehr als 
160 Teilnehmer aus 110 Kommunen waren sich darüber einig, dass dieser Schulversuch genehmigt werden 
müsse. Auch das ist ein Signal, das eine Landesregierung nicht überhören sollte. Zudem wünschten sich die 
anwesenden Schulträger für ihre Schulentwicklung mehr Freiheit, als das Schulgesetz ihnen zugesteht.
 
Auf landespolitischer Ebene läuft gerade eine Kampagne an, mit der gezielt Fehlinformationen lanciert werden. 
Es wird fälschlicherweise behauptet, Gemeinschaftsschulen seien Mammutsysteme, die die Schulträger 
Milliardensummen kosten würden und sie seien ausschließlich integrierte Systeme. Was hier behauptet wird, 
hat weder mit dem vom VBE vertretenen Modell noch mit dem von den Kommunen Horstmar und Schöppingen 
vorgelegten Konzept etwas zu tun.
 
Die Kommunen Horstmar und Schöppingen wollen in Kürze den Schulversuch für eine Gemeinschaftsschule im 
Ministerium zur Genehmigung einreichen. Sie müssen angesichts der landespolitischen Signale nun 
befürchten, dass ihre Schule der Zukunft, die sie im parteipolitischen Konsens und mit der Zustimmung der 
Bürgerinnen und Bürger auf den Weg bringen wollen, in den Mühlen des landespolitischen Disputs zerrieben 
wird. Würde der Schulversuch abgelehnt, würde die Landesregierung damit nicht nur die beiden Kommunen vor 
den Kopf stoßen. Sie würde darüber hinaus auch all die anderen positiven Initiativen zur Schulentwicklung 
ausbremsen. Nicht nur Horstmar und Schöppingen haben längst erkennt, dass ein vollständiges 
Bildungsangebot vor Ort ein wesentlicher Standortfaktor ist.
 
Der VBE fordert die Landesregierung auf, die Gemeinschaftsschule Horstmar/Schöppingen als Schulversuch 
zu genehmigen.
 
„Vor Ort wissen die Menschen besser, was wirklich wichtig ist und was nicht. Politik hat die Aufgabe, diese 
Selbstverantwortung zu stärken und nicht zu behindern.“ Das sagt der Ministerpräsident in seinem neuen Buch.
 
„Dem ist nichts hinzuzufügen“, so Beckmann abschließend.

Weitere Informationen unter www.horstmar.de
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7. Kopfnoten  

7.1 Handreichung
Quelle: MSW NRW

Arbeits- und Sozialverhalten beurteilen - 
Überfachliche Kompetenzen fördern 

Ausbildungsfähigkeit und Studierfähigkeit, eine 
eigenverantwortliche Lebensgestaltung und Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben erfordern über Wissen 
und Kenntnisse hinaus übergreifende soziale 
Kompetenzen, Einstellungen und die Verfügung über 
ein angemessenes Verhaltensrepertoire. Solche 
überfachlichen Kompetenzen stellen sich nicht 
selbsttätig als Nebeneffekt ein, sondern müssen in 
aktiver Auseinandersetzung mit unterschiedlichen 
Anforderungen gefördert und von jungen Menschen 
erworben werden. Arbeits und Sozialkompetenz zu 
entwickeln, umfasst Bildung und Erziehung und ist 
Aufgabe aller Fächer. 

In umgekehrter Perspektive haben fachliche Defizite 
und unbefriedigende Lernfortschritte nicht selten ihre 
Ursache in einer unzureichenden Entwicklung 
selbstständiger Arbeitsweisen und Kompetenzen. 
Individuelle Förderung muss deshalb neben fachlichen 
Aspekten im engeren Sinn auch altersangemessene 
Arbeits und Sozialkompetenzen in den Blick nehmen 
und zu stärken suchen. 

Das setzt nicht anders als bei Fachleistungen voraus, 
die Entwicklung des Arbeits und Sozialverhaltens zu 
beobachten und zu beurteilen und den Schülerinnen 
und Schülern wie ihren Eltern verständliche und 
eindeutige Rückmeldungen über die Ausprägung 
personaler und sozialer Kompetenzen und 
Entwicklungsbedarf zu geben. Diese Rückmeldungen 
dienen als Grundlage für Beratung und Förderung. Im 
Gespräch mit Schülerinnen und Schülern und mit 
Eltern ist zu überlegen, welche Fördermöglichkeiten in 
Schule und Unterricht bestehen und wie diese durch 
Eltern unterstützt werden können. 

Neben Eltern und Lehrkräften sind die Kinder und 
Jugendlichen in diesem Bereich in besonderer Weise 
selbst gefordert. Sie müssen sich mit Anforderungen 
und Erwartungen einerseits und andererseits mit 
erworbenen Einstellungen und Verhaltensmustern 
aktiv auseinandersetzen, sie verändern oder 
möglicherweise grundlegend korrigieren. Dafür ist es 
bedeutsam, Kriterien und Maßstäbe für die 
Schülerinnen und Schüler transparent und in ihrem 
Bildungs und Entwicklungsprozess kontinuierlich 

nachvollziehbar zu machen. 

Das  Arbeitsverhalten  und  das  Sozialverhalten 
werden  deshalb,  beginnend  im  letzten  Jahr  der 
Grundschule,  in  der  Schule durchgehend jeweils in 
drei  Kompetenzbereichen beurteilt,  die sich anhand 
einzelner Indikatoren beobachten lassen. 
Die Indikatoren, die in dieser Handreichung für die 
einzelnen Kompetenzbereiche aufgefächert sind 
(siehe „Kompetenzbereiche und Indikatoren“), sind 
nicht als ein verpflichtender und jeweils 
abzuarbeitender Katalog zu betrachten, sondern als 
Vorschläge und Orientierungshilfen. Die weitere 
Konkretisierung kann nur jede einzelne Schule selbst 
vornehmen, die ihre Vorstellungen und Ziele von 
Erziehung und Unterricht eng mit dem 
Schulprogramm verknüpfen wird. Einstellungen und 
Arbeitshaltungen lassen sich nur in einem 
Schulleben und in einem Unterricht vermitteln, die 
dafür Übungsfelder und Entfaltungsmöglichkeiten 
bieten.
 
Vorgaben und praktische Umsetzung 

In der Schuleingangsphase der Grundschule wird die 
Entwicklung des Arbeits und Sozialverhaltens in den 
Zeugnissen beschrieben. Im Versetzungszeugnis in 
die Klasse 3 und in der Klasse 3 wird diese 
Beschreibung jeweils um eine Note für das 
Arbeitsverhalten und eine Note für das 
Sozialverhalten ergänzt. 

In der Klasse 4 der Grundschule, in der 
Sekundarstufe I und in der Sekundarstufe II werden 
das Arbeitsverhalten und das Sozialverhalten in je 
drei Teilkategorien bewertet und im Zeugnis 
dokumentiert. 

Die einzelnen Teilkategorien werden mit den 
Notenstufen 

1 sehr gut (= entspricht den Anforderungen im 
besonderem Maße) 

2 gut (= entspricht den Anforderungen in vollem 
Maße) 

3 befriedigend (= entspricht den Anforderungen 
im Allgemeinen) 

4 unbefriedigend (= entspricht den 
Anforderungen noch nicht) 

bewertet. 

Für  den  Bereich  der  sonderpädagogischen 
Förderung  bestimmt  die  Verordnung  über  die 
sonderpädagogische Förderung,  den Hausunterricht 
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und die Schule für Kranke (AOSF) grundsätzlich, dass in 
den sonderpädagogischen Förderschwerpunkten Hören 
und Kommunikation, Sehen, Sprache sowie Körperliche 
und  motorische  Entwicklung  entsprechend  den 
schulgesetzlichen Vorgaben zu verfahren ist. Die Noten 
können nach Beschluss der Schulkonferenz durch eine 
Beschreibung ergänzt werden (Vgl. § 21 Abs. 6 AOSF). 
Für  diesen  Förderschwerpunkt  gelten  also  analog  die 
Hinweise für die Grundschule und die Sekundarstufe I. 
Im Förderschwerpunkt Lernen erhalten die Schülerinnen 
und Schüler ab Klasse 5 ergänzend zu den 
Beschreibungen gemäß § 28 Abs. 2 AOSF ebenfalls 
Noten für das Arbeits und Sozialverhalten. 
Schülerinnen und Schüler mit dem Förderschwerpunkt 
Emotionale und soziale Entwicklung erhalten gemäß § 
25 Abs. 4 AOSF keine Noten, im Förderschwerpunkt 
Geistige Entwicklung erfolgt die Leistungsbewertung 
ohne Notenstufen. Die Leistungsbewertung erstreckt 
sich hier auch für die Bereiche des Arbeits und 
Sozialverhaltens auf die individuellen Anstrengungen 
und Lernfortschritte. 
Lediglich in Bildungsgängen, die in der Regel von 
berufserfahrenen Erwachsenen besucht werden, werden 
keine Aussagen zum Arbeits und Sozialverhalten in die 
Zeugnisse aufgenommen. Dies betrifft das 
Weiterbildungskolleg und im Berufskolleg die 
Bildungsgänge der Fachoberschule, die eine 
mindestens zweijährige Berufsausbildung voraussetzen 
und die Fachschule. 

Die besonderen Regelungen für die einzelnen 
Schulformen sind den Ausbildungs und 
Prüfungsordnungen für die jeweilige Schulform zu 
entnehmen (Anhang). 

Die Noten können durch ergänzende Bemerkungen 
erläutert und veranschaulicht werden. Die 
Schulkonferenz entscheidet, ob die Schule von dieser 
Möglichkeit Gebrauch macht, und stellt Grundsätze für 
eine einheitliche Handhabung auf. Im Rahmen dieser 
Grundsätze entscheidet im Einzelfall die Zeugnis und 
Versetzungskonferenz über Aufnahme und Inhalt 
zusätzlicher Angaben. Solche Bemerkungen sollten 
förderliche Hinweise enthalten. Sie können jedoch nicht 
das persönliche Gespräch mit der Schülerin oder dem 
Schüler und mit den Eltern ersetzen. 

Die Noten für das Arbeits und Sozialverhalten schlägt in 
der  Grundschule  und  in  der  Sekundarstufe  I  die 
Klassenlehrerin  oder  der  Klassenlehrer  der  Konferenz 
vor. In der gymnasialen Oberstufe unterbreitet eine von 
der Schule bestimmte Lehrkraft, die die Schülerin oder 
den Schüler in mindestens einem Kurs unterrichtet, die 
Vorschläge; in der Qualifikationsphase wird dies in der 
Regel  eine  Lehrerin  oder  ein  Lehrer  in  einem  der 
Leistungskursfächer  sein.  Im  Berufskolleg  übernimmt 
entweder  die  Klassenlehrerin  oder  der  Klassenlehrer 
oder  eine  von  der  Schule  bestimmte  Lehrkraft  diese 
Aufgabe. 

Es ist also ausdrücklich nicht erforderlich, dass alle 
Lehrkräfte einer Klasse in die vorbereitenden 

Konferenzlisten zusätzlich zu ihren Fachnoten 
sechs Teilnoten für das Arbeits und Sozialverhalten 
eintragen. 
Die Zeugnis oder Versetzungskonferenz 
entscheidet über die jeweils im Einzelfall zu 
erteilenden Noten und Aussagen auf der 
Grundlage des Vorschlags der Klassenlehrerin 
oder des Klassenlehrers. 

Es  empfiehlt  sich,  dass  die  Klassenlehrerin  oder 
der  Klassenlehrer  ihre  Vorschläge  bereits  einige 
Tage  vor  der  Konferenz  machen,  damit 
Diskrepanzen  im  Urteil  und  deren  Ursachen  in 
Abstimungsgesprächen  geklärt  werden  können. 
Sofern  die  Abweichungen  nicht  aus 
unterschiedlichen  pädagogischen 
Wertvorstellungen  oder  Unterrichtskonzepten 
resultieren,  empfehlen sich in einem solchen Fall 
ggf.  ergänzende  Bemerkungen,  die  z.  B.  auf 
einzelne  Fächer  bezogen  die  Beurteilung 
differenzieren. Da das Verhalten der Schülerinnen 
und  Schüler  auch  von  den  vorgefundenen 
Situationen  und  Umgebungen  bestimmt  wird, 
können  sich  durchaus  positive  oder  negative 
Abweichungen in den verschiedenen Fächern und 
Bereichen  des  Schullebens  ergeben.  Nicht 
sachgerecht  wäre  daher  die  rechnerische 
Festsetzung einer Durchschnittsnote. 

In  der  gymnasialen  Oberstufe  beziehen  sich  die 
Noten bei allen Zeugnissen der Jahrgangsstufe 11 
sowie bei Bescheinigungen über die Schullaufbahn 
in  den  Jahrgangsstufen  12  und  13  auf  das 
zurückliegende  Schulhalbjahr.  Bei  Abschluss  und 
Abgangszeugnissen  aus  den  Jahrgangsstufen  12 
und  13  erfolgen  die  Angaben  bezogen  auf  das 
letzte  Schuljahr,  im  Berufskolleg  für  die  beiden 
letzten Schulhalbjahre. 

Auf Bewerbungs und Abschlusszeugnissen haben 
die Noten und die Aussagen zum Arbeits und 
Sozialverhalten eine besondere Bedeutung, das gilt 
vor allem für negative Aussagen und 
Beschreibungen von Defiziten. 

Um eine einheitliche und transparente Beurteilung 
zu gewährleisten, sollten sich die Beratungen und 
Entscheidungen der Schule zu den Grundsätzen 
der Bewertung durch Überlegungen zu folgenden 
Fragen leiten lassen: 

1• Welche Indikatoren sollen in den einzelnen 
Kompetenzbereichen zugrunde gelegt werden? 

2• Welche Beobachtungsaspekte können daraus 
abgeleitet werden? 

3• Wie werden die Beobachtungen im Einzelfall 
dokumentiert? 
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4• Welche Aspekte werden bereits durch die Fachnote 
beurteilt? 

Es ist empfehlenswert, das konkrete Konzept der 
Schule und die Indikatoren nicht nur in der 
Lehrerkonferenz, sondern auch in der Schulkonferenz 
zu beraten. Eltern sowie Schülerinnen und Schülern 
sind umfassend zu informieren, um die Transparenz 
der Anforderungen und der Beurteilung zu 
gewährleisten. 

Kompetenzbereiche und Indikatoren 

Für die Teilkategorien sind im Folgenden besonders 
solche Indikatoren herangezogen worden, die 
altersangemessen für die Schulstufen konkretisiert und 
angepasst werden können. 
Beurteilungsbereich 

ARBEITSVERHALTEN: 

Die Beurteilung des Arbeitsverhaltens erfolgt in den 
folgenden Kompetenzbereichen: 

Leistungsbereitschaft 

Zuverlässigkeit und Sorgfalt 

Selbstständigkeit 

Zur Konkretisierung und Beurteilung der einzelnen 
Kompetenzbereiche können u.a. folgende Indikatoren 
herangezogen werden:

Leistungsbereitschaft 

Die Schülerinnen und Schüler 

• arbeiten konzentriert, auch über einen 
längeren Zeitraum 

• strengen sich auch bei ungeliebten Aufgaben 
und Anforderungen an 

• fragen nach und verlangen Klärung, wenn sie 
eine Aufgabe oder einen 
Arbeitszusammenhang nicht verstehen 

• erkennen Schwierigkeiten, fragen nach, holen 
sich Unterstützung ohne frühzeitig aufzugeben 

• suchen neue Aufgaben und zeigen Initiative 
• zeigen Interesse an neuen Themen und 

Aufgabenstellungen und nehmen diese in 
Angriff 

Zuverlässigkeit und Sorgfalt 

Die Schülerinnen und Schüler 

• erscheinen pünktlich zum Unterricht und zu 
vereinbarten Terminen 

• halten Absprachen gewissenhaft und 
zuverlässig ein 

• erledigen Aufgaben vollständig und 
termingerecht 

• führen Hefte und Arbeitsunterlagen 
ordentlich und nach den vereinbarten 
Vorgaben 

• halten Lern und Arbeitsmaterialien in 
ordentlichem Zustand bereit. 

• gehen mit Büchern, Materialien, Geräten 
usw. verantwortungsbewusst und 
sachgerecht um 

Selbstständigkeit 

Die Schülerinnen und Schüler 

• setzen sich selbst Ziele und verfolgen sie 
• prüfen Arbeitsschritte und Ergebnisse 

selbstständig, korrigieren Mängel oder Fehler 
• nehmen Beratung und Unterstützung in 

Anspruch 
• fordern Rückmeldungen ein 
• setzen sich aktiv mit Problemstellungen 

auseinander und bringen eigene 
Lösungsvorschläge und Ideen ein 

• beobachten und reflektieren Lernwege und 
Lernfortschritte 

• strukturieren und organisieren Arbeits und 
Lernprozesse selbstständig 

• teilen ihre Zeit angemessen ein 

Beurteilungsbereich 

SOZIALVERHALTEN: 

Die Bewertung des Sozialverhaltens bezieht sich auf 
die folgenden Kompetenzbereiche: 

Verantwortungsbereitschaft 

Konfliktverhalten 

Kooperationsfähigkeit 

Zur Konkretisierung und Beurteilung der einzelnen 
Kompetenzbereiche können u.a. folgende 
Indikatoren herangezogen werden: 

Verantwortungsbereitschaft 

Die Schülerinnen und Schüler 

• nehmen Aufgaben und Pflichten für die 
Klasse/Gruppe wahr 

• übernehmen Verantwortung für 
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Entscheidungen und Belange der 
Klasse/Gruppe 

• sind bereit für das eigene Handeln und die 
Arbeitsergebnisse einzustehen 

• erkennen unterschiedliche Ideen an; tragen 
dazu bei, eine gemeinsam getragene Lösung zu 
finden 

• übernehmen Verantwortung für eigene 
Misserfolge und suchen, im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten, nach Bewältigungsstrategien 

• vertreten die Interessen anderer, auch wenn sie 
sich nicht vorrangig mit den eigenen 
Bedürfnissen decken 

• gehen sorgfältig mit den Einrichtungen und der 
Ausstattung der Schule um 

Konfliktverhalten 

Die Schülerinnen und Schüler 
• gehen sorgfältig mit den Einrichtungen und der 

Ausstattung der Schule um 
• hören zu, wenn Kritik an der eigenen Leistung 

oder dem eigenen Verhalten geübt wird, und 
sind bereit, sich mit der Kritik 
auseinanderzusetzen 

• begründen ihre Kritik gegenüber anderen 
sachlich und in angemessener Form 

• setzen sich mit unterschiedlichen Standpunkten 
sachlich auseinander 

• nehmen Konflikte mit anderen wahr, sprechen 
diese angemessen an und suchen sie sie mit 
friedlichen Mitteln zu lösen 

• lassen auch von der eigenen Meinung 
abweichende Vorstellungen zu und grenzen sich 
ggf. in angemessener Form ab 

• respektieren das Verhalten, die Meinung, das 
Aussehen anderer Menschen und begegnen 
ihnen mit Respekt und Höflichkeit 

• benutzen eine Sprache, die andere nicht 
diskriminiert 

• schlichten Streit 

Kooperationsfähigkeit 

Die Schülerinnen und Schüler 

• halten vereinbarte Regeln ein 
• arbeiten an gemeinsamen Planungen mit 
• beachten Höflichkeitsformen 

situationsangemessen 
• bieten anderen Hilfe und nehmen selbst Hilfe an
• erkennen Leistungen anderer an 
• hören angemessen zu und lassen andere 

ausreden 
• stimmen sich in der Gruppe ab, bringen 

Vorschläge zur Bearbeitung und Lösung von 
Aufgaben ein und übernehmen Arbeit 

• greifen Beiträge und Vorschläge anderer auf 
• sind bereit, eigene Interessen zurückzustellen, 

wenn es die Ziele des Teams erfordern 

7.2 Stellungnahme zum 
Schulgesetz
Zu §49 – Zeugnisse, Bescheinigungen 
über die Schullaufbahn

Aussagen zum Arbeits- und Sozialverhalten stellen 
in einer inhaltlich differenzierten Art und Weise si­
cherlich eine gute Orientierung für Schülerinnen, 
Schüler und Eltern dar. Das zeigen auch die Erfah­
rungen der Grundschulen in den Klassen 1 bis 3. 

Eine Kategorisierung auf die genannten Noten­
stufen birgt das Risiko einer Scheinobjektivität, wie 
es generell für alle Benotungen gilt. Im diesem Zu­
sammenhang sei auf die  durch die Landesre­
gierung im Jahr 2000 in Auftrag gegebene PISA-
Ergänzungsstudie hingewiesen, die für eine 
identische Mathematik- oder Leseleistung an den 
NRW-Gymnasien Notenunterschiede gezeigt hat, 
die sich in der Skala 1 bis 6 schon nicht mehr aus­
drücken lassen.

Auf keinen Fall aber dürfen Aussagen zum Arbeits- 
und Sozialverhalten unabhängig von der Form auf 
Abgangszeugnissen oder auf Zeugnissen, die zur 
Bewerbung dienen, erscheinen. 

Vorschlag für einen zusätzlichen Absatz 4:

Die Leistung der Lehrkräfte sollte auf Basis eines 
wissenschaftlich erarbeiteten Feedback-Verfahrens 
durch Schülerinnen, Schüler und Eltern bewertet 
werden. 
Auf diesem Wege würde die Schulleitung und die 
einzelne Lehrkraft wichtige Hinweise zur Evaluation 
der eigenen Arbeit erhalten. Solche Verfahren sind 
in einigen anderen Nationen schon lange Normali­
tät und auch in Deutschland haben einzelne 
Schulen für sich den Nutzen eines solchen Schü­
ler- und Eltern-Feedbacks erkannt.

Hier geht es darum gute Leistungen zu honorieren 
und zur Qualitätsverbesserung im Sinne von Best-
Practice  zu nutzen. Anderseits müssen Schlecht-
Leistungen auch von Lehrkräften endlich Konse­
quenzen haben.

7.3 Was ist beim Umgang mit 
Kopfnoten zu berücksichtigen?

Schule hat den Bildungs- und Erziehungsauftrag, 
Schüler zu selbständigem und 
eigenverantwortlichem Handeln zu erziehen. Die 
Schüler sollen lernen, für sich und mit anderen 
Leistungen zu erbringen, die eigene Meinung zu 
vertreten und die Meinung anderer zu achten, die 
grundlegenden Normen des Grundgesetzes und 
der Landesverfassung verstehen und für die 
Demokratie einzutreten. Dies sind einige Punkte 
aus dem Schulgesetz NRW (§ 2, Abs. 5, Punkte 
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1,2,3 und 5 SchulG).

Schule soll ein „Haus des Lernens“ 
(Bildungskommission NRW, 1995) sein. Zum 
Lernen gehört auch das Ausprobieren, Fehler 
machen dürfen, Grenzen überschreiten und aus den 
Konsequenzen lernen. Wenn Schule ein solches 
„Haus des Lernens“ ist, stellt sich die Frage, ob 
Noten für das Arbeits- und Sozialverhalten diesem 
Auftrag zuträglich sind oder eher nicht.

Jede Schule soll nach § 49 Abs. 2 Punkt 2  SchulG 
Grundsätze zur einheitlichen Handhabung der 
Aussagen für das Arbeits- und Sozialverhalten 
aufstellen.

Fragen bezogen auf die einzelne Schule:

• Welche Aus-, Fortbildung haben Lehrer 
durchlaufen, um diese Noten qualifiziert 
geben zu können?

• Welche Anforderungen werden von der 
jeweiligen Schule an die Schüler gestellt? 
(Nicht alle Lehrer sind immer einer 
Meinung.)

• Wird Wert gelegt auf angepasstes Verhalten 
oder auf Kreativität und je nach Situation auf 
angemessenes Vertreten einer eigenen, 
evtl. von der Norm abweichenden Meinung?

• Was soll mit den Noten erreicht werden?

• Welche pädagogischen Maßnahmen leiten 
Lehrer ein, um die Schüler bei weniger 
guten Noten zu unterstützen?

• Die so genannten „Soft-Skills“ werden zu 
einem hohen Anteil im Elternhaus 
ausgebildet bzw. nicht ausgebildet.

• Wie gehen Lehrer mit diesen 
Voraussetzungen in der Notengebung um?

• Welche Möglichkeiten hat die einzelne 
Schule in der Praxis, um Schüler dabei zu 
unterstützen, sich diese unbestritten 
wichtigen Fähigkeiten anzueignen?

Fragen bezogen auf die Gesamtheit der Schulen:

Wenn jede Schule für sich Grundsätze für eine 
einheitliche Handhabung aufstellen soll, kann es 
keine einheitliche Handhabung auf Stadt- 
geschweige denn auf Landesebene geben.

Hier sind Ungerechtigkeiten, Missverständnisse und 
Fehlschlüsse vorprogrammiert.

Aus diesen Fragen ergibt sich zumindest eine 
Konsequenz: Das Für und Wider, die Möglichkeiten 
und Grenzen der Aussagen über das Arbeits- und 
Sozialverhalten müssen in der Schule transparent 
gemacht werden in der Diskussion innerhalb der 
Lehrer-, Eltern- und Schülerschaft wie auch 

untereinander. 

Industrie und Handwerk (Wirtschaft) wünschen 
sich Aussagen über das Arbeits- und 
Sozialverhalten. Auch wenn der berechtigte 
Wunsch geäußert wird, die Jugendlichen sollen 
von Seiten der Schule auf die Berufswelt 
vorbereitet werden, gibt es an dieser Stelle 
Konfliktpotenzial, da Schule mehr ist als 
Vorbereitung auf die Berufswelt. Wie soll der Weg 
der Vorbereitung in der Schule aussehen? Welche 
Ansprüche haben wir an Lehrer und Schüler? 
Welche Ansprüche haben diese an sich selbst?

Zum Schluss muss auch noch die Frage nach den 
Soft-Skills der Lehrer gestellt werden. Hilfreich 
wäre es, eine Feedbackkultur von Eltern und 
Schülern an ihrer Schule einzuführen, das unter 
anderem auch diese Fähigkeiten abfragt. Es hängt 
sicher in hohem Maß davon ab, welchen Grad der 
Fähigkeiten Lehrer auf diesem Gebiet haben, 
wenn sie die Soft-Skills lehren und beurteilen 
sollen. Hier wird ein Feedback Lehrern dazu 
dienen, Wertschätzung der eigenen 
pädagogischen Arbeit zu erfahren, den eigenen 
Weg bestätigt zu sehen oder gegebenenfalls auch 
über mögliche Verbesserungen nachdenken zu 
können. ).

7.4 Pro und Contra Kopfnoten
Quelle: Kölner Stadtanzeiger

Düsseldorf - Die Pläne der nordrhein-westfälischen 
Schulministerin Barbara Sommer (CDU), 
Schulzeugnisse künftig wieder mit Kopfnoten zu 
versehen, stoßen bei Bildungsexperten 
überwiegend auf Ablehnung. Dies ergab am 
Mittwoch eine Anhörung im Düsseldorfer Landtag. 
Dagegen begrüßen Arbeitgeber-Verbände und der 
Elternverein NRW die geplante Benotung von 
Arbeits- und Sozialverhalten.

Vor allem Praktiker aus den Schulen und 
Wissenschaftler bezweifelten Sinn und 
Aussagekraft von Kopfnoten. Lehrer besäßen für 
die Verteilung dieser Noten „keine hinreichende 
Diagnosekompetenz“, sagt Peter Blomert, Leiter 
einer Gesamtschule in Mönchengladbach. Solche 
Ziffernnoten könnten zu einer unreflektierten 
Charakterbewertung der Kinder verkommen. 
Baldur Bertling vom Grundschulverband NRW 
drückt es noch drastischer aus: „Wären Kopfnoten 
ein Medikament, müssten sie wegen 
Nebenwirkungen verboten werden.“ 

„Bei den Kopfnoten schlägt durch, was im 
Elternhaus gelernt oder nicht gelernt wird“, sagt 
Wolfgang Böttcher von der Universität Münster. 
Insofern sei eine zusätzliche Benachteiligung von 
Schülern aus sozial schwierigen Elternhäusern zu 
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befürchten. Und schließlich würden Lehrer eine 
Benotung in einem Bereich vornehmen, der in der 
Schule gar nicht vermittelt werde. 

Die stellvertretende Bundesvorsitzende der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft, Marianne 
Demmer, warnt ebenfalls vor Einführung von 
Kopfnoten. Der einzige Vorzug dieser Beurteilungen 
sei, dass sich Unternehmen bei Einstellungen ein 
schnelles Bild machen könnten, um neben den 
Fachnoten ein weiteres Mittel zu haben, den 
Bewerber einzusortieren. Dies sei jedoch ein 
trügerisches Bild, glaubt Demmer. Es sei nicht 
bekannt, ob Schulen und Wirtschaft überhaupt 
gemeinsame Vorstellungen von den unterschiedlichen 
Begriffen und Ziffernnoten hätten.

Auch als Disziplinierungsmittel tauge die Benotung 
von sozialem Verhalten nicht. Gerade bei auffälligen 
Jugendlichen, die sich innerlich bereits aufgegeben 
hätten, laufe diese Art von Druckmittel ins Leere. 
Zudem begünstigten Kopfnoten bei Lehrkräften die 
unpädagogische Überzeugung, der Sinn von 
Bewertung liege in der Disziplinierung der Schüler und 
nicht in ihrer Leistungsförderung.

Völlig anders sehen dies die Befürworter: Gerade die 
Aufnahme von Kopfnoten in die Abgangs- und 
Abschlusszeugnisse werde womöglich manchen 
verhaltensauffälligen Schüler zu Selbstdisziplin und 
Rücksichtnahme bewegen, erklärte der Elternverein. 
Ähnlich sehen es die nordrhein-westfälischen 
Arbeitgeber in ihrer Erklärung. Die Rolle des Lehrers 
werde auf diese Weise im Unterricht gestärkt. Eine 
gute Beurteilung im Arbeits- und Sozialverhalten biete 
im Übrigen gerade leistungsschwachen Schülern die 
Möglichkeit, fachliche Leistungsdefizite zu 
kompensieren - und dadurch die Chancen bei der 
Lehrstellensuche zu verbessern.

Bei einer Erhebung des Lehrerverbands Erziehung 
und Wissenschaft NRW hatten sich im Jahr 1999 rund 
15 400 von 17 000 befragten Eltern für Kopfnoten 
ausgesprochen, davon 50,3 Prozent für Ziffernnoten. 
Das Votum zeige, dass hier ein großer Bedarf 
bestehe, kommentierte der Verband damals. 

7.5 Pro: Ein wirkungsvolles 
pädagogisches Instrument
Quelle: Andrej Priboschek, Pressesprecher 
Ministerium Schule und Weiterbildung NRW

Früher hießen sie abfällig „Sekundärtugenden“. 
Heute ist meist anerkennend von „soft skills“ 
oder „emotionaler Intelligenz“ die Rede: 
Teamfähigkeit etwa, Leistungswillen, 
Engagement oder Verantwortungsbereitschaft – 
soziale Kompetenzen also, die hier zu Lande 
lange Zeit eher misstrauisch beäugt wurden – 
gelten zunehmend wieder als 
Schlüsselqualifikationen, nicht mehr nur im 
Sport. Fachwissen allein ist heute keine Basis 
mehr für beruflichen Erfolg und gesellschaftliche 
Anerkennung. 

Auf der anderen Seite häufen sich Klagen von 
Lehrerseite, dass eine wachsende Zahl von 
Eltern ihrer Verantwortung nicht gerecht wird und 
immer mehr Kinder und Jugendliche in der 
Schule die genannten Eigenschaften vermissen 
lassen. Bislang hatten Pädagogen zu wenige 
Möglichkeiten gegenzusteuern. Die frühere 
Landesregierung hatte die Beurteilung des 
Arbeitsund Sozialverhaltens zunächst 
abgeschafft, dann ins Belieben einer jeden 
Schule gestellt. Was dazu führte, dass viele 
Schulen Verhalten gar nicht würdigten, einige 
dafür Standardformulierungen einführten, andere 
ausführliche Beurteilungen aufs Zeugnis setzten 
– ein Durcheinander, das von Schülern, Eltern 
und ausbildenden Betrieben nicht verstanden 
oder nicht ernst genommen wurde. 

Schulministerin Barbara Sommer will mit dem 
neuen Schulgesetz Klarheit in Sachen Kopfnoten 
schaffen und den Lehrerinnen und Lehrern damit 
ein wirkungsvolles pädagogisches Instrument in 
die Hand geben. Vorgesehen ist, dass sie künftig 
das Arbeits- und das Sozialverhalten von 
Schülern in noch festzulegenden Unterkriterien 
auf den Zeugnissen bewerten. Dafür sollen den 
Lehrern klare Standards und vier Notenstufen 
(sehr gut, gut, befriedigend, unbefriedigend) zur 
Verfügung stehen, die handhabbar und leicht 
verständlich sind. Darüber hinaus soll 
schulisches und außerschulisches Engagement 
von Schülern vermerkt werden. Kinder und 
Jugendliche, die sich beispielsweise als 
Klassensprecher oder in einem Ehrenamt 
engagieren, haben dafür eine besondere 
Anerkennung verdient. Die kann motivieren und 
dann auch bei der Suche nach einem 
Ausbildungsplatz hilfreich sein. Gerade dann, 
wenn’s bei den fachlichen Leistungen auf dem 
Zeugnis vielleicht nicht ganz so gut aussieht.   
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7.6 Contra: Doppelte 
Benachteiligung
 Quelle Prof. Dr. Wolfgang Böttcher, 
Universität Münster

 Wozu sollen Zensuren für das Arbeits- und 
Sozialverhalten der Schüler/innen gut sein? Im 
Eckpunktepapier der Landesregierung findet sich 
dazu kein Wort. Es soll ein Instrument eingeführt 
werden, ohne vorab die beabsichtigten Wirkungen 
zu beschreiben. Das ist unverantwortlich. Die Logik 
intentionalen Handelns wird mit „Kopfnoten” auf den 
Kopf gestellt, denn es bedarf eines definierten 
Problems oder erwünschten Zieles, um Maßnahmen 
zu entwickeln und einzuführen, von denen man 
begründet vermuten kann, dass sie das Problem 
aus der Welt schaffen oder helfen, ein Ziel zu 
erreichen. 

Unterstellen wir gute Absichten. Wenn es darum 
gehen soll, die von vielen Pädagogen, 
Bildungspolitikern und Wirtschaftslobbyisten 
geforderten sozialen Kompetenzen – soft skills, 
Schlüsselqualifikationen – zu stärken, ist es naiv zu 
glauben, es wäre automatisch klar, welche 
Fähigkeiten und welches Wissen mit solchen 
„Klingelworten“ genau gemeint sind. Noch weniger 
wissen wir darüber, wie und ob sie in der Schule 
effektiv unterrichtet oder trainiert werden. Die 
Schule soll also bewerten, was sie selbst nicht 
systematisch vermittelt. 

Ganze Heerscharen von Psychologen arbeiten 
daran, Personenbeurteilungen einigermaßen 
verlässlich durchzuführen. Lehrer/innen sollen das 
aus dem Ärmel schütteln! Das Fazit der empirische 
Bildungsforschung zu Fragen der Benotung bis 
heute ist, vorsichtig formuliert, die „Fragwürdigkeit 
der Zensurengebung“ (so ein gleichnamiger 
Buchtitel von Ingenkamp). Zensuren sind keine 
Instrumente einer nur einigermaßen objektiven 
Bewertung, sie sind unfair. Und sie verraten so gut 
wie nichts darüber, was ein Schüler aus dem 
Spektrum der Anforderungen eines Faches wirklich 
beherrscht und was nicht. Wenn selbst in relativ klar 
strukturierten fachlichen Kontexten, für die Lehrer 
über Jahre ausgebildet wurden und die einen 
breiten Raum in der Stundentafel einnehmen, 
Zensuren nicht halten, was sie versprechen, warum 
beabsichtigt die neue Landesregierung, sie für 
Sozial- und Arbeitsverhalten einzuführen? 

Arbeitsverhalten und Sozialverhalten sind 
Kompetenzen, die – intensiver als das Fachwissen 
– im Elternhaus vermittelt werden (oder eben 
gerade nicht). Effekt der Kopfnoten wäre somit eine 
doppelte Benachteilung. Die Politik erwartet von den 
Schulen Rechenschaftslegung über ihre 
pädagogische Arbeit. Wie sieht es mit der 
Evaluation schulpolitischer Maßnahmen aus?   

8. Sprachstandsfeststellung   
– ein erstes Fazit

Sprache ist der Schlüssel für Bildung. Bildung wird 
als der Schlüssel für Lebenschancen angesehen. 
Somit ist es konsequent von der Landesregierung, 
der Sprachfähigkeit einen besonderen 
Schwerpunkt einzuräumen.

Der Weg, den die Landesregierung einschlägt, 
geht über ein Verfahren, genannt Delfin 4, welches 
den Sprachstand der Vierjährigen misst. Entwickelt 
wurde Delfin 4 von Lilian Fried, Professorin für die 
Pädagogik der frühen Kindheit an der Universität 
Dortmund.

Der erste Teil des Testverfahrens ( Besuch im 
Zoo) wurde soweit möglich in den 
Kindertageseinrichtungen durchgeführt und sollte 
als erstes Kurzscreening ca. 20 Minuten dauern.

Der zweite Teil des Testverfahrens sollte in 
Kindertageseinrichtungen und Grundschulen 
durchgeführt werden und 30 Minuten in Anspruch 
nehmen.

Laut Lilian Fried benötigen Grundschullehrer für 
dieses Verfahren keinen großen 
Fortbildungsbedarf. (Schule NRW 01/07)

In der Praxis hat sich der Test als zeitaufwendiger 
herausgestellt als angenommen. Dies hatte zum 
einen zur Folge, dass die dreieinhalb bis 
vierjährigen Kinder über einen für sie langen 
Zeitraum konzentriert sein sollten, zum anderen 
fiel in den Schulen ein wesentlich größerer Teil an 
Unterricht aus als veranschlagt war. Auch das 
Fachpersonal der Kindertageseinrichtungen fehlte 
im normalen Kindertagesablauf.

Es ist zu hoffen, dass dieses Manko im zweiten 
Jahr der Durchführung beseitigt wird.

Das Verfahren unterlag vor flächendeckender 
Einführung keiner größeren Testphase und 
anschließender Evaluation. Demzufolge muss jetzt 
die Gesamtevaluation der 
Sprachstandsfeststellung abgewartet werden.

Gesetzt den Fall, Delfin 4 wird als erfolgreich 
bewertet, stellt sich noch die Frage nach der 
notwendigen Förderung der Kinder.

Bis jetzt ist noch kein Förderkonzept für die Kinder 
ersichtlich. Die Kindertageseinrichtungen erhalten 
Geldzuwendungen für die zu fördernden Kinder, 
sofern diese in der Einrichtung gefördert werden.

Das Land stellt pro Kind und Jahr 340 Euro für 
diese Förderung zur Verfügung. 

Kinder, die keine Kindertageseinrichtung 
besuchen, sollen ebenfalls eine Förderung 
erhalten. Der empfohlene Umfang beläuft sich auf 
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200 Stunden pro Jahr und wird durch das Schulamt 
gesteuert.

Die Sprachfördermaßnahmen ersetzen keine 
Maßnahmen, die aus medizinischen, logopädischen 
und anderen sprachtherapeutischen Gründen 
erforderlich sind.

Bei den bis jetzt gemachten Vorgaben fehlen 
verbindliche Voraussetzungen, welche eine 
Tageseinrichtung erfüllen müssen. Auch fehlen klare 
Vorgaben, wie die Aufgabe der Sprachförderung 
erfolgreich durchgeführt werden soll.

Demzufolge ist das Unternehmen „Sprachförderung“ 
in hohem Maß von den Fähigkeiten und dem 
Engagement der Erzieherinnen und Erzieher 
abhängig.

Für Eltern ist nicht transparent, welche Fortbildungen 
und Unterstützungssysteme die in die Förderung 
eingebundenen Personen erhalten.

Weiterhin ist bei der eher schwierigen Finanzlage der 
Kindertageseinrichtungen zu befürchten, dass die 
Gelder nicht für die gezielte Förderung der 
betroffenen Kinder genutzt, sondern damit andere 
Finanzlöcher gestopft werden.

Wir erwarten, dass Eltern besser informiert werden 
und vor allem die Förderung der Kinder eine klarere 
Struktur erhält. Nur wenn Prozesse von außen 
einsichtig und alle Beteiligten überzeugt sind sowie 
mit den nötigen Mitteln ausgestattet werden, kann 
das wichtige Ziel einer guten Sprachförderung erreicht 
werden.

Denn in einer Beziehung besteht für alle Einigkeit: 
Kinder sollen die besten Startvoraussetzungen für die 
Schule und ein erfolgreiches Leben erhalten. 

9. VERA 2008 in Klasse 3  
Quelle : MSW NRW

Informationen für Eltern

Was sind zentrale Lernstandserhebungen?
Seit dem Schuljahr 2004/05 werden in Nordrhein- 
Westfalen in den Grundschulen zentrale 
Lernstandserhebungen (Vergleichsarbeiten - VERA) 
durchgeführt. Zentrale Lernstandserhebungen 
unterscheiden sich von Klassenarbeiten dadurch, dass 
die Aufgaben landesweit für alle Klassen gleich gestellt 
werden und die Auswertung nach zentralen Vorgaben 
erfolgt. Lernstandserhebungen werden in den Fächern 
Deutsch und Mathematik geschrieben. Im Schuljahr 
2006/07 fanden die Lernstandserhebungen zum ersten 
Mal in Klasse 3 statt. Bis dahin wurden sie in den vierten 
Klassen geschrieben. Mit dieser Vorverlegung steht den 
Schulen mehr Zeit zur Verfügung, um im Anschluss an 
die Lernstandserhebungen die Schülerinnen und 
Schüler gezielt im Hinblick auf die erwarteten Standards 
zu fördern. 

Warum werden Lernstandserhebungen 

durchgeführt?

Lernstandserhebungen dienen dazu, 
festzustellen, welche Lernergebnisse 
Schülerinnen und Schüler erreicht haben. 
Es soll untersucht werden, inwieweit die 
fachlichen Anforderungen der Lehrpläne 
erfüllt werden und welche Stärken und 
Schwächen die Schülerinnen und Schüler 
in den untersuchten Bereichen haben. Den 
Lehrerinnen und Lehrern geben 
Lernstandserhebungen damit wertvolle 
Hinweise zum Förderbedarf der 
Lerngruppen und Klassen. Den 
Schülerinnen und Schülern bieten sie eine 
wichtige Orientierung über den erreichten 
Lernstand. Den Schulen ermöglichen die 
Lernstandserhebungen darüber hinaus 
eine Standortbestimmung. Die einzelnen 
Schulen und Klassen können sich mit den 
Ergebnissen vergleichen, die in Nordrhein-
Westfalen insgesamt oder in Schulen mit 
ähnlichen Standortvoraussetzungen 
erreicht werden. Eine solche 
schulübergreifende Einordnung der 
Ergebnisse hilft den Kollegien, den Erfolg 
ihrer pädagogischen Arbeit besser 
einzuschätzen. 

Wer nimmt an den Lernstandserhebungen teil? 

Die Teilnahme an den 
Lernstanderhebungen ist für alle 
Schülerinnen und Schüler der dritten 
Klassen verpflichtend. Ausgenommen 
werden können Schülerinnen und Schüler 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
und jene, die weniger als zwölf Monate in 
Deutschland leben und die deutsche 
Sprache noch nicht ausreichend 
beherrschen. Deren Teilnahme liegt im 
Ermessen der Lehrerinnen und Lehrer. 

Wann finden die Lernstandserhebungen statt?

 Die Lernstandserhebungen finden statt:

 

• im Fach Mathematik am 6. Mai 2008  

• im Fach Deutsch am 8. Mai 2008 

 

Die Bearbeitungszeit beträgt in Mathematik und in 
Deutsch jeweils rund 60 Minuten. In besonderen 
Ausnahmefällen können Schulen von den zentralen 
Terminen abweichen. 

Was wird bei den Lernstandserhebungen 
überprüft? 
Bei den Lernstandserhebungen werden jährlich 
wechselnd wichtige Teilleistungsbereiche der 
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Fächer untersucht. Im Schuljahr 2006/07 standen im 
Fach Deutsch das Leseverständnis und das Schreiben 
im Mittelpunkt. Die Aufgaben in Mathematik bezogen 
sich vor allem auf die mathematischen Bereiche 
"Zahlen und Operationen" sowie "Größen und 
Messen". Für das Schuljahr 2007/08 stehen die 
Aufgaben noch nicht fest. 

Welche Aufgaben werden gestellt? 
Die Aufgaben der Lernstandserhebungen wurden von 
Schulpraktikern gemeinsam mit Wissenschaftlern 
entwickelt und in ausgewählten Schulen erprobt. Sie 
entsprechen den Anforderungen der Lehrpläne und 
der nationalen Bildungsstandards der 
Kultusministerkonferenz. Die Aufgaben zielen nicht auf 
die Überprüfung dessen, was die Schülerinnen und 
Schüler in den unmittelbar vorangegangen 
Unterrichtsstunden gelernt haben. Stattdessen wird 
untersucht, welches Wissen und welche Fähigkeiten 
die Schülerinnen und Schüler langfristig im Unterricht 
er worben haben und inwieweit sie diese anwenden 
können. Aufgabenbeispiele der bisher durchgeführten 
Lernstandserhebungen finden Sie im Internet unter der 
Adresse: www.uni-landau.de/vera/aufgaben.htm 

Wie kann sich mein Kind vorbereiten? 
Die Schülerinnen und Schüler werden von den 
Lehrkräften über den Ablauf und die Anforderungen 
der Lernstandserhebungen informiert. Eine besondere 
Vorbereitung, beispielsweise durch kurzfristiges Üben 
von Aufgaben, ist nicht erforderlich. Bitte bestärken Sie 
aber Ihr Kind, sich nach bestem Vermögen an den 
Lernstandserhebungen zu beteiligen. 

Werden die Lernstandserhebungen benotet? 
Seit dem Schuljahr 2006/07 werden die Ergebnisse 
der Lernstandserhebungen ergänzend zu den 
Bereichen "schriftliche Arbeiten" und "Sonstige 
Leistungen" bei der Leistungsbewertung 
berücksichtigt. Die rechtlichen Grundlagen dafür 
wurden mit dem neuen Schulgesetz (§ 48 Abs. 2) 
geschaffen. Die Ergebnisse der Lernstandserhebung 
werden bei der Zeugnisnote dann ergänzend 
herangezogen, wenn eine Schülerin oder ein Schüler 
aufgrund der bisherigen Leistung zwischen zwei Noten 
steht. Die Lernstandserhebungen werden nicht als 
Klassenarbeiten gewertet. 

Wie erfolgt die Auswertung? 

Die Aufgabenhefte der einzelnen Schülerinnen und 
Schüler werden von den Lehrkräften der Schule 
ausgewertet. Es stehen dazu zentrale 
Korrekturhinweise zur Verfügung, die für alle Klassen 
gleich sind. Die Klassen- und Schulergebnisse werden 
dann in einem speziellen Internetarbeitsbereich 
aufbereitetet und ausgewertet. Das Ergebnis des 
einzelnen Kindes erfahren nur die Eltern bzw. 
Erziehungsberechtigten sowie die Lehrerinnen und 
Lehrer der Schule. Die Vorgaben des Datenschutzes 
werden selbstverständlich eingehalten. 

Wie werden die Eltern über die Ergebnisse ihrer 
Kinder informiert? 

Als Rückmeldung über das individuelle Abschneiden 
bei den Lernstandserhebungen erhalten die 
einzelnen Schülerinnen und Schüler sowie ihre Eltern 
Hinweise, welche Kompetenzen sie in den 
untersuchten Bereichen erreicht haben. Diese 
Informationen helfen Stärken zu erkennen und 
machen Bereiche sichtbar, in denen Förderung und 
Unterstützung angebracht sein könnten. Die 
Ergebnisse bieten damit eine gute Grundlage für 
Gespräche der Eltern mit den Lehrkräften über den 
Lernstand der Schülerinnen und Schüler. 

Welche Informationen erhalten die Eltern über die 
Ergebnisse der Schule? 
Nach Auswertung der Lernstandserhebungen durch 
die Schule erhalten die Eltern die Ergebnisse ihres 
Kindes sowie der jeweiligen Klasse und der Schule 
auf einem landeseinheitlichen Formblatt. Nach 
Vorliegen der landesweiten Vergleichswerte wird die 
Schulleitung in der Schulkonferenz die Ergebnisse 
der Schule insgesamt erläutern. Die landesweiten 
Ergebnisse werden darüber hinaus im Internet 
veröffentlicht. Schulen, die unter Berücksichtigung 
ihrer Standortvoraussetzungen bei den 
Lernstandserhebungen besonders erfolgreich 
abgeschnitten haben, werden von Frau Ministerin 
Sommer öffentlich ausgezeichnet. Perspektivisch soll 
darüber hinaus ein "Informationssystem 
Schulqualität" aufgebaut werden, in dem 
unterschiedliche Leistungsdaten der einzelnen 
Schulen aufbereitet werden. 

Wo gibt es weitere Informationen? 
Informationen zu den bereits abgeschlossenen 
Durchgängen der Lernstandserhebungen finden Sie 
im Internet unter der Adresse: 
www.learnline.nrw.de/angebote/vergleichsarbeiten3/ 

Wer hat die Lernstandserhebungen entwickelt? 
Die Vorbereitung und Durchführung der 
Lernstandserhebungen erfolgt im Rahmen des 
länderübergreifenden Projekts VERA (VERgleichs- 
Arbeiten), an dem bisher die Länder Berlin, 
Brandenburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen, 
Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-Pfalz und 
Schleswig-Holstein beteiligt sind. Ab dem Schuljahr 
2007/08 nehmen alle 16 Länder an diesem Projekt 
teil. Die wissenschaftliche Begleitung liegt bei der 
Universität Landau (Prof. Helmke und Prof. 
Hosenfeld - www.uni-landau.de/vera/). 

Weitere Informationen zu den 
Lernstandserhebungen im Internet unter: 
www.standardsicherung.schulministerium.nrw.de/ver
a3/ 
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10. Fragen zur Bestellung   
der   Schulleitung  
Auf welcher rechtlichen Grundlage beruht die 
Bestellung der Schulleiterin oder des Schulleiters?

§ 61 SchulG,

 http://www.bildungsportal.nrw.de/BP/Schulrecht/
Gesetze/SchulG_Info/SchulG_Text.pdf

Wer schreibt die Stelle der Schulleiterin oder des 
Schulleiters aus?
Die Stelle wird von der oberen Schulaufsichtsbehörde 
(Bezirksregierung) mit Zustimmung der Schulkonferenz 
und des Schulträgers ausgeschrieben.

Wer ist der Schulträger der öffentlichen Schulen?
§78, Abs. 1-3
(1) Die Gemeinden sind Träger der Schulen, soweit in 
den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt ist. § 
124 bleibt unberührt.
(2) Die Kreise und kreisfreien Städte sind Träger der 
Berufskollegs. § 124 bleibt unberührt.
Die Landschaftsverbände sind Träger der Förderschulen 
mit dem Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation, 
mit dem  Förderschwerpunkt Sehen, mit dem 
Förderschwerpunkt Körperliche und motorische 
Entwicklung und in der Sekundarstufe I mit dem 
Förderschwerpunkt Sprache. Das Ministerium kann sie 
verpflichten, in Einrichtungen der erzieherischen Hilfe 
den Unterricht sicher zu stellen.

Wer prüft die eingegangenen Bewerbungen und 
schlägt die geeigneten Personen vor?
Die obere Schulaufsichtsbehörde prüft die 
eingegangenen Bewerbungen. Aus den Bewerbungen 
werden der Schulkonferenz die geeigneten Personen 
benannt (§7Landesbeamtengesetz, siehe unten); dabei 
sind unter Beachtung des im Ausschreibungsverfahren 
erstellten schulspezifischen Anforderungsprofils 
möglichst mindestens zwei geeignete Personen zur 
Wahl vorzuschlagen.

Ist es zulässig nur eine geeignete Person 
vorzuschlagen?
Wenn die Kriterien nur von einer Person erfüllt sind, 
genügt es, nur eine Person vorzuschlagen.

Können Lehrerinnen und Lehrer der betroffenen 

Schule benannt werden?
Lehrerinnen und Lehrer der betroffenen Schule 
können benannt werden, wenn
sie vor ihrer Tätigkeit an dieser Schule in 
mindestens einer anderen Schule oder in der 
Schulaufsicht gearbeitet und damit ihre 
Verwendungsbreite nachgewiesen haben.

Wer hat das Recht zur Einsichtsnahme in die 
Personal- und Verwaltungsvorgänge?
Die oder der Vorsitzende der Schulkonferenz oder 
eine benannte Vertreterin oder ein benannter 
Vertreter hat das Recht zur Einsichtnahme in die 
Personal- und Verwaltungsvorgänge, die der 
Benennung gemäß Satz 2 zugrunde liegen.

Welche Regeln gelten für den Wahlvorgang?
Die Schulkonferenz wählt in geheimer Wahl aus 
den von der oberen Schulaufsichtsbehörde 
benannten Personen die Schulleiterin oder den
Schulleiter. Hierfür wird die Schulkonferenz um ein 
stimmberechtigtes Mitglied erweitert, das der 
Schulträger entsendet. Bis zu drei weitere 
Vertreterinnen oder Vertreter des Schulträgers 
können beratend teilnehmen. Die Vertreterinnen 
und Vertreter des Schulträgers dürfen nicht der 
Schule angehören.
Die Mitwirkung von Mitgliedern der Schulkonferenz, 
die sich an der Schule beworben haben, ist 
ausgeschlossen. Gleichfalls dürfen Schülerinnen 
und Schüler, die das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, an dem Wahlverfahren nicht 
teilnehmen. Der Schülerrat benennt, soweit
erforderlich, geeignete Vertreterinnen und 
Vertreter. Letzteres ist für die Grundschule nicht 
relevant.

Welche Stimmanzahl benötigt ein Kandidat für 
die erfolgreiche Wahl?
Gewählt und damit vorgeschlagen ist, wer die 
Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Stimmen erhält. 
Wird diese Mehrheit nicht erreicht, so findet 
zwischen den Personen, welche die beiden 
höchsten Stimmenzahlen erreicht haben, eine 
Stichwahl statt. Gewählt ist, wer in dieser Stichwahl 
die meisten Stimmen auf sich vereinigt.

Wann erlischt das Wahlrecht der 
Schulkonferenz?
Bei Stimmengleichheit erlischt das
Wahlrecht. § 66 Abs. 6 Satz 3 findet keine 
Anwendung. Das Wahlrecht erlischt
ferner, wenn die Schulkonferenz nicht innerhalb 
von acht Wochen nach Aufforderung durch die 
Schulaufsichtsbehörde einen Vorschlag vorlegt.
Die Frist kann in besonderen Ausnahmefällen 
verlängert werden.

Durch wen erfolgt die Ernennung zur 
Schulleiterin bzw. zum Schulleiter?
Die Ernennung erfolgt durch die obere 
Schulaufsichtsbehörde. Die dienstrechtlichen
Vorschriften bleiben unberührt.
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habe ich sechs Kinder und keine  
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Die obere Schulaufsichtsbehörde holt die Zustimmung 
des Schulträgers zu der gewählten Bewerberin oder 
dem gewählten Bewerber ein.

Hat der Schulträger ein Verweigerungsrecht?
Der Schulträger kann die Zustimmung binnen acht 
Wochen mit einer Zweidrittelmehrheit des nach der 
Hauptsatzung zuständigen Gremiums verweigern.
Welche weiteren Schritte können im Fall der 
Verweigerung durch den Schulträger eingeleitet 
werden?

Nach Verweigerung der Zustimmung kann die 
Schulkonferenz innerhalb von vier Wochen einen 
zweiten Vorschlag aus den vorliegenden 
Bewerbungen vorlegen. Eine Bewerberin oder ein 
Bewerber kann nicht noch einmal vorgeschlagen 
werden, wenn der Schulträger seine Zustimmung 
verweigert hat.
Die obere Schulaufsichtsbehörde ernennt die gewählte 
Bewerberin oder den gewählten Bewerber, sofern der 
Schulträger seine Zustimmung nicht gemäß Absatz 3 
verweigert hat. Wird die Zustimmung auch zu einem 
zweiten Vorschlag verweigert, trifft die obere 
Schulaufsichtsbehörde die
Auswahlentscheidung.

Wer kann zur Schulleiterin bestellt werden?
Zur Schulleiterin oder zum Schulleiter kann nur bestellt 
werden
1. an Schulen mit Ausnahmen von Förderschulen, wer
a) die Befähigung zum Lehramt für eine der in dem 
betreffenden Schulsystem vorhandenen Schulstufen 
besitzt oder
b) die Befähigung zu einem Lehramt einer bestimmten 
Schulform besitzt und aufgrund dieser Befähigung in 
Jahrgangsstufen, die in dem betreffenden 
Schulsystem vorhanden sind, verwendet werden kann;
2. an Förderschulen, wer
a) die Befähigung zum Lehramt für Sonderpädagogik 
oder
b) die Befähigung zum Lehramt an Sonderschulen 
besitzt;
3. an Schulen für Kranke, wer eine Befähigung nach 
Nummer 1 oder 2 besitzt.
Darüber hinaus müssen Kenntnisse und Fähigkeiten 
nachgewiesen werden, die für die Leitung einer Schule 
erforderlich sind. Dazu gehören insbesondere 
Fähigkeiten zur Führung, Organisation und Weiter-
entwicklung einer Schule und zur pädagogischen 
Beurteilung von Unterricht und Erziehung, Team- und 
Konfliktfähigkeit sowie die Bereitschaft zur 
Zusammenarbeit mit schulischen und 
außerschulischen Einrichtungen. Das Ministerium 
kann im Rahmen der Laufbahnverordnung zum 
Landesbeamtengesetz im Einzelfall von dem 
Erfordernis der Befähigung gemäß Satz 1 Ausnahmen 
zulassen.

Welche Regeln gelten für die Wiederwahl der 
Schulleiterin oder Schulleiters?
Die Wiederwahl der Schulleiterin oder des Schulleiters 
für eine zweite Amtsperiode von fünf Jahren oder auf 

Lebenszeit gemäß § 25 b Landesbeamtengesetz 
erfolgt durch die Schulkonferenz; eine Stellen-
ausschreibung findet in diesen Fällen nicht statt.

Zusatz:
Landesbeamtengesetz § 7
§7 Auslese
(1) Die Auslese der Bewerber ist nach Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung ohne Rücksicht 
auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, 
religiöse oder politische Anschauungen, Herkunft 
oder Beziehungen vorzunehmen.
(2) Jeder Bewerber muß unbeschadet des § 6 Abs. 2 
die besondere geistige und charakterliche Eignung 
für die von ihm gewählte Laufbahn nachweisen.
(3) Die Bewerber werden, soweit dies durch Gesetz 
oder Rechtsverordnung vorgeschrieben ist, durch 
Stellenausschreibung ermittelt.

http://www.agsv.nrw.de/recht/LBGuVerwV/index.php

11. Das Projekt JEKI –   
Jedem Kind ein 
Instrument

11.1 Schul-Musikprojekt kann den 
Ansturm nicht auffangen
Quelle: www.wdr.de

Von Christian Herrmanny 

Die Idee ist faszinierend: Wenn das Ruhrgebiet 
2010die "Kulturhauptstadt Europas" wird, soll es dort 
1.000 Grundschul-Orchester geben. Dahinter steht 
das Projekt "Jedem Kind ein Instrument" (JeKI). Aber 
bis es soweit ist, müssen viele Kinder auf ihre Flöte 
oder Geige warten.

In den kommenden vier Jahren sollen mehr als 
200.000 Kinder im Ruhrgebiet die Möglichkeit 
bekommen, Geige, Horn, Flöte oder ein anderes 
Lieblingsinstrument zu lernen. Doch der Start am 
Montag (06.08.07) gestaltet sich schwierig: Viel mehr 
Grundschulen, als zum Beginn dabei sein können, 
haben sich angemeldet. Von 50.000 Erstklässlern 
können erstmal nur 7.200 dabei sein. Entsprechend 
groß war die Enttäuschung an den vielen Schulen. 

"Da ärgert man sich, weil man die Kinder gerne 
fördern möchte und das nun nicht geht", sagt 
Schulleiterin Klaudia Theisz von der Essener 
Andreasschule. 22 Grundschulen in Essen wurden 
für "JeKI" ausgewählt - beworben hatten sich aber 
etwa 100. "Irgendwann kam dann eben der Brief: Sie 
sind nicht dabei, vielleicht klappt's im nächsten 
Schuljahr. Es gab keine Begründung", so Klaudia 
Theisz.

Enormer Nachfragedruck
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33 von 52 Ruhrgebietskommunen sitzen bei "JeKI" 
schon mit im Boot, doch überall war die Nachfrage 
erheblich größer, als das Unterrichtsangebot. In 
Dortmund beispielsweise können nur 15 von 
93 Grundschulen mitmachen - dabei hatten sich gut die 
Hälfte der Schulen beworben. Für den Leiter des 
"JeKI"-Projektbüros, Manfred Grunenberg, ist das 
allerdings kein Problem: "Wir wollte uns am Anfang nicht 
von der Menge erschlagen lassen, damit sich das 
einschleifen kann. Wir hätten uns mit mehr als 
15 Prozent der Schulen völlig überfordert, vor allem im 
Personalbereich.

Ab der nächsten Woche werden zunächst 300 Klassen 
an 150 Schulen den besonderen Musikunterricht im 
Rahmen von "JeKI" bekommen. "Es ist einfach sicherer, 
den ersten Schritt klein zu machen, wenn man so eine 
Welle lostritt", sagt Manfred Grunenberg.

Musiklehrer dringend gesucht
Das Projekt soll "dynamisch vorangetrieben" werden, 
wie es heißt. Zurzeit sind dafür noch genug ausgebildete 
Musikschullehrer vorhanden, sie geben die Stunden 
zumindest im ersten Schuljahr gemeinsam mit einem 
Grundschullehrer. Danach wird in kleinen Gruppen mit 
etwa fünf Kindern gearbeitet. Bis 2010 werden dafür 
wohl 600 Musikschullehrer gebraucht. Projektbüro-Leiter 
Grunenberg: "Die Personalfrage bereitet uns schon 
Sorgen. Wir werden das so organisieren, dass Teilzeit-
kräfte aufstocken, wir werden den Arbeitsmarkt im 
ganzen deutschsprachigen Raum nach 
Musikpädagogen abgrasen und wir hoffen, dass die 
Musikhochschulen helfen.

Unterricht nur für Bedürftige kostenfrei

50 Millionen Euro stellen das Land NRW, die 
Kulturstiftung des Bundes, die Kommunen und andere 
Geldgeber dem Projekt bis 2010 zur Verfügung. Die 
Eltern zahlen zwischen 10 und 35 Euro pro Monat für 
den Unterricht, sofern sie nicht Arbeitslosengeld II oder 
Sozialhilfe beziehen. Die Instrumente wiederum werden 
den Kindern kostenfrei zur Verfügung gestellt. "Allein die 
Instrumente für die 7.000 Kinder, die jetzt beginnen, 
kosten 2,5 Millionen Euro", rechnet Manfred Grunenberg 
vor. Ob Kontrabass oder Querflöte: Alles muss spielbar, 
haltbar und vor allem bezahlbar sein.

Dafür werden jeweils vor Ort Sponsoren gesucht - der 
Instrumentenkauf darf den Etat nicht belasten. "Wenn 
jetzt schon zu viele Schulen mitmachten, würde das 
Projekt kaputt gehen", glaubt Manfred Grunenberg. Die 
Beschränkung sieht er als Qualitätssicherung, immerhin 
muss das Geld für viele Jahre reichen.

1.000 Orchester für die ersten Schuljahre

Am flächendeckenden Angebot bis 2010 hält 
Grunenberg allerdings fest: "Wir machen aus dem Land 
der tausend Feuer das Land der tausend Orchester." 
Wenn erst jede Schule "JeKI" anbietet, sollen vier von 
fünf Erstklässler dabei sein - unabhängig vom 
Geldbeutel oder von der Herkunft der Eltern. Und 

Erfahrungswerte in Bochum zeigen: Knapp die 
Hälfte der Kinder, die mit dem zunächst eher 
theoretischen Unterricht beginnen, wird im vierten 
Schuljahr ein Instrument spielen. Für das 
Ruhrgebiet würde das rund 75.000 kleine Musiker 
bedeuten.

Lehrerinnen wie Klaudia Theisz hoffen nun auf das 
kommende Schuljahr - dann wären sie gerne mit 
dabei. "Bis zum Info-Abend im Frühjahr muss man 
das aber einfach wissen. Die Eltern muss man von 
den Projekt überzeugen und es muss ja auch 
stundenplan-mäßig organisiert werden." Für 
Erstklässler, an deren Schule die Musikförderung 
am kommenden Montag nicht startet, ist das 
allerdings zu spät: Sie können auch in Zukunft nicht 
an ihrer Schule daran teilnehmen und werden 
privaten Musikunterricht nehmen müssen - sofern 
die Eltern das fördern.

Weitere Informationen unter www.jedemkind.de

11.2 Erste Projektbeiratssitzung 
in Bochum
Bericht von Heike Depenbrock

Die Landeselternschaft Grundschulen 
begleitet das Projekt JeKI durch ihre 
Mitarbeit im Projektbeirat, der am 22. 
Oktober 2007 in Bochum erstmalig 
getagt hat.

Folgende Institutionen sind im Beirat vertreten:

• Regionale Arbeitsstelle zur Förderung 
von Kindern und Jugendlichen aus 
Zuwandererfamilien

• Landeselternschaft Grundschulen 
NRW.e.V

• Landesvereinigung Kulturelle 
Jungendarbeit NRW e.V.

• Elternnetzwerk NRW

• Landesverband der Musikschulen NRW 
e.V.

• Landesmusikrat NRW e.V.

• Deutscher Tonkünstlerverband NRW

• Kulturstiftung des Bundes

• Landesverband NRW Deutscher 
Privatmusikschulen

• Zukunftsstiftung Bildung in der GLS-
Treuhand e. V.
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Der Projektleiter Manfred Grunenberg berichtete 
über den aktuellen Stand und die nächsten 
geplanten Aktivitäten:

• Gestaltung eines einheitlichen neuen 
Unterrichtswerkes,

• Einbindung der Kommunen im ersten Jahr,

• die Vorbereitung eines Mustervertrages für 
die Einbindung  privater Musikschulen als 
Subunternehmer der Kommunen im 
kommenden Jahr,

• die Verdoppelung der Kapazitäten 
gegenüber 2007,

• Sponsorensuche,

• soweit rechtlich zulässig, Angebot einer 
zentralen Instrumentenbeschaffung mit 
Service vor Ort,

• kurzfristige Fortbildung für die 
Musikschullehrer anbieten (Schwerpunkte: 
Didaktik für größere heterogene Gruppen 
mit unterschiedlichen Instrumenten , 
Teamunterricht –Tandemlehrer- gemeinsam 
mit Grundschullehrern),

• Modell für Kommunen ohne Musikschule 
entwickeln, z.B. durch Anschluß an andere 
Kommunen mit Musikschule,

• Strategien für Werbung und Infoabende 
erarbeiten,

• Podium als gemeinsamen 
Erfahrungsaustausch einrichten und

• Fachberater den Musikschulen und Schulen 
zur Verfügung stellen.

In der Diskussion im Projektbeirat wurde deutlich, 
dass neben den beschriebenen Aktivitäten die 
Qualitätssicherung bei der Arbeit der Lehrkräfte sehr 
wichtig ist. Zudem müssen Eltern, aber auch die 
Grundschullehrer unbedingt frühzeitig informiert und 
einbezogen werden.

Aus Elternsicht ist es wichtig, dass durch die JeKI-
Aktivitäten kein Unterricht ausfällt.

Hier wurde auf das Schweizer Modell hingewiesen; 
dort wird das Kind zwar an einem bestimmten Tag 
der Woche unterrichtet, aber in wechselnden 
Schulstunden, so dass nicht immer der gleiche 
Unterricht verpasst wird.

Als sehr wichtig wurde auch eine gute 
Kommunikation zwischen kommunalen 
Musikschulen und privaten Musikschule gesehen. 
Ohne die privaten Lehrer ist das gesteckte Ziel für 
das Jahr 2010 (1000 Schulen) nicht erreichbar.

12. Wege der nachhaltigen 
Erreichbarkeit von Eltern
zur  Prävention  des  Über-
gewichtes  bei  Kindern  und 
Jugendlichen

Ein Konzept des Bundeselternrates

Gute Praxis Beispiele
1. Worum geht es?

2.  Aktivierung der Eltern: Ein 
Dreistufenmodell

3. Die Maßnahmen

I. Neugestalten 

II. Direkt an die Eltern

III. Vernetzung 

IV. Das Frühstück

V. Bewegung nicht vergessen!

4. Nachhaltigkeit

Bundeselternrat

Albert-Buchmann-Str. 15

16515 Oranienburg

Tel.: 03301 57 55 37

Fax: 03301 57 55 39 

E-Mail: info@bundeselternrat.de

Gute Praxis Beispiele
Überall ist zu hören, Kinder sind heute überge­
wichtiger und nicht mehr so fit wie früher. Das 
Gleichgewicht zwischen Energiezufuhr (was wir 
essen) und Energieverbrauch (wie viel wir uns be­
wegen) ist bei vielen aus den Fugen geraten. 
Wenn nicht gegengesteuert wird, entstehen hohe 
Folgekosten für das Individuum und das Gesund­
heitswesen. Weil die Grundlagen eines gesund­
heitsfördernden Lebensstils innerhalb der Familie 
in den jüngsten Lebensjahren gelegt werden, steigt 
ständig das öffentliche Interesse an Präventions­
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maßnahmen für Kinder und ihre Familien. 

Wenn so früh wie möglich mit einer ausgewogenen 
Ernährung und ausreichender Bewegung begonnen 
werden soll, dann geht es nicht ohne die Beteiligung 
der Eltern. Aber viele Berufsgruppen, die in diesem 
Bereich tätig sind, haben große Schwierigkeiten die 
Eltern zu erreichen und sie zu nachhaltiger Mitarbeit 
zu bewegen. Manchmal klappt es aber doch. Auf den 
folgenden Seiten werden Maßnahmen und Projekte 
vorgestellt, die genau das erreicht haben: eine Ak­
tivierung der Eltern bei der Prävention von Überge­
wicht. Um Missverständnisse im Voraus aufzuklären, 
ist ein Zitat aus einem Interview mit einer Ökotropho­
login (KP2) angebracht. Auf die Frage nach Wegen, 
Eltern zu erreichen und zu aktivieren, antwortete die 
Fachfrau „auch ich habe keinen Stein der Weisen!“ 
Fast alle, die sich mit dem Thema Elternarbeit 
beschäftigen, hegen die heimliche Hoffnung, es gäbe 
irgendwo da draußen den perfekten Zugang zu den 
schwersterreichbaren Eltern, man müsse ihn nur 
finden. Leider können wir Ihnen den Stein der Weisen 
hier nicht anbieten, aber stattdessen ein Mosaik, denn 
es sind viele kleine Steine, die uns den Weg weisen. 

 1 WORUM GEHT ES?
Zwischen Februar und Juli 2006 führte der Bundes­
elternrat (BER), ein von der Plattform Ernährung und 
Bewegung (peb) finanzierten Forschungsprojekt, 
durch. Das Projekt hieß „Wege zur nachhaltigen Er­
reichbarkeit von Eltern zur Prävention des Überge­
wichtes bei Kindern und Jugendlichen“ und sollte 
Grundschulen, Einrichtungen der Kindertagesbetreu­
ung (im folgenden als „Kitas“ zusammengefasst) so­
wie Projekte und Maßnahmen für die alle Kleinsten 
finden, die gesundheitsfördernden Ansätze entwickelt 
haben, die auch Eltern erfolgreich miteinbeziehen.  
Besonderes Interesse galt den sozial benachteiligten 
Eltern, weil diese Gruppe am schwierigsten zu errei­
chen und einzubinden ist. 

Potentielle Interviewpartner wurden durch die Mitglie­
der des Bundeselternrates vorgeschlagen sowie auf 
Tagungen und im Internet ausfindig gemacht. Ein In­
terview wurde mit der Leiterin oder dem Leiter durch­
geführt, manchmal per Telefon, manchmal vor Ort in 
Zusammenhang mit einer Besichtigung. Um die Ver­
gleichbarkeit der Interviews zu gewährleisten, wurden 
alle nach dem gleichen Leitfaden geführt.

Hier wird ein Teil der Ergebnisse dieser Interviews in 
Form von Guter Praxis Beispiele vorgestellt. Mit der 
Darstellung solcher Beispiele sollen Andere angeregt 
sein, die Qualität ihrer eigenen Elternarbeit zu ver­
bessern, sei es als Elternteil, Lehrkraft, Erzieherin, 
Hebamme, Arzt oder andere Interessierte. Was hier 
als Gute Praxis gilt, ist stark an die Kriterien des Ko­
operationverbundes „Gesundheitsförderung bei sozial 
Benachteiligten“ angelehnt 

(http://www.gesundheitliche-
chancengleichheit.de/?uid=af18bab5def8c64c9f72c92

5de4e006d&id=Seite1667),

weil der Kooperationsverbund schon gute Vor­
arbeit geleistet hat, die fast täglich an An­
erkennung gewinnt. Der Kooperationsverbund 
hat sein Augenmerk auf die ganze Arbeit einer 
Einrichtung gerichtet. Im BER-Projekt geht es 
nur um ein Teil der Arbeit, nämlich die Ak­
tivierung der Eltern bei der Prävention von Über­
gewicht. Folglich sind nicht alle Kriterien des Ko­
operationsverbundes relevant. Eine Steuerungs­
gruppe des BER vereinfachte die Liste und einig­
te sich auf sieben Kriterien für gute Praxis. Diese 
sind:

• ein gesundheitsförderndes Selbstver­
ständnis in der Arbeit der Einrichtung, 

• die Maßnahmen müssen nachhaltig sein 
und nicht von dem überplanmäßigen Ein­
satz weniger Personen abhängen, 

• die Angebote sollen möglichst niedrig­
schwellig sein, 

• die Maßnahmen sollen andere Organisa­
tionen und Einrichtungen im Stadtteil ein­
beziehen und so den Aufbau von lokalen 
Netzwerken vorantreiben (Öffnung der 
Schule oder Kita),

• Maßnahmen sollen auf die Gewinnung 
und Pflege von Schlüsselpersonen als 
Multiplikatoren zielen, 

• der Erfolg der Maßnahmen soll überprüf­
bar sein und gegebenenfalls sollen Ver­
besserungen oder Korrekturen eingeleitet 
werden (aus Fehlern lernen), 

• die Maßnahmen sollen auf vergleichbare 
Settings übertragbar sein.

Alle die hier dargestellten Projekte und Maß­
nahmen erfüllen das erste Kriterium. Darüber 
hinaus erfüllen sie ein weiteres Kriterium des Ko­
operationsverbandes, nämlich „Partizipation der 
Zielgruppe“, was hier mit „Aktivierung der Eltern“ 
beschrieben wird. In den nachfolgenden Kurz­
beschreibungen wird auf die anderen erfüllten 
Kriterien hingewiesen. 

2 Aktivierung der Eltern: Ein Dreistufen­
modell
Im Laufe des Projektes wurde klar, dass die 
Befragten verschiedene Vorstellung von und 
Erwartungen an die Mitarbeit der Eltern hatten. 
Das Setting war auch wichtig für die Zusammen­
arbeit: Während die meisten Eltern eine Kita auf­
grund mehrerer Faktoren einschließlich ihres 
Angebots gezielt aussuchen, wird ein Kind der 
nächsten Schule zugewiesen. Dementsprechend 
haben Schule und Kita eine andere „Kunden­
orientierung“. Und letztlich hat auch die Länge 
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des Schul- oder Kitatages eine Auswirkung auf die 
Möglichkeiten der Elternaktivierung. 
Wir können zwischen drei Stufen der gewünschten 
und realisierten Elternmitwirkung (nicht nur aber 
auch) bei der Prävention von Übergewicht unter­
scheiden. Auf dem untersten Stufe fügen sich die 
Eltern der Maßnahme: Etwas wird von Ihnen 
verlangt und sie kommen der Aufforderung nach. 
Am häufigsten ist dies beim „gesunden Frühstück“ 
zu beobachten. Diese Mitarbeit mag eine kleine An­
strengung beinhalten, aber die Aufgabe ist klar de­
finiert. Diese Stufe wird „passive Mitarbeit“ genannt. 
Auf der zweiten Stufe müssen die Eltern selber aktiv 
werden. Wenn Eltern in der Schule oder Kita aktiv 
mitarbeiten, dann gestalten sie – innerhalb eines 
vorgegebenen Rahmens – den Alltag dort mit. Die 
Einbeziehung der Eltern bei der Gesundheits­
förderung heißt dann, einige wenige hoch enga­
gierte Eltern gestalten mit, so dass die Gesundheit 
alle für mindestens einige Stunden am Tag ge­
fördert wird. Häufig sind diese Eltern diejenigen, die 
schon einen gesundheitsfördernden Lebensstil 
haben oder beruflich etwas mit Gesundheits­
förderung zu tun haben. Diese Stufe wird „ein­
gerahmte Gestaltung“ genannt. Als Beispiel gelten 
die Elternbeteiligung bei Steuerungs- oder Schul­
entwicklungsgruppen. 
Die letzte Stufe ist, wenn Eltern ihr eigenes Verhal­
ten ändern. In diesem Falle nehmen sie entweder 
über ihre Kinder oder durch direkten Kontakt mit der 
Schule/Einrichtungen Leitlinien oder Prinzipien der 
ausgewogenen Ernährung und / oder vermehrten 
Bewegung auf und setzten sie auch zu Hause und 
in ihren Familienalltag um. Diese Stufe wird „Um­
stellung“ genannt. Es liegt auf der Hand, dass je hö­
her die Stufe, desto schwieriger ist es, einen Erfolg 
zu erzielen. 

 3 Die Maßnahmen
Hier werden die Maßnahmen vorgestellt, die nach 
den BER-Kriterien als Gute Praxis gelten. Nach 
einer Kurzbeschreibung werden die relevanten 
Kriterien sowie die Stufe der Elternaktivierung 
genannt. Die Maßnahmen fallen in fünf Kategorien:

➔ Neugestalten

➔ Direkt an die Eltern

➔ Vernetzung

➔ Das Frühstück

➔ Bewegung nicht vergessen! 

4 Neugestalten
Viele der befragten Kitas und Schulen hatten ihr 
Außengelände oder andere Räumlichkeiten 
umgestaltet, um den Kindern bessere Bewegungs- 
und Entspannungsmöglichkeiten anzubieten. Solche 
Maßnahmen sind natürlich nachhaltig, bieten jedoch 
auch Möglichkeiten zur Elternmitwirkung, wie die 
folgenden Beispiele zeigen.

Eltern planen mit
Die zwei Kitas in Sachsen-Anhalt (Käte Duncker 
und Sonnenblume), die am Projekt „gesund leben 
lernen“ teilnahmen, richteten anfangs des Projekts 
eine Projektgruppe ein. Mitglieder waren 
interessierte Eltern und Erzieherinnen. Die Gruppe 
hat eine Ist-Analyse in der Einrichtung 
durchgeführt und dann Ideen für Verbesserungen 
gesammelt und nach und nach umgesetzt. In der 
Kita Käte Duncker wurde ein Bewegungsgarten 
auf einen Teil des großen Außengeländes 
angelegt, Frühsport und Wandertage eingeführt 
und einen Entspannungsraum eingerichtet. Die 
Kita Sonnenblume setzte einen Schwerpunkt auf 
Entspannung und richtete ebenso einen 
Entspannungsraum neu ein, führte Massage ein 
und veranstaltet Projekttage, um die Sinne und die 
Konzentration der Kinder zu schulen. Sowohl 
Kinder als auch Eltern waren an der Planung 
beteiligt. 
Beide Kitas berichten von den positiven Effekte 
des Projektes auf den Kontakt zu und 
Zusammenarbeit mit den Eltern. Beide Leiterinnen 
unterstrichen jedoch auch, wie hoch der Aufwand 
am Anfang war. Nachdem eine feste Struktur 
(Projektgruppe) und eine einfache 
Planungsmethode etabliert waren, reduziert sich 
der Aufwand auf ein akzeptables Niveau.
Kriterien: nachhaltig, über die Suche nach 
Sponsoren wurde der Grundstein für ein lokales 
Netzwerk gelegt, Gewinnung von 
Schlüsselpersonen, überprüfbarer Erfolg.
Aktivierung der Eltern: eingerahmte Gestaltung

Umwandlung in eine bewegungsfreundliche 
Ganztagsschule
In der Astrid-Lindgren-Schule, eine Schule in 
einem norddeutschen Stadtteil mit besonderem 
Entwicklungsbedarf, fand eine gute 
Zusammenarbeit zwischen Schulleiterin und der 
damaligen Schulelternsprecherin statt. Als die 
Überlegungen konkreter wurden, die Schule zu 
einer gebundenen Ganztagsschule zu machen, 
begleitete die Schulelternsprecherin die 
Planungsgruppe beim Besuch einer 
Ganztagsschule in Hamburg, mit einem ähnlichen 
sozialen Umfeld. Die Schulelternsprecherin war 
ständig im Planungs- und Entwicklungsprozess 
eingebunden und konnte die Bedenken der Eltern 
äußern. Als sie von der Entscheidung überzeugt 
war, trug sie diese Überzeugung in die Eltern-
schaft hinein und konnte in zahlreichen 
Gesprächen viele Vorbehalte aufräumen. 
Zu der Umwandlung gehörte auch der Umzug in 
ein anderes Gebäude, dass mit Mitteln des 
Investitionsprogramms „Zukunft Bildung und 
Betreuung“ der Bundesregierung saniert wurde. 
Alle waren sich einig, das neue Gebäude soll zu 
mehr Bewegung drinnen und draußen animieren, 
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was auch gelungen ist.
Kriterien: Gewinnung und Pflege von 
Schlüsselpersonen als Multiplikatoren, überprüfbarer 
Erfolg
Aktivierung der Eltern: eingerahmte Gestaltung

➔ Nach dem Umbau
Die Kita Hasenburg im Ostberliner Bezirk Marzahn-
Hellersdorf fing schon 1998 an, sich zu einer 
bewegungsfreundlichen Kita zu entwickeln. 
Inzwischen ist viel erreicht. Wie die Leiterin es 
ausdrückt: „Das Haus animiert zur Bewegung“. In den 
Fluren stehen, z.B. Pedallos, Rutscheautos, Bälle, 
Sprungseile usw. In den Räumen gibt es 
Hängematten und Schaukeln, die die Kinder fast jede 
Zeit benutzen können. Im Garten gibt es eine 
„Bewegungsbaustelle“ mit Autoreifen, Schläuchen 
sowie einen Hügel mit Tonnen und Kisten, um 
darunter zu rutschen. Bewegung ist in den täglichen 
Ablauf integriert, d.h. Kinder können selber 
entscheiden, wann und wie sie sich bewegen (außer 
zu den Mahlzeiten o.ä.) und darüber hinaus hat jedes 
Kind eine feste Turnstunde in der Woche. Keine 
Kinder sind übergewichtig und eine Studie zeigt, dass 
der Body Mass Index (BMI – Verhältnis von 
Körpergröße und Geweicht, das benutzt wird, um 
Übergewicht festzustellen) sogar leicht unter dem in 
anderen Kitas ohne ein solches Programm liegt. 
Für die Kinder waren der Umbau und die ständige 
Weiterentwicklung der Kita ein nachhaltiger Erfolg. 
Manche Eltern haben aber leider die Einstellung 
entwickelt, wenn ihr Kind in diese Kita geht, dann 
brauchen sie zu Hause nichts mehr mit ihr oder ihm 
machen. Die Leiterin sagte, viele Eltern suchten sich 
diese Kita gerade wegen des Bewegungsangebotes 
aus. Zu Hause passiert wenig: viel Computer oder 
Fernsehen, deshalb wollen die Eltern, dass die Kinder 
sich in der Kita so viel wie möglich bewegen. 
Kriterien: nachhaltig, überprüfbarer Erfolg
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit, wobei ein 
Teil der Verantwortung für die Bewegungserziehung 
in die Kita gelegt wird. 

Besser essen in der Schule
Die Zille-Grundschule ist eine Grundschule in Berlin. 
Seit dem Schuljahr 2005/06 müssen alle Berliner 
Grundschulen mindestens ein offenes 
Ganztagsangebot machen und allen Kindern ein 
Mittagessen anbieten. In dieser Schule waren die 
Eltern mit dem gelieferten Mittagessen nicht 
zufrieden. Daraufhin hatten Mitglieder der 
Gesamtelternvertretung mit dem Essenslieferant 
verhandelt, und eine Erweiterung des Angebotes (z.B. 
mehr Obst) erreicht. 
Kriterien: nachhaltig, überprüfbarer Erfolg,
Aktivierung der Eltern: eingerahmte Gestaltung

Öffnung zum Stadtteil
Die Fridtjof Nansen Schule ist noch länger als die Kita 

Hasenburg dabei, sich zu einer 
gesundheitsfördernden Schule zu entwickeln. 
Dazu gehört eine abwechslungsreiche 
Gestaltung des Außengeländes mit Bereichen 
zur Entspannung, zum Toben, zum Balancieren 
und Klettern und sogar in grenzwertige 
Situationen zu kommen. Drinnen ist der 
Unterricht auch bewegt, die Kinder wippen auf 
ihren Stühlen, dürfen sich hinlegen oder 
aufstehen, wenn sie arbeiten. Die 
Rhythmisierung des Unterrichtes baut bei 
Lehrern und Kindern gleichermaßen Stress ab 
und trägt zu einem entspannteren Miteinander 
bei. 
Eine Besonderheit auf dem Schulhof ist das 
„Freilichtforum“. Es sieht wie ein Amphitheater 
aus und wird für schulinterne Versammlungen 
wie Vollversammlungen, Unterricht im Freien 
oder Aufführungen benutzt. Es steht auch 
anderen Interessierten im Stadtteil als 
ungewöhnlicher Veranstaltungsort zur 
Verfügung. Diese eine kleine Maßnahme ist nur 
ein Ausdruck des Zieles der Schule, sich zum 
Stadtteil zu öffnen (siehe auch „ein Elterncafé“). 
Kriterien: nachhaltig, Vernetzung
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit 

3.2 Direkt an die Eltern
Ein Elterncafé

Die Fridtjof Nansen Schule ist eine Schule in 
einem klassischen sozialen Brennpunkt. 60% der 
Familien leben von Hartz IV und die Kinder 
stammen aus 23 Nationen. Zusätzlich zu den 
Lehrern und Lehrerinnen hat die Schule auch 
einen türkischen Sozialarbeiter sowie eine 
Sozialarbeiterin im Anerkennungsjahr. Im 
Stadtteil gab es keinen Treffpunkt für Frauen und 
der Sozialarbeiter schlug vor, ein Elterncafé in 
der Schule einzurichten. Mütter bringen Kinder in 
die Schule und dann bleiben sie, um miteinander 
und mit dem Sozialarbeiter oder der 
Sozialarbeiterin zu reden. Die beiden helfen, z.B. 
mit Anträgen und bauen dadurch Vertrauen auf. 
Manche Mütter nehmen jetzt Sprachkurse in der 
Schule (eine Dozentin von der Volkshochschule 
hält sie in der Schule) und ein Internetzugang 
wird für die Mütter im Café eingerichtet. Das 
Café ist neben dem Raum, wo Obst- und 
Gemüseteller für die Pause zubereitet werden, 
was öfter Gespräche mit den Sozialarbeitern 
über gesunde und ausgewogene Ernährung 
auslöst. 
Kriterien: niedrigschwellig, weil die Mütter schon 
in der Schule sind, 
Aktivierung der Eltern: zielt auf Umstellung in 
mehreren Lebensbereichen (fördert die 
Integration)
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Kochkurse
Die Berliner Projekte „gesund essen mit Freude“ 
und „Kiez-Kochbuch“ brachten Mütter mit 
Migrationshintergrund mit Ökotrophologen 
zusammen, um sich über eine gesunde und 
ausgewogene Ernährung zu informieren, aber auch 
das Wissen durch das gemeinsame Kochen ihrer 
eigenen Rezepte praktisch umzusetzen. Am Ende 
des Kurses an der Rudolf-Wissell-Grundschule 
gaben die Teilnehmerinnen sogar ein eigenes 
Kochbuch mit vielen Rezepten und einfache 
Informationen zur gesunden Ernährungen heraus. 
Eine Nebenwirkung des theoretischen Teiles des 
Kurses war, dass nicht nur über Ernährungsthemen 
gesprochen wurde, sondern auch über 
Erziehungsprobleme im Allgemeinen. Eine Lehrerin 
der Rudolf-Wissell-Grundschule geht in solche 
Kurse (und auch Sprach- oder Computerkurse für 
Mütter, die die VHS und die Schule anbieten) und 
berichtet dann über die Probleme und Sorgen der 
Mütter im Kollegium.
Inzwischen bieten viele Schulen und auch Kitas, 
Koch-, Sprach- oder Computerkurse, hauptsächlich 
für Mütter, an. Sie fördern den Kontakt zwischen 
Schule oder Kita und Eltern und dienen damit dem 
Aufbau des Vertrauens. Von dieser Basis aus ist es 
viel einfacher erzieherische Gegensätze zwischen 
Schule und zu Hause anzusprechen und Lösungen 
zu finden. 
Kriterien: niedrigschwellig, Schlüsselpersonen
Aktivierung der Eltern: zielt auf Umstellung

Erziehungsvereinbarungen

Seit sechs Jahren verlangt die Grundschule Alter 
Garten von seiner besser gestellten Elternschaft, 
dass die Eltern die Schulordnung unterschreiben 
und sich damit verpflichten, sie zu achten. Seitdem 
ist, laut Schulleiter, die Zusammenarbeit mit den 
Eltern besser geworden. Klare Erwartungen werden 
gestellt und die Schule kann mehr von den Eltern 
fordern, was der Leiter positiv bewertet. Durch diese 
neue Klarheit fühlten sich die Eltern „ernst- und 
angenommen“.
Die Grundschule Grumbrechtstraße, wo über die 
Hälfte der Schülerinnen und Schüler einen 
Migrationshintergrund haben, wird im neuen 
Schuljahr Erziehungsvereinbarungen für alle Eltern 
einführen. Darin verpflichten sich die Eltern, unter 
anderem, auf ausreichend Schlaf und angemessen 
TV- und Computerkonsum ihrer Kinder zu achten, 
sowie ein gesundes Frühstück mitzugeben. Vorher 
gab es mehrere Elternabende in der Schule, wo 
viele Eltern kamen und heftig über Sinn und Unsinn 
der Maßnahme diskutierten. Der Prozess hat das 
elterliche Bewusstsein für das Thema erhöht, sowie 
konkrete Handlungshinweisen gegeben.
Kriterien: übertragbar

Aktivierung der Eltern: zielt auf Umstellung

3.3 Vernetzung 
Einige der Befragten waren Mitgliedern eines 
lokalen Netzwerkes, wobei das 
Organisationsniveau zwischen der unmittelbaren 
Nachbarschaft und der Kreisebene variiert. Die 
Netzwerke waren unterschiedlich organisiert mit 
unterschiedlichen Zwecken, wurden jedoch immer 
als eine große Hilfe und ein großer Gewinn 
bewertet. 

Berlin-Mitte
In Berlin-Mitte kooperieren mehrere Netzwerke 
miteinander. Das von der Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Sport initiierte Pädagogische 
Forum Mitte (piz) arbeitet mit dem Netzwerk Eltern 
und Schule Mitte sowie der Anschub Koordinatorin 
Berlin zusammen. Somit kommen Schulaufsicht, 
Schulträger, schulisches Personal, Eltern, freie 
Träger, Personal der Kitas, Volkshochschule und 
Vertreter der Religionsgemeinschaften zusammen. 
Jedes Netzwerk hat seinen eigenen Schwerpunkt, 
kooperiert jedoch, um den dreizehn Anschub- 
Projektschulen zu helfen, ihren eigenen Weg zu 
einer guten gesunden Schule zu finden. Durch die 
Netzwerke kommt viel Kompetenz und Erfahrung 
zusammen, die auch für die teilnehmenden 
Schulen eingesetzt wird. Im Anschub-Projekt 
(http://www.anschub.de/) spielt die Verbesserung 
der Beziehungen zwischen Eltern und Schule eine 
ganz wesentliche Rolle. In den Schulen werden 
Steuerungsgruppen eingerichtet, um zuerst den 
Entwicklungsbedarf zu identifizieren und dann um 
angemessene Maßnahmen – auch in 
Zusammenarbeit mit externen Partnern – 
einzuführen. Bis jetzt gab es z.B. 
bewegungsfördernde Programme wie das Projekt 
Tanzzeit 

(http://www.tanzzeit-schule.de/) sowie das Kiez-
Kochbuch-Projekt. 
Wichtige Erfahrungen aus der Kooperation sind: 
um ein Netzwerk aufzubauen und dauerhaft zu 
pflegen, braucht einen Koordinator oder 
Koordinatorin, nicht jemanden, der es nebenbei 
macht eine ergebnisorientierte Struktur funktioniert 
besser als eine offene.
Kriterien: Vernetzung
Aktivierung der Eltern: eingerahmte Gestaltung

OPUS
Ein sehr großes Netzwerk wurde inzwischen in 
Nordrhein-Westfalen aufgebaut: Das Netzwerk 
Bildung und Gesundheit, OPUS-NRW. Schulen 
werden von anderen Schulen und 
außerschulischen Partnern geholfen, sich zu guten 
und gesunden Schulen zu entwickeln. Zwei der 
befragten Schulen waren im OPUS Netzwerk 
(Grundschule Alter Garten und Grundschule 
Hillerheide) und vor allem die Leiterin der 
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Grundschule Hillerheide lobte das Programm. Ihre 
Schule hat einen großen Gewinn durch das Netzwerk 
gehabt. Bei den Lehrerfortbildungen treffen sich die 
Mitglieder jedesmal in einer anderen Schule, was den 
Austausch anregt und die Beschreibung von 
Umbaumaßnahmen erspart. Ihr Vorschlag wäre, das 
Netzwerk noch weiter auszubauen, z.B. das örtliche 
Jugendamt einzuladen. OPUS zielt hauptsächlich auf 
das schulische Personal als Multiplikator, die dann 
ihre Erfahrungen und Kontakte in die eigene Schule 
zurückbringen.
Kriterien: Vernetzung
Aktivierung der Eltern: eingerahmte Gestaltung

Das Familiennetz
Ein anderes Netzwerk, das nur auf Eltern zielt, wuchs 
aus der Initiative eines Kindergartens in 
Niedersachsen (Katholischer Kindergarten St. Ansgar, 
Lingen). Eine ehemalige Mitarbeiterin hatte 2000 
zusammen mit Eltern und ihren Kolleginnen 
angefangen, ein Familiennetz zu organisieren. Die 
Idee war, dass Eltern unter sich und mit anderen aus 
den Bereichen Bildung, Erziehung und Gesundheit 
vernetzten, um sich gegenseitig zu unterstützen und 
zu informieren. Der Bedarf von der Elternseite fasste 
sie mit einem Zitat zusammen: „wenn die Hebamme 
weg ist, ist man ziemlich alleine“. Um gegen die 
Verunsicherung junger Eltern zu arbeiten, sprachen 
sie die Gemeinde, Schulen, Ärzte usw. an, um sie für 
eine Kooperation zu gewinnen. Veranstaltungen 
werden zu verschiedenen erzieherischen Themen 
(Grenzen setzen, Pubertät, gesunde Ernährung usw.) 
angeboten. Meistens hält ein Experte aus dem Gebiet 
ein kurzes Impulsreferat, das anhand der eigenen 
Erfahrung und Fragen besprochen wird. Ziel ist es 
„Antworten für alltägliche Erziehungsfragen [zu 
erarbeiten]. Das gibt Vertrauen in die eigenen Stärken 
und Kompetenzen und macht Eltern Mut, ihre 
Erziehungsverantwortung wahrzunehmen.“
Dem Familiennetz steht relativ wenig Geld zur 
Verfügung, aber wie die Leiterin des Katholischen 
Kindergartens St. Ansgar sagte, der Vorteil eines 
Netzes sei „einer kennt immer jemanden“, so dass sie 
fast immer das bekommen, was sie brauchen, z.B. 
Räume oder Werbung.
Kriterien: Vernetzung
Aktivierung der Eltern: eingerahmte Gestaltung, zielt 
auf Umstellung

Familienhebammen und Elterntreffs
Vielerorts in Deutschland besuchen Familienheb­
ammen Schwangere und junge Mütter bis zu einem 
Jahr lang nach der Geburt. Während jede Mutter An­
spruch auf Beratung durch eine Hebamme vor und 
kurz nach der Geburt hat, gehen die Leistungen der 
Familienhebammen deutlich darüber hinaus. Famili­
enhebammen betreuen vor allem sozial benachteiligte 
Mütter, oder welche mit besonderen Problemen, z.B. 
minderjährige Mütter, oder welche mit Frühgeborenen 
oder Kindern mit Behinderungen. Sie begleiten Mutter 

und Kind im ersten Lebensjahr, um die Gesund­
heit von beiden zu erhalten und zu fördern. Nor­
malerweise arbeiten sie auch mit anderen Be­
rufsgruppen und Institutionen zusammen (z.B. 
Ärzte und Jugendamt). Die meisten Familienheb­
ammen sind vom Gesundheitsamt angestellt, 
aber zunehmend arbeiten sie auch selbständig 
bei den freien Trägern oder in lokalen Initiativen 
und Projekten (http://www.familienhebamme.de/, 
Bund Deutscher Hebammen e.V.: http://www.bd­
h.de/) . 
Im Laufe des Projektes wurden auch zwei Pro­
jekte in Norddeutschland einbezogen, die Famili­
enhebammen beschäftigen, aber auch weiterge­
hende Angebote für Kinder bis 3 bzw. 6 Jahre 
machen. Beide Projekte sind vom Deutschen 
Präventionspreis (http://www.deutscher-prae­
ventionspreis.de/index.php) ausgezeichnet 
worden. Das eine war sogar der diesjährige Ge­
winner. Dort werden ihre Aktivitäten ausführlich 
beschrieben.
Beide Projekte haben eine ganzheitliche Sicht 
auf die Familien, die sie betreuen. Die Hauptziele 
sind die „Förderung der Alltagsbewältigung und 
der Erziehungskompetenzen in Familien“ (Kon­
zept Endfassung, S5) oder „die Erziehungskom­
petenz und die einfache alltägliche Lebensfüh­
rung sozial benachteiligter Familien/Mütter zu 
fördern.“ (Interview) Erstkontakte werden über 
Familienhebammen, Kliniken oder Ärzte ge­
macht oder Eltern kommen direkt in den Treff­
punkt, den beide Projekte anbieten. Der Treff­
punkt soll, so die Leiterin von Schutzengel, die 
Versorgungslücke für Kinder zwischen ein Jahr 
(Abzug der Hebamme) und drei Jahren (Eintritt 
in den Kindergarten) schließen.
Ein Teil dieser Arbeit konzentriert sich auf die 
Themen gesunde Ernährung und ausreichende 
Bewegung, aber sie sind nicht zwingend. Bei 
ADEBAR wird das mit dem Begriff „Auftrags­
orientierung“ beschrieben, d.h. sie machen nur 
das, was die Familien von denen wollen (d.h. sie 
„mischen sich in andere Lebensbereiche nicht 
ein“). Syring von Schutzengel sagte, „wir be­
stimmen nicht über die Familien, sondern er­
arbeiten die Lösungen mit ihnen, … sie handeln 
selbst und bestimmen die Angebote mit“. Wenn 
die Akzeptanz und die Selbstbestimmung fehlen, 
dann kommen die Eltern nicht mehr in den Treff­
punkt. Dahinter steckt der Ansatz „Hilfe zur 
Selbsthilfe“ oder „Aktivierung“, der Gedanke, 
dass Eltern ihr Leben nur auf die Reihe bekom­
men können, wenn die Motivation und Initiative 
von ihnen ausgeht. Die Projekt-Mitarbeiterinnen 
können diesen Prozess durch ihre Begleitung 
unterstützen. Die Leiterin von Schutzengel sagte, 
es sei wichtig, gemeinsam mit den Eltern zu 
handeln und nicht nur darüber zu reden. Wenn 
den Eltern gezeigt wird, wie sie einen Haushalt 
führen, wie sie einkaufen gehen und wie sie ihre 
Kinder versorgen, fordern und fördern, dann be­
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greifen sie es und machen weiter. Die Projektmit­
arbeiter haben die beteiligten Familien zu ihrem 
Gesundheitswissen befragt. Das Ergebnis war, dass 
sie wohl wussten, was zu einer gesunden Lebens­
führung gehört. Das Problem war das Wissen umzu­
setzen. Der Geschäftsführer sagte, „noch eine Bro­
schüre brauchen sie nicht, sondern die konkrete 
Umsetzung in den Alltag durch Begleitung.“
Kriterien: Vernetzung, niedrigschwellig
Aktivierung der Eltern: Umstellung

Ein Ort für Familien
Eine Kindertagesstätte in einem benachteiligten 
Stadtteil von Nürnberg (Kindergarten Vordere Blei­
weißstraße) entwickelt sich zu einem „Ort für Famili­
en“ und öffnet sich zum Stadtteil mit ähnlichen 
Angeboten, wie die zwei norddeutschen Projekte für 
Säuglinge, Kleinkinder und ihre Familien. Nicht nur 
sind die Eltern der angemeldeten Kinder regelmäßig 
in der Einrichtung, sondern sie bringen auch 
Freunde und Verwandte mit, die sich vor allem für 
die Vermittlungsberatung interessieren. Viele 
Themen werden in den Einzelberatungen angespro­
chen, z.B. Erziehung, Gesundheit, Migration, 
Schule, Arbeit und die örtliche ARGE. Die 75 ange­
meldeten Kinder stammen aus 32 Nationen und die 
Eltern von nur zwölf haben eine Arbeit. Viele der 
anderen sind häufig in der Kita und beteiligen sich 
an den Abläufen oder gehen andere Aktivitäten 
nach. In Zusammenarbeit mit dem Kitapersonal ler­
nen sie viel über die Entwicklung der Kinder und wie 
sie sie auch zu Hause fördern können. Wie die Lei­
terin sagte, „Erzählen kann man den Eltern viel, sie 
sollen es erleben“.
Eine gesunde Ernährung ist ein viel diskutiertes 
Thema beim Frühstücksbüfett, das jeden Tag in 
einem großen Raum stattfindet. Der Raum wird 
einen „Ort der Kommunikation“ genannt, weil Eltern, 
Kinder, Personal und auch die ehrenamtlich arbei­
tenden Senioren, die auch Räume des Hauses 
benutzen, zusammenkommen und miteinander re­
den. Täglich beteiligen sich etwa 20 bis 30 Familien 
am Frühstück. In Hinblick auf Ernährung wird über 
die Umstellung vom Heimatland nach Deutschland 
gesprochen, welche Gerichte darunter leiden und 
wie man sich in Deutschland ausgewogen ernähren 
kann. Geschulte Multiplikatoren aus verschiedenen 
Kulturkreisen bieten auch ihre Hilfe als Brückenbau­
er an. 
Die Leiterin setzt viel Wert auf Vernetzungen und 
hat zusammen mit anderen lokalen Einrichtungen 
und einer Ökotrophologin das Netzwerk „Gesund 
leben im Stadtteil“ ins Leben gerufen, das viele gut 
besuchte Veranstaltungen organisiert. 
Die Kita ist ein in einem größeren Netzwerk im 
Stadtteil eingebunden, in dem insgesamt 25 ver­
schiedene Institutionen vertreten sind. Sie treffen 
sich alle 2 Monate in der Kita, um Bedarfe der 
Kinder festzustellen und dafür Projekte zu entwi­
ckeln. Viele Beteiligte wollen die Eltern früher errei­

chen, schon in der Schwangerschaft, und sie dar­
über informieren, wohin sie mit ihren Fragen und 
Problemen gehen können und an wen sie sich 
wenden können. Das Netzwerk lud das Ärztenetz 
Mittelfranken ein und zusammen entwickelten sie 
einen Wegweiser für Schwangere, die die Ärzte 
dann verteilten. 
Kriterien: Vernetzung, niedrigschwellig, Multiplika­
toren
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit und Um­
stellung

Laienhelferinnen
Eine weitere Art der Vernetzung setzt auf die 
Qualifizierung und den Einsatz von Laienhelfe­
rinnen aus der Zielgruppe. Zwei Programme aus 
dem Ausland wurden für Deutschland adaptiert 
und werden seit mehreren Jahren, zuerst in Bre­
men und Nürnberg, umgesetzt und wissenschaft­
lich vom Deutschen Jugendinstitut begleitet. Sie 
heißen Hippy und Opstapje und zielen auf eine 
sprachliche oder kognitive Frühförderung der 
Kinder zu Hause durch ihre Eltern. Die Familienbe­
sucherinnen werden geschult, suchen die Mütter 
zu Hause auf und zeigen ihnen ganz konkret, wie 
sie mit ihren Kindern spielen und sie fördern. 
Durch ihre aufsuchende Herangehensweise und 
die Rekrutierung der Beraterinnen aus dem glei­
chen Kulturkreis, sozialem Milieu oder familiären 
Hintergrund sind die Programme besonders nied­
rigschwellig. Neueste Forschungen zeigen eine 
positive Wirkung auf die Entwicklung der Kinder, 
die jedoch nach Ablauf des Programms nach­
lassen kann (beide Programme haben ihre 
eigenen Seiten bei DJI, siehe zu 
Opstapje 

http://ww.dji.de/cgi  -  bin/projekte/output.php?projekt  
=321 

und für Hippy

 http://ww.dji.de/cgi  -  bin/projekte/output.php?pro  ­  
jekt=51 

und 
http://www.hippy-deutschland.de/).
Kriterien: Vernetzung, niedrigschwellig, Mulitplika­
toren
Aktivierung der Eltern: Umstellung 

3.4 Das Frühstück
Alle Interviewpartner erzählten von ihrer 
Gestaltung des Frühstückes, wie Kinder und Eltern 
einbezogen werden und die Ziele, die sie dabei 
folgten. Die Tatsache, dass diese gemeinsame 
Mahlzeit überall unterschiedlich aber 
gesundheitsfördernd gestaltet wurde, unterstreicht 
die hohe Übertragbarkeit von Maßnahmen in 
diesem Bereich. 
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Der Obstteller in der Kita
In drei der befragten Kitas (Käte Duncker, 
Sonnenblume und Mareyzeile) wird jeden Tag einen 
Obstteller zubereitet. Dafür sollen alle Kinder jeden 
Tag ein Stück Obst mitbringen. Das wird von den 
Kindern gemeinsam geschnippelt und verzehrt. Die 
Kinder lernen, wie sie eine gesunde 
Zwischenmahlzeit zuzubereiten. Ferner gehört Obst 
zum Alltag der Kinder und die Eltern gewöhnen sich 
daran, regelmäßig Obst zu kaufen. Es ist zu hoffen, 
dass andere Familienmitglieder dann zu Hause das 
Obst auch essen.
Kriterien: nachhaltig, übertragbar, überprüfbarer Erfolg
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit, zielt auf 
Umstellung

Die Frühstückspause
In der Schule bereiten die Kinder nur bei besonderen 
Anlässen das Frühstück selbst zu. Entweder bringen 
sie etwas von zu Hause mit oder sie kaufen etwas 
(auf dem Schulweg oder in der Schule). Um die Be­
deutung des Frühstücks als Mahlzeit zu erhöhen, 
haben einige Schulen (z.B. Grundschule Löf, Astrid-
Lindgren-Schule, Grundschule Hillerheide, Fridtjof 
Nansen Schule, Grundschule an der Hanselmannstra­
ße) zusätzlich zu der Hofpause eine gesonderte Früh­
stückspause in den Stundenplan eingebaut. In der 
Grundschule Hillerheide findet die Frühstückspause 
(15 Min.) nach der Hofpause statt. Die Leiterin hat als 
Nebenwirkung gemerkt, wie beruhigend das gemein­
same Essen wirkt und dadurch wird der Übergang von 
Pause zum Unterricht leichter. Wenn die Kinder Zeit 
zum Essen haben, essen sie auch bewusster, nicht 
nur irgendetwas so schnell wie möglich runter 
schlingen und dann schnell raus. Darüber hinaus gibt 
es täglich Zeit mit den Kindern über das mitgebrachte 
Frühstück zu reden. Eine Schulleiterin (Grundschule 
an der Hanselmannstraße) erzählte, wie die Kinder 
zeigen, was sie mithaben und werden für gesunde 
Sachen gelobt. Sie konkurrieren unter sich für das ge­
sündeste Frühstück (was dazu gehört, wird in Projek­
ten und Sachunterricht geklärt). Der Erfolg der Maß­
nahme wird dadurch sichtbar, dass die Klassenlehre­
rinnen Änderungen und Verbesserungen sehen 
können. 
Kriterien: nachhaltig, übertragbar, überprüfbarer Erfolg
Aktivierung der Eltern: Passive Mitarbeit

Das kontrollierte Frühstück
Die Grundschule Alter Garten, in einem ländlichen 
Teil von Nordrhein-Westfalen, arbeitet schon drei Jah­
re nacheinander mit einem Professor und Lehramtstu­
dierenden der Universität Dortmund zusammen. Auf 
einem Elternabend stellen Leute von der Universität 
das gesunde Frühstück vor und geben praktische Hin­
weise für die Umsetzung. Parallel dazu werden die 
Kinder im Sachunterricht auch darüber aufgeklärt. Da­

nach kontrollieren Studierende zwei Wochen 
lang das Frühstück und achten z.B. auf den An­
teil an Obst und Gemüse, wie appetitlich es aus­
sieht usw.. Während dieser Zeit nehmen die 
Kinder Lob und Kritik sofort mit nach Hause. 
Nach einem Vierteljahr wird das Thema noch 
einmal bei einem Elterngespräch angesprochen, 
d.h. ein privates kontrollierendes Gespräch findet 
auch statt. Der Schulleiter meint, das Projekt 
bringe einen guten, sichtbaren Erfolg.
Kriterien: nachhaltig, begrenzt übertragbar, über­
prüfbarer Erfolg 
Aktivierung der Eltern: Verstärkte passive Mit­
arbeit
In einem anderen Projekt 

(mit einem Schul-Coach: siehe www.bil­
dungscent.de/schulcoach0.html) 

führten Grundschulkinder ein Frühstückstage­
buch. Jeden Tag trugen sie ein, was sie zu 
Hause und in der Schule zum Frühstück gege­
ssen hatten. Am Ende der Woche wurde ge­
meinsam mit den Kindern konkret diskutiert. 
Dabei wurde es den Kindern bewusst, was sie 
genau zu sich nahmen. Obwohl nicht als Teil des 
Projektes vorgesehen, eignet sich so ein Tage­
buch auch als Kommunikationsmedium mit den 
Eltern.
Kriterien: übertragbar
Aktivierung der Eltern: eignet sich zur passiven 
Mitarbeit und zielt auf Umstellung 

Das abwechslungsreiche Frühstück
In der Grundschule Hillerheide, eine Schule mit 
einer sehr gemischten Schülerschaft, macht jede 
Klasse einmal im Monat ein gesundes Frühstück 
zu einem bestimmten Thema. Einige Eltern hel­
fen auch mit. Es ist eine gute Möglichkeit, Neues 
auszuprobieren, z.B. bis jetzt unbekannte Obst- 
und Gemüsesorten. Wie viele andere Befragten, 
berichtete die Leiterin der Grundschule 
Hillerheide, hängt in diesem Zusammenhang von 
der Experimentierfreude der Kinder in der 
Gruppe ab. Obwohl manche Eltern vorher sagen, 
mein Kind möge dieses und jenes nicht, wenn 
sie ein abwechslungsreiches Angebot mit Gleich­
altrigen zubereiten und verzehren, probieren sie 
doch viele neue Lebensmittel aus. Und als 
Nebenwirkung ist manch ein Kind von einem 
neuen Geschmack begeistert und steckt seine 
Eltern damit an. 
Kriterien: übertragbar
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit, zielt auf 
Umstellung

Das vernetzte Frühstück
In einem sozialen Brennpunkt in München berei­
teten die Patientinnen des Therapiezentrums für 
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Essstörungen dreimal die Woche ein gesundes 
Frühstück für einen Teil der Kinder der Grundschule 
an der Hanselmannstraße zu. Vor allem die Kinder, 
die zu Hause kein richtiges Frühstück oder gar keins 
aßen, nahmen für 50 Cent daran teil. Beide Seiten 
profitierten davon. Die Kinder waren nach dem 
gesunden Frühstück ruhiger als sonst und hatten 
andere junge Ansprechpartner. Den jungen Frauen 
hat es geholfen, Lust und Genuss beim Essen zu 
sehen. Leider musste das Projekt wegen fehlenden 
Räumlichkeiten eingestellt werden.
Kriterien: Aufbau lokaler Netzwerke
Aktivierung der Eltern: gar nicht

Das Beratungsfrühstück
In F1, ein Projekt zur Förderung der Erziehungs­
kompetenz sozial benachteiligten Familien, stehen 
die sozialen Aspekte des Frühstücks im 
Vordergrund. Wöchentlich werden ein Frühstück mit 
der Hebamme und eins mit der diakonischen Haus­
betreuerin für Eltern mit Kindern unter drei Jahren 
angeboten und zusammen mit den Teilnehmerinnen 
zubereitet. In ungezwungener Atmosphäre kann 
über viele Themen gesprochen und beraten werden. 
So lernen die Mütter neue Lebensmittel und ihre Zu­
bereitung kennen, aber nicht in einer „didaktischen“ 
Art und Weise, sondern nebenbei. Als eine Mutter 
Paprika auf dem Tisch sah, sagte sie „das kann 
man roh essen?!“.
Beim Frühstück werden auch Probleme und mögli­
che Lösungen im Erziehungsalltag besprochen. Die 
Leiterin findet TV-Sendungen wie ‚Die Super Nanny’ 
nützlich, da sie Gespräche anregen. Die Mütter be­
sprechen, was sie gut oder schlecht fanden, und 
können dadurch auch über ihr eigenes Erziehungs­
verhalten reflektieren. So kommen viele Erziehungs­
probleme zum Gespräch und aufgezeigte Lösungs­
möglichkeiten werden auch besprochen und manch­
mal übernommen.
Kriterien: niedrigschwellig, nachhaltig
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit, zielt auf 
Umstellung

Brötchen für die Pause
Die norddeutsche Schule (die Astrid-Lindgren-
Schule) hat Mütter organisiert, die Brötchen für die 
Frühstückspause zubereiten. Die Eltern sind auch 
für den Einkauf zuständig. Ein Teil der Brötchen 
sind gespendet, so ein halbes kann für 15 Cent an 
die Kinder weiterverkauft werden. So bekommen 
Kinder, die ohne Frühstück in die Schule kommen, 
auch etwas zu essen.
Die Leiterin sagte, es ist kein Problem Eltern zu 
finden, die die Brötchen zubereiten und alles 
organisieren (z.B. Einkauf). Die ersten wurden aus 
dem Elternbeirat rekrutiert und sie brachten auch 
andere mit. Die Leiterin besucht sie regelmäßig bei 
der Arbeit und spricht über viele Themen mit ihnen. 
Kriterien: Schlüsselpersonen, Übertragbarkeit, nied­

rigschwellig
Aktivierung der Eltern: eingerahmte Gestaltung

3.5 Bewegung nicht vergessen!
In den Sportverein
Die Kita Breckenheim in einem süddeutschen 
Vorort kooperiert mit einem lokalen Turnverein. 
Alle Kinder in der Kita sind Mitglieder im 
Turnverein, ohne Gebühren zahlen zu müssen. 
Der Turnverein kooperiert auch mit der 
Grundschule, die die Mehrheit der Kita-Kinder 
nachher besuchen. Erst im Grundschulalter sind 
Gebühren fällig, aber dann ist eine gewisse 
Vertrautheit schon vorhanden und viele Eltern und 
Kinder wollen die Kontinuität bewahren. 
Die Astrid-Lindgren-Schule hat zwei Fußball-AGs 
(1x Mädchen, 1x Jungen), in Zusammenarbeit mit 
einem lokalen Sportverein, organisiert. Im Laufe 
der AG sind 20 Kinder in den Verein eingetreten.
Kriterien: niedrigschwellig, lokales Netzwerk, 
überprüfbarer Erfolg, übertragbar
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit

Gemeinsam durch den Wald gehen
Eine Mitarbeiterin der Kita Breckenheim hat eine 
Fortbildung zur Natur- und Umweltpädagogin 
absolviert, und geht vier Tage die Woche mit den 
Kindern in den Wald (bei jedem Wetter). 
Manchmal gehen Eltern auch mit. Zusätzlich 
werden eine Nacht- und eine Herbstwanderung für 
die Eltern und Kinder angeboten. Dabei lernen die 
Eltern von der Pädagogin, wie die Kinder den Wald 
entdecken und erleben – nicht nur als Ort eines 
Spazierganges – und können diese Erfahrungen 
auch außerhalb der Kita unterstützen oder 
umsetzen.
Kriterien: niedrigschwellig
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit, zielt auf 
Umstellung

Andere Experten in die Schule einladen
In der Grundschule Alter Garten haben die 
Sportlehrer eine Fortbildung gemacht, um 
auffällige Kinder zu identifizieren. Bei Bedarf laden 
sie einen Physiotherapeuten in die Schule ein, der 
die auffälligen Kinder im Sportunterricht noch 
einmal gezielter beobachtet. Wenn auch er 
Auffälligkeiten feststellt, wird eine Therapie 
angeboten. Die Krankenkasse bezahlt die erste 
Stunde und dann kann ein Rezept ausgestellt 
werden.
Kriterien: übertragbar, niedrigschwellig
Aktivierung der Eltern: passive Mitarbeit 

4 Nachhaltigkeit
In den Kitas wurden sowohl gesundheitsfördernde 
Projekte als auch intensive Elternarbeit mit einem 
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hohen Arbeitsaufwand gebunden. 
Gesundheitsförderung kann nur nachhaltig und 
erfolgreich sein, wenn sie nicht von einem 
überplanmäßigen Einsatz abhängt. Während ein 
hoher Aufwand am Anfang eines Projektes akzeptiert 
wurde (kurzfristige Anstrengung für einen langfristigen 
Gewinn), fanden andere Kitas 
Bewältigungsstrategien, um mit der Mehrarbeit 
umzugehen. Hauptsächlich beinhaltete diese 
strukturelle Änderungen und/oder eine veränderte 
Arbeitsteilung. Ferner ist die Unterstützung von 
draußen auch wichtig, entweder vom Kita-Träger oder 
von der Schulaufsicht.
Die Mehrheit der Schulen war größer als die meisten 
Kitas und hatte die gleichen Probleme, aber nicht so 
gravierend. Sie praktizierten die gleichen Lösungen, 
meistens schon länger als die Kitas und auch, um den 
persönlichen Aufwand in anderen Bereichen zu 
reduzieren.
Verschiedene Arten von Strukturen wurden 
geschaffen, um die Gesundheitsförderung in der 
Arbeit der Einrichtung personenunabhängig zu 
machen und nachhaltig zu verankern.

Das Schulprogramm
Fünf der befragten Schulen (Grundschule Löf, 
Grundschule Grumbrechtstr., Zille-Grundschule, 
Fridtjof Nansen Schule, Halbtagsgrundschule 
Edewecht) haben die Gesundheitsförderung in ihrem 
Schulprogramm schon verankert. Dieser Schritt ist 
sehr wichtig für die Nachhaltigkeit und 
Weiterentwicklung der Maßnahmen, da er garantiert, 
dass die Maßnahmen in regelmäßigen Abständen 
evaluiert werden, und dass ständig über 
Verbesserungen in diesem Bereich nachgedacht wird. 
Durch die Einführung der Schulinspektion in 
Niedersachsen gibt es sogar eine Kontrolle von 
außen, dass Ziele der Gesundheitsförderung 
eingehalten werden. Allerdings hinkt die Praxis der 
Theorie etwas hinterher. Ein Schulleiter 
(Halbtagsgrundschule Edewecht) wies auf die im 
Zuge der Einführung der Schulinspektion in 
Niedersachsen vom Kultusministerium 
veröffentlichten Qualitätskriterien hin. Als ein 
engagierter Schulleiter, der versucht, die Gesundheit 
in der Schule zu fördern, ist er enttäuscht über den – 
aus seiner Sicht – niedrigen Stellenwert.
In der Grundschule Grumbrechtstraße sind die 
Leitprinzipien des Schulleiters (Wertschätzung und 
offene Schule) sowie sein langjähriges Engagement 
im Bereich Bewegungsförderung ein Bestandteiles 
der tagtäglichen Arbeit und werden auch im 
Schulprogramm verankert. Damit entsteht 
Nachhaltigkeit.
Die Leiterin der Grundschule Oranienbaum, meint 
Nachhaltigkeit wird durch "aufgebaute Traditionen" 
erreicht und die gesundheitsfördernden Maßnahmen 
in ihrer Schule haben einen festen Platz im 
schulinternen Lehrplan.

Die Steuerungsgruppe
Die Kitas Käte Duncker und Sonnenblume waren 
beide beim „Gesund leben lernen“ und haben 
eine Projektgruppe (Eltern und Erzieherinnen) 
gegründet, die die Entwicklung, Durchführung 
und Bilanzierung der Teilprojekte steuert. In 
beiden Einrichtungen war diese eine positive 
Erfahrung für alle Beteiligten, die auch nach 
Ablauf des Projektes weitergeführt wird. Durch 
das Projekt haben sie eine Struktur geschaffen, 
um die Weiterentwicklung bedarfsgerecht 
voranzutreiben. Eine kleine Gruppe von Eltern 
sind nachhaltig in die Gesundheisförderung 
eingebunden und können als Schlüsselpersonen 
fungieren, um andere Eltern zu erreichen und 
aktivieren.

Maßnahmen werden fester Bestandteil der 
Tages-, Wochen- oder Jahresablauf
In vielen Kitas und Schulen sind Maßnahmen 
wie Waldspaziergänge, Turnen, der tägliche 
Obstteller oder Feste zu festen Bestandteilen 
des Tages- und Wochenablaufs geworden. In 
diesem Sinne sind sie nachhaltige Maßnahmen 
für die Kinder in der Einrichtung. Nebenbei sind 
der Kontakt zu den Eltern und die 
Zusammenarbeit besser geworden.
Am häufigsten in der Schule ist die fest 
eingeplante Frühstückspause mit Zeit zum 
Essen (Grundschule Löf, Astrid-Lindgren-Schule, 
Grundschule Hillerheide, Fridtjof Nansen Schule, 
Grundschule an der Hanselmannstraße). In der 
Grundschule Hillerheide findet die 
Frühstückspause (15 Min.) nach der Hofpause 
statt, mit der Nebenwirkung, sie wirkt beruhigend 
auf die Kinder und dadurch erleichtert sie den 
Übergang zum Unterricht. Wenn die Kinder Zeit 
zum Essen haben, können sie auch bewusster 
essen, und nicht nur „irgendetwas so schnell wie 
möglich runter schlingen und dann schnell raus“. 
Der Aufwand für gesundheitsfördernde Projekte 
hängt auch von der Organisation der restlichen 
Arbeit ab. Städtler meinte, der Aufwand in seiner 
Schule sei nicht größer als in anderen Schulen, 
weil sein Kollegium anders arbeiten müsse, sei 
aber dafür weniger gestresst. Als Beispiele 
nannte er die Gesamtkonferenz, die nur viermal 
im Jahr stattfindet, und jeweils nur 120 Minuten 
dauert. Solche Sitzungen verlangen 
Selbstdisziplin und Klarheit. Darüber hinaus 
verlegen alle Lehrkräfte 1x45 Minuten häusliche 
Arbeitzeit in die Schule, so dass sie Zeit für 
Besprechungen des Alltags haben. Städtler 
fasste zusammen „wir arbeiten effizienter, nicht 
mehr“.

Veränderte Arbeitsteilung
Der Aufwand für viele dieser Maßnahmen ist 
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unabhängig von den Eltern und ihrer Bereitschaft, 
mitzuarbeiten, beeinflussen jedoch die Bereitschaft 
des Personals, neue Wege zu gehen.
Fortbildungen helfen bei der Einführung neuer 
Themen, z.B. Breckenheim mit der Psychomotorik. 
Die Leiterin ist der Meinung, der Aufwand lohnt sich, 
weil nachher die Arbeit besser sei. Ähnlich sieht es 
in Hasenburg aus, verschiedene Elemente wurden 
nach und nach mit Fortbildungen für die 
Erzieherinnen eingeführt. Deshalb ist der Aufwand 
nicht so groß wie in einem Projekt, das von heute 
auf morgen anfängt.
Lehrkräfte nehmen häufig an Fortbildungen teil (was 
zunehmend verpflichtend wird) und brauchen Zeit 
für die Planung, Koordination usw. der Maßnahmen. 
Wie groß diese Belastung ist, hängt von vielen 
Faktoren ab. In Löf z.B. hatten sich 3 oder 4 
Lehrkräfte intensiv um die gesundheitsfördernden 
Projekte gekümmert. Sie fühlten sich jedoch nicht 
überbelastet, weil andere Kollegen sich um andere 
Themen kümmerten (z.B. Deutsch und Mathe). Eine 
gute Arbeitsteilung und gute Kommunikation im 
Kollegium kann eine Überlastung verhindern.
Die Leiterin der Kita Breckenheim setzt auf 
Fortbildungen der Erzieherinnen (z.B. 
Psychomotorik, Natur- und Umweltpädagogik aber 
auch im kreativen Bereich). Nach der Fortbildung 
werden manche ErzieherInnen stundenweise 
freigestellt, um ihre Schwerpunkte mit den Gruppen 
auszuüben. Manche Angebote sind natürlich 
personengebunden, so dass die Gefahr besteht, sie 
zu verlieren. Andererseits sind genau diese 
Mitarbeiter motiviert, weil sie Platz für ihre 
Interessen haben. 
In vielen Schulen sprach die Leitung vom Kollegium 
als ein Team, das in mindestens zwei Schulen (die 
Astrid-Lindgren-Schule und die Fridtjof Nansen 
Schule) feste Kooperationszeiten hatte. Öfter waren 
Beschreibungen der Lehrkräfte als „ein sehr 
engagiertes Team“ zu hören (z.B. in der 
Grundschule an der Hanselmannstraße und der 
Grundschule Hillerheide).
Eine Schulleiterin (Hillerheide) sieht ein großer 
Vorteil der Teamarbeit darin, dass sie den Einzelnen 
entlastet. In dieser Schule versteht sich das 
Kollegium als Team, so dass die Leiterin nicht so 
viel Überzeugungsarbeit leisten muss, wie in 
anderen Schulen. In diesem Sinne ist die Unter­
stützung von außerhalb auch sehr wichtig, wie es in 
dieser Schule durch das OPUS Netzwerk geleistet 
wird. Frau Fröhlich (Hillerheide und Netzwerk 
Koordinatorin im Kreis Recklinghausen) erzielt einen 
großen Gewinn aus dem Netzwerk. Es werden 
Fortbildungen angeboten und sie treffen sich jedes 
Mal in einer anderen Schule, was den Austausch 
anregt. Diese Meinung wurde auch von der anderen 
OPUS Schule unterstrichen. Mitgliedschaft in einem 
Netzwerk ist sowohl zeitintensiv als auch langfristig 
belohnend.
Die Leiterin des Kindergartens Vordere 
Bleiweißstraße arbeitet seit 25 Jahren für die Stadt 

Nürnberg und kennt fast jeden. Das hilft ihr, 
Netzwerke aufzubauen und zu pflegen. Der 
Aufwand ist jedoch hoch, wie sie sagte, "man 
muss es selber wollen". Während der letzen fünf 
Jahre hat die Kita sich von einer normalen Kita zu 
einem „Ort für Familie“ entwickelt, was ziemlich 
anstrengend war. Vor allem musste die Leiterin 
Beziehungen zu den Kindern, ihren Eltern und 
auch zu anderen Institutionen im Stadtteil 
aufzubauen. Sie musste diese Beziehungen 
pflegen und sich immer auf dem Laufenden halten. 
Inzwischen übernehmen manche Besucher des im 
gleichen Haus untergebrachten Seniorentreffs und 
andere Multiplikatoren einige Aufgaben, was 
entlastend wirkt.
Unabhängig vom persönlichen Aufwand, gibt es 
gewisse Maßnahmen, die entweder bei den Kindern, 
deren Eltern oder beiden nachhaltig wirken. Dazu 
gehören:

Umbaumaßnahmen
Die Kita Hasenburg ist eine bewegungsfreundliche 
Kita, was sich in der Gestaltung der Arbeit 
niederschlägt. Im Gegensatz zu einem Einzelprojekt 
mit Anfangs- und Endzeiten ist diese Art der Arbeit 
sehr nachhaltig. Fast alle der befragten Kitas und 
Schulen hatten entweder Umbaumaßnahmen 
durchgeführt oder planen welche. Natürlich ist die 
Schaffung eines bewegungsfreundlichen Innen- und 
Außengeländes nicht billig, aber der langjährige 
nachhaltige Ertrag rechtfertigt die Investition. Kita-
Träger haben dies etwas schneller erkannt als 
manch ein kommunaler Schulträger, vielleicht wegen 
des Konkurrenzdrucks, der durch den 
kostenpflichtigen freiwilligen Kita-Besuch entsteht. 
Ferner erleben die Kinder eine Kontinuität der 
Bewegungsförderung, die sie dadurch 
verselbständigt. 

Erziehungsvereinbarungen 
In der Grundschule Grumbrechtstraße und der 
Grundschule Alter Garten werden 
Erziehungsvereinbarungen zwischen Eltern und 
Schule eingeführt. In den Vereinbarungen der 
Grundschule Grumbrechtstraße verpflichten sich die 
Eltern, auf ausreichend Schlaf und angemessen TV- 
und Computerkonsum zu achten, sowie dem Kind ein 
gesundes Frühstück mitzugeben. Über die 
Einführung der Vereinbarungen wurde auf einem 
Elternabend heftig diskutiert, was eine Reflektierung 
über Erziehungsstile und das Verhältnis zwischen 
Schule und Eltern fördert.
Seit sechs Jahren müssen Eltern der Grundschule 
Alter Garten die Schulordnung unterschreiben. 
Seitdem kann die Schule auch mehr fordern, was der 
Leiter positiv bewertet, er sagte, die Eltern fühlten 
sich „ernst- und angenommen“. Darüber hinaus 
schafft diese Maßnahme Klarheit und legt 
Erwartungen offen. 
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Diesen Text veröffentlichen wir mit freundlicher 
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Elternschaft Deutschlands 
KED NRW – Landesverband. 

Liebe Eltern! 
Das Ende der Grundschulzeit naht und Ihr Kind wird 
demnächst eine weiterführende Schule besuchen. 
„Die Grundschule erstellt mit dem Halbjahreszeugnis der 
Klasse 4 auf der Grundlage des Leistungsstandes, der 
Lernentwicklung und der Fähigkeiten der Schülerin oder 
des Schülers eine zu begründende Empfehlung für die 
Schulform, die für die weitere schulische Förderung ge­
eignet erscheint. Ist ein Kind nach Auffassung der 
Grundschule für einen weitere Schulform mit Ein­
schränkungen geeignet, wird auch diese mit dem ge­
nannten Zusatz benannt. Die Eltern entscheiden nach 
Beratung durch die Grundschule über den weiteren Bil­
dungsgang ihres Kindes in der Sekundarstufe I, soweit 
nicht nach einer pädagogischen Prognose zu diesem 
Zeitpunkt dessen Eignung für die gewählte Schulform of­
fensichtlich ausgeschlossen ist.“ (Schulgesetz § 11 
Abs.4 – SchG) Sie als Eltern sind an der Entscheidung 
beteiligt. 
Die Lehrerinnen und Lehrer kennen Ihr Kind gut und 
wollen in der Regel das Beste für Ihr Kind. Auch Sie 
kennen Ihr Kind mit seinen Stärken und seinen Schwä­
chen. Ehe Sie eine Entscheidung treffen, die nicht mit 
der Empfehlung übereinstimmt, sollten Sie mit der/m 
Grundschullehrer/ in im Gespräch zu klären versuchen, 
wo es Beurteilungsunterschiede gibt. Sie sollten Ihr Kind 
beobachten und sich Fragen stellen – und sie ehrlich zu 
beantworten versuchen, um so herauszufinden, welche 
Schule am ehesten die richtige für ihr Kind ist.
 Jeder Mensch braucht Erfolge zu seiner Entfaltung und 
zur Stärkung seiner Persönlichkeit. Wenn Ihr Kind gerne 
zur Schule geht und Freude am Lernen hat, wird sich 
auch der Lernerfolg einstellen. Der Erfolg Ihres Kindes 
wird also wesentlich davon abhängen, ob es sich wohl 
fühlt in „seiner“ Schule, ob die Schule seinen Be­
gabungen, seinen Fähigkeiten und seiner Persönlichkeit 
entspricht. Wichtig für den Lernerfolg ist auch die Bezie­
hung zwischen Schülern und Lehrern und die Erzie­
hungspartnerschaft zwischen Elternhaus und Schule, 
also ein gutes und intensives Miteinander. 

Je nach Standort oder Einzugsbereich der Schule 
gibt es große Unterschiede auch zwischen den ein­
zelnen Schulen derselben Schulform. Sie sollten 
sich die verschiedenen Schulen ansehen, um sich 
ein Bild machen zu können. Dazu bietet z.B. ein 
„Tag der offenen Tür“ eine gute Möglichkeit. Auch 
spielen die Größe einer Schule und der Schulweg 
eine wichtige Rolle. 
Mit dieser Broschüre wollen wir Ihnen helfen, her­
auszufinden, welche Schule die richtige für Ihr Kind 
ist. Abnehmen können wir Ihnen die Entscheidung 
nicht. Aber wir wünschen Ihnen von Herzen und 
ganz besonders im Interesse Ihrer Kinder, dass Sie 
zusammen mit den Lehrern die Entscheidung 
treffen, die Ihrem Kind eine schöne und erfolgrei­
che Schulzeit ermöglicht und ihm optimale Bil­
dungschancen eröffnet. 
Für den Landesverband der Katholischen Eltern­
schaft Deutschlands in Nordrhein-Westfalen
Dr. Barbara Balbach
Landesvorsitzende der KED in NRW
1. Das Schulsystem
1. Das Schulsystem
1. Das Schulsystem

Das weiterführende Schulwesen in Nordrhein-
Westfalen ist nach Schulformen und Schulstufen 
gegliedert: Hauptschule, Realschule, Gymnasium, 
Gesamtschule, Berufskolleg und Förderschulen mit 
unterschiedlichen Förderschwerpunkten. Jede der 
Schulformen baut auf den in der Grundschule 
erworbenen Kenntnissen und Fertigkeiten auf. 

Unabhängig von der gewählten Schulform bilden 
die Klassen 5 und 6 der Sekundarstufe I eine 
pädagogische Einheit, die Erprobungsstufe. 
Anknüpfend an die Lernerfahrungen der Kinder in 
der Grundschule führen die Lehrerinnen und 
Lehrer die Kinder in diesen zwei Jahren an die 
Unterrichtsmethoden und Lernangebote der 
jeweiligen Schule heran. Sie beobachten und 
fördern die Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten der Kinder mit dem Ziel, in 
Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten 
die Entscheidung für die nach Klasse 4 zunächst 
gewählte Schulform abzusichern. 

Innerhalb der Erprobungsstufe gehen die 
Schülerinnen und Schüler in allen Schulformen 
ohne Versetzung von der Klasse 5 in die Klasse 6 
über. Die Schule überprüft zu jedem Halbjahr, ob 
ein Wechsel in eine andere Schulform angeraten 
werden soll. Wenn sie einen Wechsel für sinnvoll 
erachtet, teilt sie das den Eltern mit und bietet ein 
Beratungsgespräch an. Die Schulleitung unterstützt 
die Eltern bei einem Wechsel des Kindes in eine 
andere empfohlene Schulform. 
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Wenngleich ein Wechsel bis zur Klasse 9 
grundsätzlich möglich ist, erschwert die größere 
Lernprogression insgesamt und der Start der zweiten 
Fremdsprache den Sprung auf ein Gymnasium bereits 
nach Klasse 6 ganz erheblich. Daher werden auch die 
Eltern ihrem Kind in der Zeit eines Wechsels verstärkte 
Aufmerksamkeit widmen und unterschiedliche 
Unterstützungsangebote machen müssen. 

Der Grund dafür ist die unterschiedliche Dauer der 
Sekundarstufe I, die am Gymnasium nur 5 Jahre 
umfasst. Das ist eine Sonderstellung, da sich alle 
anderen Schulen ein Jahr länger Zeit lassen. 
Beobachten Sie daher Ihr Kind und bedenken Sie bei 
Ihrer Entscheidung, dass - von Ausnahmen 
abgesehen - nur das Gymnasium in 12 Jahren zum 
Abitur führt.
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1.1.Die Hauptschule

Die Hauptschule kann von allen Kindern besucht 
werden, die die Klasse 4 der Grundschule erfolgreich 
abgeschlossen haben und eine entsprechende 
Empfehlung haben. Sie soll den Kindern „eine 
grundlegende allgemeine Bildung“ (SchG §14) 
vermitteln. Sie umfasst die Klassen 5 bis 10 und wird 
Kindern empfohlen, die eher praktische Stärken zu 
haben scheinen. Zunehmend werden Hauptschulen als 
Ganztagsschulen organisiert, bei denen dann keine 
Wahl mehr zwischen Halb- und Ganztagsschule besteht. 
Für viele SchülerInnen ist die Verlängerung der 
Tagesschulzeit wegen der verbesserten 
Fördermöglichkeiten und Begleitung von Vorteil. 

Unterricht

Der Unterricht wird im Klassenverband erteilt. Er umfasst 
alle grundlegenden Fächer und wird nach und nach 
durch Wahl- und Schwerpunktfächer, die Kenntnisse der 
Wirtschaftsund Arbeitswelt vermitteln, sowie 
Fördermaßnahmen erweitert. Er soll die Schülerinnen 
und Schüler auf ihre Berufswahlentscheidung 
vorbereiten. Der Unterricht wird durch 
Betriebserkundungen, Projekte und 
Schülerbetriebspraktika ergänzt. Englisch ist Pflichtfach 
von Klasse 5 bis 10.

Abschlüsse

„An der Hauptschule werden
– der Hauptschulabschluss,
– der Hauptschulabschluss nach Klasse 10 und
– der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 

vergeben.“ (so SchG § 14 Abs.4)
– Sind alle Leistungen mindestens befriedigend, 

beinhaltet dieser Abschluss die Berechtigung zum 
Besuch der Oberstufe an Gymnasien, 
Gesamtschulen oder Berufskollegs, der zur 
allgemeinen Hochschulreife/Abitur führt.

Die Hauptschule bereitet in der Regel auf eine berufliche 
Orientierung in den Bereichen Handwerk, Wirtschaft, 
Technik, Dienstleistung und Soziales vor.

Anschließend an die Hauptschule kann eine 
Berufsausbildung begonnen oder eine berufliche 
Vollzeitschule (Berufskolleg) ggf. auch die gymnasiale 
Oberstufe besucht werden.

1.2.Die Realschule

Die Realschule kann von allen Kindern besucht 
werden, die die Klasse 4 der Grundschule 
erfolgreich durchlaufen haben. Sie umfasst die 
Klassen 5 bis 10 und wird empfohlen für Kinder mit 
im Durchschnitt befriedigenden Noten in der 
Grundschule. Die Schülerinnen und Schüler der 
Realschule erwerben „eine erweiterte allgemeine 
Bildung“ (SchG §15).

Unterricht
Der Unterricht wird im Klassenverband erteilt und 
umfasst alle grundlegenden Fächer. Hinzu 
kommen Ergänzungsstunden, vor allem in den 
Schwerpunktfächern. Praktische Fähigkeiten 
werden ebenso gefördert wie das Interesse an 
theoretischen Zusammenhängen. Zum erweiterten 
Lernangebot der Realschule gehört eine zweite 
Fremdsprache (z.B. Französisch, Niederländisch, 
Spanisch).

Die Realschule bietet Schwerpunkte in den 
Bereichen
– Fremdsprachen
– Naturwissenschaft und Technik (Biologie, 

Chemie, Physik, Technik, Informatik)
– Sozialwissenschaften
– Musik und Kunst

Die Realschule kommt mit diesen Angeboten den 
unterschiedlichen Interessen, Fähigkeiten und 
Berufszielen ihrer Schülerinnen und Schüler 
entgegen.

Abschlüsse
In der Realschule können alle Abschlüsse der 
Sekundarstufe I erworben werden:
– der mittlere Schulabschluss 

(Fachoberschulreife) nach Klasse 10.
– die Berechtigung zum Besuch der dreijährigen 

gymnasialen Oberstufe bei mindestens 
befriedigenden Leistungen in allen Fächern

– Bei besonders guten Leistungen kann auch die 
Berechtigung zum Besuch der 
Qualifikationsphase der Sekundarstufe II erteilt 
werden.

– Hauptschulabschluss nach Klasse 10
– Hauptschulabschluss

Die Realschule bereitet schwerpunktmäßig auf 
Berufsbilder im kaufmännischen, sprachlichen, 
technischen und sozialen Bereich vor. 

Anschließend an die Realschule kann eine 
Berufsausbildung begonnen oder eine berufliche 
Vollzeitschule (Berufskolleg) ggf. auch die 
gymnasiale Oberstufe besucht werden.

1.3.Das Gymnasium

Seite 56 Welche Schule ist die richtige? 



Landeselternschaft Grundschulen NW e.V.

Das Gymnasium wird empfohlen für Kinder mit im 
Durchschnitt guten Noten in der Grundschule. Wie 
oben gesagt durchlaufen nur am Gymnasium die 
SchülerInnen die Sekundarstufe I in 5 Schuljahren 
(Klassen 5 bis 9). Das bedeutet vielfach, dass 
Elternhäuser ihre Kinder in besonderer Weise 
unterstützen müssen, da die Stoffprogression stärker 
ist als an den anderen Schulformen. Die dreijährige 
Oberstufe/Sekundarstufe II umfasst am Gymnasium 
die Jahrgangsstufen 10 bis 12. Das Gymnasium 
vermittelt „eine vertiefte allgemeine Bildung“ (SchG 
§16). Der Unterricht soll zurAuseinandersetzung mit 
komplexen Problemstellungen anleiten und zu 
abstrahierendem, analytischem und kritischem Denken 
führen.

Unterricht

Der Unterricht wird in der Regel im Klassenverband 
erteilt. Es können mehrere Fremdsprachen erlernt 
werden. Am Gymnasium setzt die zweite 
Fremdsprache – anders als an den anderen 
Schulformen – bereits in der 6. Klasse ein. Für 
Fremdsprachen, Religionslehre und Sport oder bei 
differenzierter Förderung können Schülerinnen und 
Schüler aus Parallelklassen der gleichen 
Jahrgangsstufe in Gruppen zusammengefasst werden.

Individuelle Akzente können ab der Klasse 8 gesetzt 
werden, z.B. mit
– einer dritten Fremdsprache,
– Naturwissenschaften,
– Ernährungslehre, Informatik, Poltik/Wirtschaft, 

Technik
Dazu kommen Ergänzungsstunden zur Förderung in 
Deutsch, in Mathematik, in den Fremdsprachen oder 
im Lernbereich Naturwissenschaften.

Abschlüsse

Das Gymnasium schließt mit der Abiturprüfung ab. 
Damit haben die Schülerinnen und Schüler die 
Allgemeine Hochschulreife.  
Außerdem können alle Abschlüsse der Sekundarstufe 
I erworben werden:

– ein dem Hauptschulabschluss gleichwertiger 
Abschluss und der Hauptschulabschluss nach 
Klasse 10 (am Ende der Klasse 9 des 
Gymnasiums),

– der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 
nach Klasse 10.

– Am Ende der Klasse 9 wird die Berechtigung zum 
Besuch der 3-jährigen Oberstufe des Gymnasiums 
(Jahrgang 10 bis 12), der Gesamtschule 
(Jahrgang 11 bis 13) oder entsprechender 
vollzeitschulischer Bildungsgänge des 
Berufskollegs erworben.

1.4. Die Gesamtschule

Die Gesamtschule arbeitet mit Kindern und 
Jugendlichen aller Leistungsstärken und hält 
Laufbahnentscheidungen möglichst lange offen. 
Gesamtschulen werden in der Regel als 
Ganztagsschulen geführt. Hier können alle 
Abschlüsse der Sekundarstufe I erreicht werden, die 
auch an der Hauptschule, der Realschule und dem 
Gymnasium erworben werden. In den Klassen 5 bis 
9 gibt es kein „Sitzen bleiben“. Gegebenenfalls 
werden die Schülerinnen und Schüler nach Beratung 
mit den Eltern und nach Beschluss der 
Klassen(lehrer)- konferenz zurückgestuft. 
Die Gesamtschule umfasst in der Sekundarstufe I die 
Klassen 5 bis 10, an Gesamtschulen mit verkürzten 
Bildungsweg bis Klasse 9. Die 3-jährige gymnasiale 
Oberstufe/Sekundarstufe II umfasst dort die 
Jahrgangsstufen 11–13. Das Abitur in 12 Jahren 
kann durch Überspringen einer Klasse erreicht 
werden. Beachten Sie bitte, dass nicht alle 
Gesamtschulen über eine eigene gymnasiale 
Oberstufe verfügen.

Unterricht 
Der Unterricht wird in den unteren Jahrgängen im 
Klassenverband erteilt und nach und nach mit 
Schwerpunktsetzungen erweitert. Um den 
unterschiedlichen Lernvoraussetzungen und 
Fähigkeiten der Schülerinnen und Schüler gerecht zu 
werden, bietet die Gesamtschule Fachleistungskurse 
mit unterschiedlich hohen Anforderungen an. Wie in 
den anderen Schulformen auch gibt es Ergänzungs- 
und Förderstunden in verschiedenen Lernbereichen.

Abschlüsse

In der Gesamtschule können alle Abschlüsse der 
Sekundarstufe I erworben werden:

– der Hauptschulabschluss
– der Hauptschulabschluss nach Klasse 10
– der mittlere Schulabschluss (Fachoberschulreife) 

nach Klasse 10.
– Er beinhaltet die Berechtigung zum Besuch der 

gymnasialen Oberstufe des Gymnasiums, der 
Gesamtschule oder entsprechender 
vollzeitschulischer Bildungsgänge des 
Berufskollegs, wenn die Leistungen in drei 
Erweiterungskursen und in den übrigen Fächern 
mindestens befriedigend und im Grundkurs 
mindestens gut sind.

– Die gymnasiale Oberstufe setzt den 
Bildungsgang der Klassen 5 bis 10 (9) fort und 
schließt mit der Abiturprüfung nach Klasse 13 ab.

– Besonders gute SchülerInnen können nach Ende 
der Klasse 10 direkt in die Qualifikationsphase 
der gymnasialen Oberstufe (Klasse 12 + 13) 
springen.

1.5. Das Berufskolleg (Berufsbildende Schulen)
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Als Berufskollegs werden in Nordrhein-Westfalen die be­
ruflichen Schulen bezeichnet. Sie sind Schulen der Se­
kundarstufe II (wie die gymnasiale Oberstufe eines 
Gymnasiums oder einer Gesamtschule). Das Bildungs­
angebot der Berufsfachschulen ist vielfältig und reicht 
von dem Erwerb der Fachoberschulreife bis zur allge­
meinen Hochschulreife und von der Vermittlung berufli­
cher Kenntnisse bis zur Berufsausbildung. Die Berufs­
kollegs haben unterschiedliche Schwerpunkte: für ge­
werblich-technische Berufe, für sozialpädagogische, 
hauswirtschaftliche, allgemeingewerbliche Berufe, für 
kaufmännische Berufe und für landwirtschaftliche Be­
rufe.

Bildungsgänge

– Fachklassen des dualen Systems
– Berufsgrundschuljahr
– Vorklasse zum Berufsgrundschuljahr
– Klassen für Jugendliche ohne Ausbildungsverhältnis

Fachoberschule

– ein- und zweijährige Bildungsgänge (berufliche 
Kenntnisse, Fachhochschulreife)

– fachgebundene oder allgemeine Hochschulreife
– einjähriger Bildungsgang (Fachoberschule Klasse 

13) (für Schülerinnen und Schüler mit 
abgeschlossener Berufsausbildung und 
Fachhochschulreife)

Fachschule

– berufliche Weiterbildung,
– Erwerb der Fachhochschulreife,
– staatlicher Abschluss (z.B. staatlich geprüfte 

Technikerin / staatlich geprüfter Techniker)
– Ausbildung zur Erzieherin / zum Erzieher.

Abschlüsse

In Berufskollegs können
– alle allgemein bildenden Abschlüsse (vom 

Hauptschulabschluss bis zur allgemeinen 
Hochschulreife),

– berufliche Qualifikationen (von der beruflichen 
Grundbildung über Berufsabschlüsse nach 
Landesrecht bis zur beruflichen Weiterbildung),

allein oder als Doppelqualifikation erworben werden.

2. Beobachtungen und Entscheidungshilfen

Die Entscheidung für die weiterführende Schule 
nach Ende der Grundschulzeit muß in unserem 
Bundesland zu einem Zeitpunkt getroffen werden, 
zu dem die meisten Kinder erst neun Jahre alt sind. 
Das mag Ihnen als Eltern sehr früh erscheinen. 
Umso unverzichtbarer sind große Sorgsamkeit und 
die Beteiligung der Eltern, um im Kontakt mit den 
Lehrern ihres Kindes eine förderliche und zukunfts­
feste Lösung bei der Schulwahl zu finden. 

Folgende Merkmale, Fähigkeiten und Einstellungen 
können Sie als Eltern bei Ihrem Kind gut beobach­
ten. Dabei geht es uns als KED nicht primär um 
eine Zuordnung zu bestimmten Schulformen und 
den Ausschluss von anderen, sondern wir möchten 
Ihre erzieherische Aufmerksamkeit anregen. Versu­
chen Sie als Eltern, zunächst für sich allein, an­
schließend im Gespräch miteinander, Ihr Kind nach 
den folgenden Gesichtspunkten einzuschätzen. Be­
denken Sie, dass Sie hier keine Prüfung vor sich 
haben. Wir wollen Ihnen eine Hilfestellung geben 
und vor allem Ihrem Kind gerecht werden. 

Kreuzen Sie das linke Kästchen an, wenn Sie voll 
überzeugt sind und entsprechend weiter rechts, 
wenn Sie unsicher sind oder gar nicht zustimmen 
können (= rechtes Kästchen). Wir empfehlen Ih­
nen, dass Sie Ihre persönlichen Markierungen mit 
den Aussagen der Lehrerin oder des Lehrers Ihres 
Kindes vergleichen. Finden Sie eine hohe Überein­
stimmung, können Sie daraus schließen, dass die 
Grundschullehrer Ihr Kind ähnlich einschätzen wie 
Sie selbst.
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Wenn Sie nun für alle Beobachtungen Ihre Kreuzchen 
gemacht haben, markieren Sie dann bitte (etwa mit 
einem +), wo Sie besondere Stärken oder 
Begabungen Ihres Kindes entdeckt haben. Machen 
Sie dort ein Fragezeichen, wo Sie ein Problem sehen. 
Noch eine Hilfestellung: Die letzten acht Fragen – das 
sind die Fragen auf dieser Seite – geben einen 
direkten Hinweis darauf, ob die Schulform Gymnasium 
für Ihr Kind geeignet ist: 

Sie sollten bei diesen Fragen Ihre Kreuze ganz links 
machen können, da diese Fähigkeiten für das Lernen 
am Gymnasium unverzichtbar scheinen.  

2. Im Übrigen und außerdem …

Von der Wahl der Schulform ganz unabhängig sind 
einige Gesichtspunkte, die für das Wohlergehen des 
Kindes in den kommenden Jahren von großer 
Bedeutung sind. Alle Eltern wünschen sich Kinder, die 
ausgeglichen, mit sich zufrieden und optimistisch sind. 
In dieser Hinsicht wird es förderlich sein,

– wenn das Kind nach seinem Leistungsvermögen 
in der Schule angemessen gefordert wird, also ihm 
weder zuviel abverlangt wird, noch es sich 
langweilt.

– wenn es entsprechend seinen Stärken und 
Talenten in der Schule gute Anregungen erfährt, 
also zum Beispiel in musischer Hinsicht, in seinen 
sportlichen Fähigkeiten oder seiner Kreativität.

– wenn es sich in seiner neuen Lerngruppe wohl 
fühlt. Das ist ein Vorteil der kleineren Klassen und 
der überschaubaren Schule.

– wenn die allgemeine Atmosphäre in der Schule so 
ist, dass Ihr Kind gerne hin geht.

– wenn es nicht am Ende der Leistungsskala seiner 
Klasse steht.

– wenn es für den Lernerfolg in der Schule nicht 
seine „Kindheit“ aufgeben muss, das heißt, dass 
neben der Arbeit für die Schule genügend Zeit 
zum Spielen und für Hobbys bleibt.

– wenn Anstrengung in der Schule und 
Entspannung in Spiel und Sport in einem guten 
Verhältnis zueinander stehen.

– wenn der Aufwand für den Besuch der neuen 
Schule ganz allgemein ein vernünftiges Maß hat 
(z.B. Schulweg).

Wer kann Sie bei den Einschätzungen Ihres Kindes 
und bei der Wahl der Schule unterstützen?

In der häuslichen Situation erleben Sie selbst Ihr Kind 
am häufigsten. Suchen Sie über Ihre Beobachtungen 
das Gespräch mit dem anderen Elternteil und 
tauschen Sie sich über die besonderen Stärken und 
Schwächen Ihres Kindes aus. 

Die Lehrerin und der Lehrer der Grundschule kennen 
Ihr Kind aus vielen Situationen in der Schule. 
Grundsätzlich möchten die Grundschullehrer das 
Beste für Ihr Kind. Darin sind sie mit Ihnen als Eltern 
einig. Die Lehrer haben Möglichkeiten, die Sie als 
Eltern nicht haben. Sie können innerhalb der Klasse 
Vergleiche anstellen und wissen, in welche 
Leistungsgruppe Ihr Kind gehört. Das hat zwar 
außerhalb der Klasse und Schule nur eine 
eingeschränkte Aussagekraft, kann aber zumindest 
im Umfeld der Schule Ihres Kindes zum Vergleich 
herangezogen werden. 

Nutzen Sie auch die Erfahrung anderer Eltern, die in 
den Jahren zuvor mit derselben Frage beschäftigt 
waren: Sie können Ihnen von der weiterführenden 
Schulen berichten, Einschätzungen bestätigen oder 
korrigieren. Auch Ihre Freunde können Ihnen helfen: 
Sie kennen Ihr Kind und haben, vielleicht sogar über 
mehrere Jahre hin, eine eigene Wahrnehmung 
gewonnen.

Argumente, vor denen Sie sich hüten sollten

• Eltern haben möglicherweise selbst einen hohen 
Bildungsabschluss und erwarten dies
auch von ihrem Kind. Argument: „Ich selbst habe das 
Abitur, das soll mein Kind auch
machen!“

• Eltern haben gegenüber einzelnen Schulen 
Vorurteile. Argument: „In diese Chaotenschule
soll ich mein Kind schicken?“ Oder: „In diese 
Spießer-Schule soll ich mein Kind
schicken?“

• Eltern lassen sich von der öffentlichen Meinung, 
dem Vorurteil oder der Verwandtschaft
beeinflussen. Argument: „Klar – UNSER Kind gehört 
auf’s Gymnasium!“

• Eltern räumen ihrem Kind nicht nur eine 
notwendige Mitsprache ein, sondern übertragen
ihm die Entscheidung. Argument: „Diese Schule? Ich 
bin dagegen, auch Deine
Grundschullehrerin hat abgeraten, aber bitte: Es ist 
Deine Entscheidung.“

• Eltern meinen, ihrem Kind einen Gefallen tun zu 
müssen und greifen dabei zu untauglichen
Kriterien. Argument: „Die beiden sind dicke 
Freundinnen. Die sollen doch
zusammen bleiben und auf eine Schule gehen.“
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Schlussbemerkungen

Gern weisen wir darauf hin, dass es in Nordrhein-
Westfalen zahlreiche katholische Schulen gibt. Dabei 
befinden sich die Grund- und Hauptschulen in der Regel 
in öffentlicher Trägerschaft. Die evangelische und 
katholische Kirche (auch einige Orden) sind so genannte 
freie Träger von Realschulen, Gymnasien und 
Gesamtschulen. Das sind dann Schulen, für die es 
besondere Aufnahmebedingungen und eigene 
Schulverträge gibt. 

Sie nehmen z.B. in eigener Verantwortung Schüler auf 
und stellen Lehrer ein. Nach Erfahrung der Katholischen 
Elternschaft (KED) wird an Schulen in kirchlicher 
Trägerschaft auf ein besonderes Schulprofil und auf 
gelingende Erziehungspartnerschaft großer Wert gelegt. 
Erziehung und Bildung sind unabhängig von 
Schulfächern. Die personale Entwicklung benötigt 
Aufmerksamkeit für die menschlichen Werte. Gibt es an 
der Schule Ihrer Wahl dafür eine gute Achtsamkeit? Wie 
sieht es überhaupt mit dem Schulprogramm der Schule 
aus, mit dem pädagogischen Klima? 

Sie treffen als Eltern eine wichtige Entscheidung. Sie 
entscheiden über die nächsten Lebensjahre Ihres 
Kindes. Wie auch immer Sie entscheiden, beobachten 
Sie Ihr Kind in den ersten Monaten auf der neuen Schule 
und suchen Sie das Gespräch mit den neuen Lehrern. 
Auch für die Lehrer auf der weiterführenden Schule ist 
die neue Klasse mit den vielen neuen Kindergesichtern 
eine echte Herausforderung. Sie werden längere Zeit 
brauchen – auch weil sie oft nur wenige Stunden pro 
Woche in der Klasse sind – bis Sie alle Kinder kennen 
und sich ein Bild machen können. 

Dabei sollten Sie als Eltern die Lehrer unterstützen. Sie 
werden dafür dankbar sein. Suchen Sie auch den 
Kontakt mit den Eltern der neuen Mitschülerinnen und 
Mitschüler. So manche Besonderheit stellt sich im 
Vergleich als völlig harmlos heraus und hat eine 
einfache Erklärung. Sie selbst, mehr aber noch Ihre 
Kinder, haben eine spannende neue Zeit vor sich. 

Die Katholische Elternschaft wünscht Ihnen eine gute 
Entscheidung bei der Schulwahl für Ihr Kind und einen 
guten Start in der neuen Schule. 

Informationen über Katholische Schulen
in Ihrem Bistum erhalten Sie von:

Generalvikariat Bistum Aachen
Abt. 1.4 Erziehung und Schule
Klosterplatz 7
52062 Aachen
www.kirche-im-bistum-aachen.de

Generalvikariat Bistum Essen
Dezernat Schule und Hochschule
Zwölfling 16
45127 Essen
www.bistum-essen.de

Generalvikariat Erzbistum Köln
Hauptabteilung Schule und Hochschule
Maternushaus
Kardinal-Frings-Str. 1–3
50668 Köln
www.erzbistum-koeln.de

Generalvikariat Bistum Münster
Hauptabteilung Schule und Erziehung
Kardinal-von-Galen-Ring 55
48149 Münster
www.bistum-muenster.de

Generalvikariat Erzbistum Paderborn
Hauptabteilung Schule und Erziehung
Konrad-Martin-Haus
Domplatz 15
33098 Paderborn
www.erzbistum-paderborn.de
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14. Linktipps     
Aktion Mensch(früher Aktion Sorgenkind ) www.aktion-mensch.de
Bildungsatlas www.bs-atlas.de
Bildungsmarkt 2003 www.bildungsmarkt2003.de
Bildungsmesse Bildungsmesse Köln 2004
Bund der freien Waldorfschulen www.waldorfschule.info
Bundeselternrat www.bundeselternrat.de 
Bundesministerium für Bildung und Forschung    www.bmbf.de   
Bundesverband der Schulfördervereine www.schulfoerderverein.de
Bündnis für Erziehung    www.buendnisfuererziehung.nrw.de 
Deutsche Gesellschaft für Ernährung www.dge.de
Deutscher Bildungsserver     www.bildungsserver.de   
Die Kinderschutz-Zentren www.kinderschutz-zentren.org
Elternberatung online www.bke-elternberatung.de
Elterninitiative für Bildungsreform www.sinn-ev.de
EPA European Parents' Association www.epa-parents.org
European Education Partnership www.eep-edu.org
Eurydice www.eurydice.org
Forum Bildung    www.forum-bildung.de   
Forum Informationsgesellschaft www.forum-informationsgesellschaft.de
IGLU-Studie    www.erzwiss.uni-hamburg.de/IGLU/home.htm 
Initiative D21 www.initiatived21.de
Institut für Bildungsmedien www.vds-bildungsmedien.de
KABI www.kabi-online.de
Kinderbuchforum-Stiftung www.kinderbuchforum.de/presse/presse.htm 
Kindertagesbetreuung www.bildungsserver.de/zeigen.html?seite=1835
Klassenfahrten www.bundesforum.de
Klassissimo www.foerderkreis-bonn.de
Kultusministerkonferenz    www.kmk.org 
Landeselternkonferenz NRW www.landeselternkonferenz-nrw.de 
learn:line NRW www.learn-line.nrw.de  
Mama lernt Deutsch www.integrationskurse.de
Ministerium für Schule und Weiterbildung NRW   www.bildungsportal.nrw.de 
Modellprojekt "Selbstständige Schule NRW" www.selbststaendige-schule.nrw.de  
Netzwerk Wege ins Studium www.wege-ins-studium.de 
Ökonomische Bildung online www.oekonomische-bildung-online.de
PISA 2003 www.ipn.uni-kiel.de/projekte/pisa 
PISA Deutschland www.mpib-berlin.mpg.de/pisa 
PISA Studie www.pisa.oecd.org
Schulbusnetz www.schulbus.net
Schule & Co www.schule-und-co.de  
Schulen ans Netz www.schulen-ans-netz.de
Schüleraustausch www.ausgetauscht.de
Schule-Wirtschaft-Arbeitsleben www.swa-programm.de
Schulinfos www.schulinfos.de
Schulpsychologie www.schulpsychologie.de  
Stiftung Lesen www.StiftungLesen.de
Stiftung Mitarbeit www.wegweiser-buergergesellschaft.de
Tipps zu Ausbildung, Studium, Beruf www.uni-protokolle.de 
Verein f. frühe Mehrsprachigkeit an Kindertageseinrichtungen 
u. Schulen

www.fmks-online.de

Welt in der Schule www.weltinderschule.uni-bremen.de
Netkids www.kindersindtabu.de
Wissens-Schule www.wissensschule.de
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